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Einleitung

Vorab: Eine Frage der Wahrnehmung

In der Diskussion um das Neugut in Ludesch haben die Meinungsbildung und die Wahr-
nehmung und Interpretation von Fakten und Argumenten eine wichtige Rolle gespielt. Dazu
ein paar Überlegungen vorab.

Wir finden es gut, wenn jemand seine Meinung ändern kann, weil neue Argumente in die
Diskussion kommen. Und wahrscheinlich hat jeder von uns schon einmal gedacht, dass die
Welt  eine bessere wäre, wenn gewisse Leute ihre Meinung ändern würden. Aber in aller
Regel haben wir damit andere gemeint, nicht uns selbst.

Oft erklären wir die aus unserer Sicht falschen Meinungen der anderen mit Unwissen. Wenn
wir der Gegenseite bloß lange genug die Fakten darlegen könnten, würde sie ihren Irrtum
zweifellos einsehen. Angesichts der Tatsache, dass wir damit kaum je erfolgreich waren, ist
das eine erstaunliche Überzeugung. Trotzdem führen wir jede neue Diskussion wieder mit
dieser Strategie. 

Der Einfluss von Wissen auf die Meinungsbildung wird überschätzt. Das Halbwissen ist ein
größeres Problem als das Unwissen. Wir neigen instinktiv zur Selbstüberschätzung. Das ist
keine böse Absicht, sondern wir erliegen tatsächlich der Illusion, etwas zu verstehen, was wir
nicht verstehen. In jedem von uns steckt ein Bundestrainer und in der COVID19-Pandemie
gab es plötzlich viele Virologen. Das ist eines von vielen Hindernissen, die einer rationalen
Meinungsbildung im Weg stehen. 

Ein weiteres Problem ist: Jeder glaubt die Welt so zu sehen, wie sie wirklich ist. Tatsächlich
werden aber die Meinungen aller Menschen von ihren persönlichen Erfahrungen geprägt.
Das wissen wir auch, aber wir bewerten diese Erfahrungen unterschiedlich. Die Einflüsse,
denen wir selber unterworfen waren, deuten wir als Quelle der Weisheit und Erleuchtung,
jene unserer Gegner als den Ursprung von Vorurteilen und Ressentiments. Wir können uns
sogar vorstellen, dass wir an ihrer Stelle genauso denken und handeln würden. Was wir uns
nicht  vorstellen  können,  ist,  dass  sie  recht  haben  und  wir  unrecht.  Wir  reden  mit  dem
anderen nicht in der Absicht, die eigene Meinung vielleicht zu ändern, sondern allenfalls um
zu verstehen, wie er zu seiner Meinung kommt und wie man diese ändern könnte.

Das ist gilt aber nicht für jedes Thema. Bei Sachthemen, mit denen wir wenig Gefühle verbin-
den, können wir unsere Meinung aufgrund neuer Tatsachen schnell ändern. Bei politischen
Argumenten ist das fast unmöglich. Experimente der Gehirnforschung haben das bestätigt.
Mit einem Gehirnscanner wurden die Gehirnaktivität beim Hören einer politischen Botschaft,
gemessen, die der eigenen Meinung entgegengesetzt ist. „Die Reaktion ist sehr ähnlich, wie
wenn Sie durch einen Wald spazieren und auf einen Bären stoßen“, sagen die Forscher. 

Wir empfinden entgegengesetzte politische Meinungen also tatsächlich als gefährlich. Und
so wie sich das Gehirn beim Bären auf Kämpfen oder Flüchten einstellt, stehen ihm wirk-
same Methoden zur Verfügung, um mit unliebsamen Meinungen fertig zu werden: Wir halten
gezielt nach Informationen Ausschau, die unsere Meinung bestätigen, wir analysieren  Infor-
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mationen, die zu unserer Meinung im Widerspruch stehen, besonders kritisch, und wir halten
die wünschbaren Informationen eher für wahr. Unser Gehirn arbeitet selektiv skeptisch und
glaubt, was es glauben will.

Warum ist das so? Auch da gibt es einen Erklärungsversuch: Meinungen, die politisch oder
moralisch aufgeladen sind, betreffen oft große Fragen. Doch ob ein einzelner sie richtig oder
falsch beurteilt, bleibt für seinen Alltag zumeist ohne Folgen. In der Regel ist es sehr unwahr-
scheinlich, dass unsere persönliche Meinung einen großen Einfluss auf weitreichende poli-
tische Fragestellungen hat. Viel wichtiger ist es für uns, den Konsens zu unserer „Bezugs-
gruppe“ aufrecht zu halten, d.h. die Meinung mit denen zu teilen, zu denen wir uns gehörig
fühlen; hier plötzlich eine andere Meinung zu vertreten, fühlt sich an wie Verrat. Ein solches
„Stammesdenken“  zeigt  sich  bei  vielen  umstrittenen  Themen,  vom  Klimaschutz  bis  zur
Einwanderung.

Und das hat auch nichts mit Intelligenz zu tun. Eine hohe Denkfähigkeit bedeutet nur, dass
es uns leichter fällt, bestimmte Argumente weg zu erklären und einen Grund zu finden für
das, was wir tun wollen. Und weil wir Widersprüche im Kopf als sehr unangenehm empfinden
und unter allen Umständen aufzulösen versuchen, reden wir uns etwas ein. Das ist keine
bewusste  Lüge,  sondern  ein  grundlegender  Mechanismus  der  Lebensbewältigung,  um
innere Konflikte zu bewältigen.

Wie kann man sich gegen diese Mechanismen wappnen?

• Als erstes können wir akzeptieren, dass die offensichtliche Voreingenommenheit, In-

konsequenz und Befangenheit, die wir in anderen Menschen erkennen, diese genau
so leicht in uns sehen. 

• Wir sollten mit  der Erwartung brechen, zu allem eine Meinung haben zu müssen.

Manche Probleme sind so komplex, dass man hochintelligent und gut informiert sein
muss, um sich einzugestehen, dass man dazu keine endgültige Meinung hat. 

• Wir sollten nicht dem Trugschluss erliegen, es zeuge von Schwäche, wenn ich meine

Meinung ändere. Ich kann damit im Gegenteil zeigen, dass ich etwas gelernt habe. 

• Manchmal hilft es, sich die Frage zu stellen: Welche konkrete Information würde mich

vom Gegenteil überzeugen? Falls mir dazu nichts einfällt, ist meine Meinung ziemlich
sicher keine Meinung sondern Ideologie oder Glaube. 

• Die zweite Frage, die ich beantworten sollte: Was wäre, wenn ich nicht recht hätte?

Je dramatischer die Folgen, desto besser muss die Begründung für meine Meinung
ausfallen. 

• Und: Wir müssen geduldig sein. Eine Meinung ist wie ein Tanker, sie braucht Zeit, um

zu wenden. Aber ein Gedankenspiel kann dabei helfen: Es fördert das Verständnis,
wenn wir hin und wieder so tun, als würden wir die Meinung unseres Gegenübers
vertreten.

Diese Gedanken und Zitate stammen aus einem sehr lesenswerten Aufsatz in der NZZ: „Meinungsbildung. 
Warum wir glauben, was wir glauben wollen“  (https://www.nzz.ch/folio/warum-sie-nie-recht-haben-ld.1612968) 
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Chronologie der Ereignisse

2013

 Der REK Entwurf Blumenegg wird der Öffentlichkeit präsentiert (12. Sept. 2013).

 Veranstaltung ‚Landschaft der Zukunft‘ am 24. Sept 2013 im Panoramasaal Dünser-

berg; Forderung Walter Zerlauth nach einem Gespräch mit Bürgermeister, Landesrat
und Bauernverbandspräsidenten zum Anlassfall REK Blumenegg.

 Diskussion mit sechs Landwirten und Gärtnern zu konkreten Flächenfestlegungen im

REK Blumenegg und zur Zukunft der Landwirtschaft in Ludesch am 18. Dez. 2013.

2014

 Öffentliche Diskussionsveranstaltung „Spannungsfeld Grund und Boden. Wohin ent-
wickelt sich die Landwirtschaft?“ Montag 12. Mai 2014, 20 Uhr in der Blumenegghalle
Ludesch.

 Der einstimmige GV-Beschluss zum Auflageverfahren des REK erfolgt am 26. Okt.

2014, das Auflageverfahren läuft vom 24. Okt. bis zum  25. Nov. 2014. Es werden 26
Stellungnahmen  abgegeben.  Diese  werden  von  der  REK-Arbeitsgruppe  in  zwei
Sitzungen (28. Nov. 2014 und 24. Feb. 2015) abgearbeitet.  Die Beschlussfassung
zum  REK  wird  auf  die  Zeit  nach  den  Gemeinderatswahlen  verschoben,  um  das
Thema aus dem Wahlkampf herauszuhalten.

2015

 Das REK wird in der Gemeindevertretung abgestimmt (18. Juni 2015 mit 20:2 Stim-
men). Der Bereich „Neugut“ wurde darin prinzipiell als mögliches künftiges Betriebs-
gebiet definiert.

 Die Firma Rauch präsentiert  am 8.  Sept.  2015 in  einer  Informationsveranstaltung

einen Plan, nachdem sie die kompletten 16 ha Gewerbebetrieb nutzen will.

 Das regionale REK Walgau wird am 19. Nov. 2015 einstimmig von der Gemeinde-
vertretung beschlossen.

2016

 Im April und Mai 2016 finden Grenzbegehungen mit den Grundeigentümern statt.

 Am 27. Juni 2016 beschließt die Gemeindevertretung einstimmig eine Grundstücks-
teilung aufgrund des Projekts.

 Zweite Informationsveranstaltung bei der Fa. Rauch am 05. Juli 2016 für Grundeigen-
tümer und Mitglieder des Landwirtschaftsausschusses.

 Nachdem die Firmen Rauch und Ball ihre Erweiterungsprojekte vorstellten, beschließt

die Gemeindevertretung am 12. Juli 2016 mehrheitlich (16 : 1), die Gemeinde möge
die Herausnahme der für die Erweiterung von Rauch/Ball notwendigen ca. 6 ha aus
der Landesgrünzone beim Land beantragen.
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2017

• Am 28. Juni 2017 wird ein Masterplan der Fa. Rauch mit der Landesraumplanung

diskutiert. Über ein Gespräch mit Raimund Fend zur Abklärung offener Fragen wird in
der GV-Sitzung vom 04. Juli 2017 informiert.

2018

 Aus Anlass der beabsichtigten Betriebsarealerweiterung  formiert sich im April 2018

die parteiunabhängige „INITIATIVE LUDESCH – für einen lebenswerten Walgau“. 

 Bei  einer  Onlineumfrage  der  Liste  LUTZ im  Frühjahr  2018  sprechen sich  85,7%

gegen eine Umwidmung im Neugut aus.

 Am  12.  Juli  2018  findet  eine  Veranstaltung  "Bodenfrass  ohne  Ende"  mit  Gerlind

Weber und Stefan Schartmüller (CH) statt.

 In  der  19.  Sitzung  der  Gemeindevertretung  erläutert  GV Eduard Klösch über  die
Gründe, warum die Liste Lutz ihre Sichtweise geändert hat

 Am 04.  Okt.  2018 informiert  H.  Burtscher  vom Vorarlberger  Naturschutzbund  auf
Antrag der Liste Lutz in der Gemeindevertretung zum Thema „Neugut“ (Bodenschutz,
Ernährungssouveränität,  Energie  &  Klima,  CO2,  Biotechnikwende,  Artenschutz  &
Naturvielfalt, Wassermanagement).

2019

 Am 01.  Feb.  2019  wird das Räumliche Entwicklungskonzept  (REK) verordnet und

wird somit zum Regionalen Entwicklungsplan (REP). 

 Am 21. Feb. 2019 wird von der Liste Lutz die Rücknahme des Antrags vom 12. Juli

2016 beantragt und mehrheitlich mit 17:7 abgelehnt.  Zudem wird die Durchführung
einer Volksabstimmung beantragt und mit gleicher Mehrheit abgelehnt. In der selben
Sitzung wird einem Verkauf der Gemeindeflächen an Fa. Rauch mit 16 : 8 Stimmen
unter bestimmten Auflagen zugestimmt.

 Am 23. März 2019 wird die Durchführung einer Volksabstimmung über die "Widmung

von Flächen im Neugut" beantragt. Diese wird am 17.  Mai  2019 von der Gemeinde
Ludesch als zulässig erklärt. 

 Vom  08.  April  2019  bis  zum 06.  Mai  2019  findet  das  Auflage-  und  Anhörungs-

verfahren  des  Landes  zu  "Grünzonenverordnung  Walgau,  Bereich  "Neugut";  Fa.
Rauch Fruchtsäfte GmbH“  statt.  Aufgelegt  wird der Verordnungsentwurf  mit  Erläu-
terungsbericht und Umweltbericht.

 Die Gemeindewahlbehörde legt am 19. Aug. 2019 fest, dem Antrag auf Durchführung

einer Volksabstimmung „Widmungen im Neugut“ stattzugeben. 950 gültige Zustim-
mungserklärungen wurden eingereicht. Eine entsprechende Verordnung wird am 26.
Aug. 2019 kundgetan.Der Volksabstimmungstermin wird auf 10. Nov. 2019 gelegt.

 Bei der Volksabstimmung am 10. Nov. 2019 stimmt eine Mehrheit (982 Stimmen =
56,1 Prozent  der  abgegebenen Stimmen)  der  zur  Volksabstimmung erschienenen
Ludescher gegen diese Umwidmungen, eine Minderheit (763 Stimmen = 43,9%t der
abgegebenen Stimmen) stimmt dafür.
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 Am 09. Dez. 2019 stellen RA Doshi & Partner einen Antrag an die Gemeindewahl-
behörde zur Aufhebung des Volksentscheids, der abgewiesen wird. Gleichzeitig teilen
sie mit, dass sie bereits am 05.12.2019 im Auftrag von 15 Antragstellern Verfassungs-
beschwerde beim Verfassungsgerichtshof in Wien eingelegt haben.

2020

 Die Volksabstimmung wird vom Verfassungsgerichtshof am 06. Okt. 2020 für ungültig

erklärt. Die Bundesverfassung sieht nicht vor, dass eine Volksabstimmung gegen den
Willen der Gemeindevertretung durchgeführt werden kann.

2021

 Thomas Blank, Leiter der Abt. Wasserwirtschaft im Amt der Vlbg. Landesregierung,

berichtet in der Gemeindevertretung über die Grundwassersituation im Neugut.

 Der Klärungsprozess wird in der Gemeindevertretung am 15. April 2021 mit 17 : 7

Stimmen beschlossen.

 Die Gemeindevertretung beschließt am 27. Mai 2021 mit 21 : 3 Stimmen, dass dass

das Verfahren auf Herausnahme der Flächen aus der Landesgrünzone, welcher die
Gemeindevertretung am 12.  Juli  2016 beschlossen hat, für die Zeit des laufenden
Prozesses ruhend gestellt wird.

Teil 1: Der Wille des Volkes

1.1 Die Volksabstimmung

Vorgeschichte

Bereits  anlässlich  der  Veranstaltung ‚Landschaft  der  Zukunft‘  am 24.  Sept  2013 forderte
Walter  Zerlauth  im  Anschluss  an  die  Präsentation  des  REK-Entwurfs  ein  Gespräch  mit
Bürgermeistern,  Landesrat  und Bauernverbandspräsidenten zum Anlassfall  REK Blumen-
egg.  Dabei  ging  es  speziell  um die  potentiellen  Gewerbeflächen  Blumenegg-Ost  im An-
schluss an das Betriebsgebiet Rauch / Rexam. Am 18. Dez. 2013 diskutierten sechs Land-
wirte  und  Gärtner  aus  Ludesch  mit  der  Regio  Im  Walgau  über  die  konkreten  Flächen-
festlegungen im REK Blumenegg und zur Zukunft der Landwirtschaft in Ludesch. Die Land-
wirte erkannten die Bemühungen im REK zum sparsamen Umgang mit Flächen an. Sie hat-
ten aber  aufgrund  früherer  Erfahrungen  Bedenken,  wie  die  Politik  zukünftig  entscheiden
würde („Alte Versprechen wurden nicht eingelöst, die Landwirte haben kein Vertrauen mehr
in die Politik.“). Sie forderten für die Erweiterungsflächen für Rauch / Rexam Ersatzflächen in
gleicher Qualität, was nur durch die Rodung von Waldflächen möglich wäre. Ihre Begrün-
dung: „Die Ludescher Landwirte sind heute schon auf dem Weg, ihre Produktion umzustellen
(Bio,  Gemüse,  Getreide  und  andere Sonderkulturen,  zugleich  nimmt  die  Zahl  der  Milch-
betriebe ab) und sie haben seit 1952 eine eigene Wasserversorgung über 4 km installiert.
Das ist eine Chance, auch bei weniger verfügbaren Flächen ein Auskommen zu finden. Aller-
dings werden dazu besonders die ackerfähigen Flächen benötigt.“ Vom Land erhofften sie
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Unterstützung und eine Bodeneignungsstudie der BOKU Wien sowie ein Landbewirtschaft-
ungskonzept als Grundlage für eine Abstimmung zwischen den Walgau-Gemeinden.

Am 12. Mai 2014 fand in der voll besetzten Blumenegghalle Ludesch eine Veranstaltung mit
dem Titel  „Spannungsfeld  Grund und  Boden.  Wohin  entwickelt  sich  die  Landwirtschaft?“
statt. Auf dem Podium saßen LStH Karlheinz Rüdisser, LR Erich Schwärzler, LWK-Präsident
Josef Moosbrugger und Bgm. Walter Rauch. Thematische Inputs kamen von Walter Zerlauth,
Jürgen Burtscher, Alfons Matt (Schlins) und vom Autor dieser Studie. Die Ludescher Land-
wirte entwarfen eine Resolution. Begleitend dazu erschienen zwei Doppelseiten im Walgau-
blatt.

Das waren die Anfänge der Auseinandersetzung um die Flächen im Neugut.

Generell war die Bewahrung landwirtschaftlicher Flächen ein wichtiges Thema bei der Erar-
beitung des REK („Wir haben ja andererseits auch für die Landwirte den Kopf hingehalten, 
wenn Leute über die Siedlungsgrenzen hinaus bauen wollten“). Allerdings hat man sich da 
vor allem auf die Flächen oberhalb der Bahnlinie konzentriert:

(REK Blumenegg, gemeinsame Sitzung der Gemeindevertretungen Bludesch – Thüringen – Ludesch 
am 3. Oktober 2013)

Das REK Ludesch wird auch von den Gegnern der Betriebserweiterung im Neugut als ein
gutes und nützliches Planungsinstrument gesehen;  nur im Falle dieser Flächen muss es
ihrer Ansicht nach überarbeitet werden („seit 2014 hat sich dermaßen viel geändert, da muss
man auch Entscheidungen wieder in Frage stellen können.“)
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Das REK Ludesch wurde am 18. Juni 2015 von der Gemeindevertretung verabschiedet. Am
8. Sept. lud die Fa. Rauch ein und präsentierte ihre Erweiterungspläne, für die sie die im
REK definierte Fläche für ein Betriebsgebiet in der Größe von ca. 16 ha benötigen würde.
Damit begann der Diskussionsprozess, der letztlich in der Volksabstimmung mündete. 

Die Initiative Ludesch sammelte 950 gültigen Unterstützungserklärungen (39,2% aller Wahl-
berechtigten), um eine Volksabstimmung herbeizuführen. In den Monaten vor der Volksab-
stimmung war die Diskussion heftig und die Stimmung ziemlich aufgeheizt. Die Kontrahenten
– in diesem Falle die Gemeinde und die Initiative Ludesch – konnten sich nicht auf eine
gemeinsame Informationsbroschüre einigen. Der Diskussionsprozess selbst, die beteiligten
Menschen und Gruppen und die Qualität der Argumente wird in Teil 4 näher geschildert.

Die Volksabstimmung und ihr Ergebnis

Der Antrag auf eine Volksabstimmung wurde mit Bescheid der Gemeindewahlbehörde der
Gemeinde Ludesch vom 17. Mai 2019 für zulässig erklärt und nach Einbringen der notwen-
digen  Unterschriften  am  20  Aug.  2019  beschlossen.  Die  abzustimmende  Frage  lautete:
„"Sollen  die  im  Ludescher  Neugut
liegenden Grundstücke GST-NRN 1645,
2320,  2321,  2322,  2323,  2313,  2312,
2311/2, 2311/1 und 2310, GB Ludesch,
Freihalteflächen-Landwirtschaft  (FL)
bleiben?"  Die  Durchführung  der  bean-
tragten Volksabstimmung wurde für den
10.  November  2019  angeordnet.  Nach
Durchführung  der  Volksabstimmung
wurde deren Ergebnis  durch die Wahl-
behörde am 10. November 2019 an der
Amtstafel  der  Gemeinde  kundgemacht.
Das Ergebnis lautete demnach wie folgt:
Von  den  1.745  gültigen  Stimmen
entfielen  982  auf  "JA"  und  763  auf
"NEIN". (Aus dem Urteil des BVerfG)

Es gab Gesprächspartner, die die Fragestellung der Volksabstimmung kritisierten: „Die Fra-
gestellung war suggestiv. Mir haben einige gesagt, sie haben nicht gewusst, ob sie mit Ja
oder nein stimmen sollten - denn "nein" suggeriert "ja" und umgekehrt.“ Oder: „Da haben
welche für den Prozess vor dem Höchstgericht eine eidesstattliche Erklärung abgegeben,
dass sie mit der Fragestellung nicht klar gekommen sind“. Diesem Argument kann ich nicht
folgen, denn die Initiative Ludesch hat klar kundgetan: „Die am Sonntag den 10ten Novem-
ber an Euch zu stellende Frage wird so lauten: Sollen die im Neugut liegenden Grundstücke
Nummer soundso Freifläche-Landwirtschaft  (FL)  bleiben? Wir  meinen:  Ja,  sie sollen es!“
(Initiative Ludesch, Rundbrief Nr. 7, Sept. 2019). Dagegen warb die Liste „Gemeinsam für
Ludesch in ihrem Flugblatt: 10 Argumente für ein Ludescher „Nein“.
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Die Wahlbeteiligung und die Repräsentativität des Ergebnisses

Einige Gesprächspartner haben Zweifel an der Repräsentativität der Ergebnisse geäußert.
Als Grund wurde zum einen Wahlbeteiligung genannt: „Aufgrund der relativ geringen Beteili-
gung an der Volksabstimmung halte ich das aus meiner Sicht knappe Ergebnis als nicht son-
derlich repräsentativ. In welche Richtung sollte man die „Nichtabstimmer“ zählen?“ Vergleicht
man das Ergebnis der Volksabstimmung mit den jüngst abgehaltenen Wahlen, so ergibt sich
folgendes Bild:

Wahl
Wahlberechtigte in 
Ludesch

Abgegebene Stimmen Wahlbeteiligung

Volksabstimmung 
Neugut 2019

2.416 1.745 72,2 %

Landtagswahl 2019 2.416 1.460 60,4 %

Gemeindevertretungs- 
und Bgm.wahl 2020

2.730 1.320 48,4 %

Die Wahlbeteiligung bei der Volksabstimmung lag höher als bei der Landtagswahl und deut-
lich höher als bei der Wahl zur Gemeindevertretung, deren Repräsentativität  ja auch nie-
mand in Zweifel ziehen will. Vergleicht man die Wahlbeteiligung mit Volksabstimmungen in
der benachbarten Schweiz, dann wird der Unterschied noch deutlicher. Dort gilt schon eine
Wahlbeteiligung > 50% als Erfolg. Die hohe Wahlbeteiligung spricht meines Erachten klar
dafür, dass das Thema der Bevölkerung sehr wichtig war.

Ein anderes Argument lautete: „In der Volksabstimmung haben 50% gegen das Projekt ge-
stimmt,  aber  in  der  Gemeindevertretungswahl  haben 70% die Liste „Gemeinsam für  Lu-
desch“ gewählt.   Das relativiert das Ergebnis der Volksabstimmung.“ Für mich ist die Argu-
mentation  nicht  schlüssig,  denn  in  eine  Gemeindevertretung  werden  die  Listen  ja  nicht
aufgrund eines einzelnen Themas gewählt, sondern aufgrund ihrer Kandidat*innen und ihrer
generellen politischen Strategie.

Wahl
Wahlberechtigte

in Ludesch
Stimmen für den

Erhalt des Neuguts
Stimmen für die

Betriebserweiterung
Keine

Meinung

Volksabstimmung
Neugut 2019

2.416 982 763 671

Stimmen für die
Liste Lutz

Stimmen für die
Liste „Gemeinsam

für Ludesch“

Keine
Meinung

Gemeindevertre-
tungs- und Bgm. 
wahl 2020

2.730 372 872 1.486

Die  Tabelle  zeigt,  dass  weitaus  die  größte  „Wählerwanderung“  von  den  Gegnern  einer
Bebauung des Neuguts zu den Nicht-Wählern  bei  der  Gemeindevertretungswahl  stattge-
funden hat. Am Ende bleibt die Tatsache, dass bei einer hohen Wahlbeteiligung 56,3 % der
Stimmen für  den Erhalt  des Neuguts abgegeben wurden und 43,7 % der Stimmen eine
Betriebserweiterung der Fa. Rauch befürworteten.
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1.2 Nach der Volksabstimmung

Reaktionen auf die Volksabstimmung

Nach der Volksabstimmung hat der Bürgermeister gesagt: „Ich akzeptiere das Ergebnis und
muss jetzt den Scherbenhaufen wegkehren.“ Der Landeshauptmann wird zitiert, für ihn sei
die Sache nach der Volksabstimmung politisch gegessen. Aber wenn Ludesch das bean-
tragt, bearbeiten sie den Fall beim Land weiter. 

Es gab aber auch andere Stimmen: „Es war eine Chance, nicht zugestimmt zu haben, denn 
jetzt kann man etwas anderes, besseres machen“ 

Die Aufhebung des Urteils durch den BVerfG

Gegen das Ergebnis der Volksabstimmung erhoben 15 Privatpersonen Klage vor Gericht.
Daraufhin erklärte der österreichische Bundesverfassungsgerichtshof die Volksabstimmung
für nichtig.  Das Argument:  In einer repräsentativen Demokratie kann nicht vom Volk eine
Abstimmung initiiert werden, die zum Ziel hat, einen Beschluss eines gewählten Parlaments
aufzuheben. 

Hier entsprechen die Vorarlberger Landesgesetze nicht den Bundesgesetzen. Der Vorarlber-
ger Landtag hat daraufhin einstimmig beschlossen, dass eine Nationalratsintervention erfol-
gen solle,  um die grundsätzlich demokratische Möglichkeit  einer Volksabstimmung beizu-
behalten. Auf dieses Thema soll hier aber nicht weiter eingegangen werden.

Wichtig ist, dass die Annullierung des Ergebnisses der Volksabstimmung aus formalen Grün-
den erfolgte. Was das für Auswirkungen auf die Sache selbst hat, darüber gibt es wider-
sprüchliche  Meinungen.  Eine  kleine  Minderheit  ist  der  Ansicht,  „man muss  die  Volksab-
stimmung als nichtig anschauen, als ob es sie nie gegeben hätte.“ Eine Mehrheit meiner
Gesprächspartner – auch eine Mehrheit der Befürworter einer Bebauung – war der Ansicht:
„Inhaltlich  bleibt  der  Mehrheitswille,  wie  er  im Abstimmungsergebnis  zum Ausdruck  kam,
bestehen. In der Sache hat sich nichts geändert.“

1.3 Der Klärungsprozess

Das Ziel des Klärungsprozesses

Nach dem Urteil drängten verschiedene Akteure – allen voran die Grundbesitzer und die Fa.
Rauch – auf eine Entscheidungsfindung. Als Reaktion auf die unklare Situation wurde vom
Bürgermeister und der Liste „Gemeinsam für Ludesch“ ein Klärungsprozess initiiert, der zu
diesem Bericht geführt hat. Der Bürgermeister begründete diesen Prozess folgendermaßen:
„Ich bin zur Wahl mit der Aussage angetreten, dass ich mir zuerst ein Gesamtbild machen
will, bevor ich mich positioniere und weitere Schritte der Gemeinde einleite. Auf jeden Fall ist
es wichtig, nicht über das Ergebnis der Volksabstimmung einfach „drüberfahren“. Es geht
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darum, alle Leute im Dorf nochmals abzuholen, alle Argumente auf den Tisch zu legen und
nachzudenken, was für die Gemeinde das richtige ist.“ Und: „Ich will als Bürgermeister noch-
mal  alle  Argumente  hören.  Dann  will  ich  sie  zusammenstellen  und  der  Öffentlichkeit
präsentieren.  Dann können sich  alle  ein  Bild  machen und überlegen,  inwieweit  man die
ganze Thematik noch einmal aufrollen soll. Aber oberste Prämisse ist: Kein Krieg im Dorf.“ 

Dabei geht es dem Bürgermeister darum, dass seines Erachtens neue Fakten vorliegen, die
es möglicherweise rechtfertigen, über das Ergebnis der Volksabstimmung noch einmal nach-
zudenken.  In  der  Presse wird der  Bürgermeister  mit  den Worten zitiert:  „Die  Gemeinde-
vertreter wurden hinters Licht geführt. Man hat uns Länge mal Breite belogen.“ (VN Bericht
vom 17.04.21). 

Eine weitere Aussage des Bürgermeisters lautet: „Es darf nicht der Eindruck entstehen, dass
jetzt aufgrund der aus formalen Gründen erfolgten Ablehnung des Ergebnisses der Volks-
abstimmung versucht wird, das alte Projekt doch noch durchzusetzen. Wenn etwas gemacht
wird, dann ein neues Projekt mit innovativen Ansätzen.“ Damit ergeben sich aus Sicht des
Bürgermeisters zwei Fragestellungen: haben sich die Rahmenbedingungen gegenüber der
Volksabstimmung geändert? Und gibt es eine neue, innovative Projektidee im Neugut?

Der Klärungsprozess wurde von Beginn an als ergebnisoffener Prozess kommuniziert. Das
wurde von manchen in Frage gestellt und meine Offerte mit dem missverständlichen Titel
"Grünzone Ludesch / Planung für ein Betriebsgebiet"  goss noch Öl ins Feuer. Ich bekam
schnell einen Eindruck, wie das Thema die Gemüter bewegt. Mit einer ausführlichen Projekt-
beschreibung, die von der Gemeinde veröffentlicht wurde, versuchte ich gegenzusteuern.

In einem ersten Schritt sollte es darum gehen, alle Informationen sauber aufzuarbeiten. Dazu
mussten alle Beteiligten abgeholt werden: „Was denken sie über das Thema, was sind die
Hauptargumente und welche Lösungsvarianten scheinen akzeptabel. Auch Änderungen in
der Sachlage müssen erfasst und aufgearbeitet werden.“ Ziel war und ist eine umfassende
und sachliche Darstellung der Problematik,  die allen am Konflikt  Beteiligten gerecht wird.
Das ist die Aufgabe dieses Berichts.

In den Gespräche wurden auch weitere Ziele genannt, die mit dem Klärungsprozess verbun-
den werden: An erster Stelle steht der öfters geäußerte Wunsch nach einer transparenten,
neutralen Information und sachlichen Darstellung, um die zum Teil sehr emotional geführt
Auseinandersetzung um die Volksabstimmung wieder in ein ruhigeres Fahrwasser zu bring-
en. „Ich hoffe, dass die Emotionen herauskommen und man einen Weg findet, das Ganze
auf neue Beine zu stellen.“

Auch Fragen zu konkreten Themen (Wasser, Arbeitsplätze, Bodenqualität) wurden genannt,
die in diesem Bericht beantwortet werden sollen. Es gab auch die Auffassung: „Der gesamte
Konflikt mit Volksabstimmung usw. bietet der Gemeinde jetzt die Chance, etwas völlig Neues
und Zukunftsweisendes auf den Weg zu bringen.“

Und nicht zuletzt soll der Prozess auch ein Baustein für die gesetzlich notwendige Evaluation
des REP sein, wie sie im neuen Raumplanungsgesetz vorgesehen ist. Deswegen ist auch
die raumplanerische Betrachtung wichtig. Dazu werden im Kapitel 5 auch Anregungen aus
den Gesprächen aufgelistet, die über die Frage einer Nutzung des Neuguts hinausgehen
und die gesamte Dorfentwicklung betreffen.
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Kritik am Klärungsprozess

Der Klärungsprozess, war von Anfang an umstritten. „Wenn man das Ergebnis des Volks-
entscheids inhaltlich akzeptiert  – warum führt  man dann trotzdem einen solchen Prozess
durch?“ - das ist eine öfters gestellte Frage. Es gab unter meinen Gesprächspartnern durch-
aus auch skeptische Meinungen, die sagen: „Jetzt sollen wir durch die Hintertür wieder auf
Start gehen.“ „Ich behaupte, ich kenne das Ergebnis dieses Prozesses schon.“ „Wahrschein-
lich ist es so: egal, was bei dem Projekt rauskommt. Da fährt der Bürgermeister eh drüber.“
„Wir werden‘s nicht derheben.“

Von der Liste Lutz wurde kritisiert,  dass der Bürgermeister vor der Gemeindevertretungs-
sitzung, in der er den Antrag auf Durchführung eines Klärungsprozesses gestellt  hat,  die
Sitzung den Gemeindevorstands abgesagt hat, sodass der Antrag nicht vorberaten werden
konnte („Der Bürgermeister hat das Projekt durchgedrückt“). Nach mehreren internen Ge-
sprächen und einem Gespräch mit dem Bürgermeister hat die Liste Lutz dann beschlossen,
ein Gespräch im Vorfeld durchzuführen. Dabei geht es aus ihrer Sicht um die Frage: Warum
soll die Liste Lutz bei diesem Prozess mitmachen? „Über zwei Dinge reden wir nicht: Das
Ergebnis der Volksabstimmung und das Projekt Neugut.“

Aus Sicht der Initiative Ludesch besteht kein Bedarf für eine solche Klärung. Ihrer Meinung
nach sind die Flächen im Neugut sind die nächsten 10-15 Jahre durch die Volksabstimmung
belegt, auch wenn gewisse Interessen auf eine solche „Klärung“ drängen. Es gibt keine rele-
vanten neuen Erkenntnisse. „Wir beteiligen uns an der Diskussion, aber das ist eine gesell-
schaftliche Veranstaltung; inhaltlich und moralisch ist das sinnlos.“ Ihrer Ansicht nach ist das
„ein enormer Zündstoff in der Gemeinde“.

Das einfachste wäre nach Ansicht einiger gewesen, wenn der Bürgermeister und die Ge-
meindevertretung gesagt hätten, wir respektieren das Ergebnis der Volksabstimmung und
akzeptieren damit den Mehrheitswillen der Bevölkerung. Die Flächen im Neugut bleiben Frei-
fläche. „In meinem Bekanntenkreis herrscht völliges Unverständnis über das Vorgehen. Man
hat abgestimmt und seither sind keine effektiv neuen Fakten bekannt geworden.“

Als Zeichen für einen ergebnisoffenen Prozess hat die Gemeindevertretung am 27. Mai mit
21 : 3 Stimmen beschlossen, dass das Verfahren auf Herausnahme der Flächen aus der
Landesgrünzone, welcher die Gemeindevertretung am 12. Juli 2016 beschlossen hat, für die
Zeit  des laufenden Prozesses ruhend gestellt  wird. (6. öffentliche Sitzung der Gemeinde-
vertretung, Niederschrift 27. Mai 21)

Teil 2 Das Projekt „Rauch / Red Bull / Ball“

Die Firma Rauch und Fa. Ball planen die Erweiterung ihrer Betriebsanlagen in Ludesch. Als
Vorbereitung für eine spätere Umwidmung wurde von der Rauch Fruchtsäfte GmbH ein An-
trag zur Herausnahme dieser Flächen aus der Verordnung des Landes über die Festlegung
von überörtlichen Freiflächen in  der  Talsohle  des Walgaus (Landesgrünzone)  eingelangt.
Betroffen sind die Gst-Nr. 2310, 2311/1, 2311/2, 2312, 2313 sowie Teilflächen der Gst-Nr.
1645, 1646, 2291/1, 2306/2, 2317, 2320, 2321, 2322, 2323 KG Ludesch im Ausmaß von
insgesamt ca. 6ha. 
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Der Flächenbedarf der Fa. Rauch (zusammen mit Red Bull und Ball)

Ein Streitpunkt bei der Bewertung der Volksabstimmung sind die unterschiedlichen Angaben
zum Flächenbedarf. Von den Befürwortern einer Betriebserweiterung der Fa. Rauch wird den
Gegnern häufig vorgehalten, sie hätten mit falschen Zahlen agiert (16,5 ha), obwohl die Fa.
Rauch im Endeffekt doch nur 6,5 ha Fläche beansprucht habe. Dies habe das Ergebnis der
Volksabstimmung verfälscht.

Wenn man die offiziellen Dokumente sichtet, ergibt sich folgendes Bild:

Auf der ersten Informationsveranstaltung im Sept. 2015 hat die Fa. Rauch klar artikuliert,
dass sie langfristig an der gesamten im REK verzeichneten Fläche interessiert sei (münd-
liche Aussage eines Teilnehmenden). 

Am 08. Sept. 2015 fand eine Besprechung mit KH Rüdisser und der Abt. VIIa Landesraum-
planung,  Alfred  Bechter  u.  Klaus  Nigsch  (ABB/Gv-LK),,  RA Konzett,  H.  Krammer  (Fa.
Rauch), Dieter Lauermann (Ludesch), A. Zoderer (Abt. VIId Wasserwirtschaft) statt:

• Erweiterungsplan (Rauch Stufe 1: 2,5 ha Rauch Stufe 2: 3,5 ha, Rexam 3,5 ha).
• Zeitplan: 2016 Flächenerwerb, 2017 Bau, 2018 Beginn der Produktion.
• 50% der Logistik werden mit der Bahn abgewickelt.
• Der Wasserverbrauch steigt proportional zur Ausdehnung der Produktion, bleibt aber

innerhalb der Konsenswassermenge.
• Die Flächen sind im REK vorgesehen, die Vertragsraumordnung soll zur Anwendung

kommen (Verwendung innerhalb von 5 Jahren).
• Die Grundwassermodellierung zeigt, dass eine Bebauung im Nahbereich der Bahn-

trasse möglich ist - je weiter in Richtung Ill, umso kritischer im Zusammenhang mit
den Grundwasserströmungen → Änderungen bringen regionalen Handlungsbedarf
zum Ausgleich der Grundwasserschutzzone mit sich.

• Eine  strategische  Umweltprüfung  ist  vermutlich  erforderlich.  Behördenverfahren

(Grünzone) benötigen Zeit.
• Mit einem Raumplanungsvertrag ist eine BB II- Widmung möglich.

(Quelle: Aktenvermerk an alle Beteiligten)

Besprechung Dieter Lauermann mit  der Abt. VIIa Landesraumplanung) am 31. Mai 2016:
Die Flächen sollen in Teilen nach Bedarf aus der LGZ herausgenommen werden. Dafür ist
ein Antrag der Gemeinde nötig. Daraufhin gab es eine Besprechung von D. Lauermann mit
H. Krammer (Fa. Rauch) und der Abt. VIIa Landesraumplanung zur Fesllegung der weiteren
Schritte. Notwendig seien parzellenscharfe Abgrenzung der benötigten Flächen und konkre-
ten  Planungen.  REK Ausgleichsflächenthematik:  LSth  Rüdisser  will  dies  im  Regierungs-
antrag festhalten. 

Als Vorbereitung für eine spätere Umwidmung wurde von der Rauch Fruchtsäfte GmbH ein
Antrag zur Herausnahme dieser Flächen aus der Verordnung des Landes über die Fest-
legung von überörtlichen Freiflächen in der Talsohle des Walgaus (Landesgrünzone) einge-
langt. Betroffen sind die Gst-Nr. 2310, 2311/1, 2311/2, 2312, 2313 sowie Teilflächen der Gst-
Nr. 1645, 1646, 2291/1, 2306/2, 2317, 2320, 2321, 2322, 2323 KG Ludesch im Ausmaß von
insgesamt ca. 6ha. Die Flächen liegen allesamt innerhalb der im Räumlichen Entwicklungs-
konzept festgelegten Siedlungsgrenzen. Die GV beschließt mehrheitlich (16 : 1), beim Land
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eine Herausnahme dieser Flächen aus der Landesgrünzone zu beantragen. (Kundmachung
über die 9. öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung am 12. Juli 2016)

Am 01. März 2017 gab es eine Besprechung zur Grünzone Walgau im Zusammenhang mit
der geplanten Betriebserweiterung der Fa Rauch / Ball / Red Bull. Teilgenommen haben R.
Fend, M. Kopf und A. Keckeis (Abt. VIIa Landesraumplanung), sowie H. Krammer und S.
Bleier (Fa. Rauch). Dabei wurde folgendes besprochen:

• Eine Erweiterung der Fa. Rauch in Richtung Nüziders scheidet aus.

• Eine  Betriebserweiterung  ermöglicht  es,  bestehende  Brunnen-  und  Abwasser-

reinigungsanlage, Verschubbahnhof und Führungskräfteebene zu nutzen.
• Es werden 100 zusätzliche AK bei Fa. Rauch und 100 zusätzliche AK bei Fa. Ball er-

wartet.
• Die Erweiterungsflächen betreffen 2,6 ha südl. des Neugutwegs und 3,6 ha nördlich

des Neugutwegs.
• In  einer  zweiten Ausbauphasen werden weitere  Flächen benötigt,  langfristig  insg.

16,2 ha.

Seiten des Landes erbrachte das Vorverfahren folgende Ergebnisse: Für die Landwirtschaft:
hat das Vorhaben erhebliche negative Umweltwirkungen, die Kompensation zwischen Lu-
desch und Gais kann den Verlust nicht ausgleichen. Aus Sicht der Wasserwirtschaft braucht
es zumindest an anderer Stelle eine flächengleiche Kompensation der Grundwasserschutz-
zone. Aus Sicht des Naturschutzes ist eine Ausdehnung südlich des Neugutweges wegen
der Nähe zum Auwald abzulehnen. 

Als weiteres Vorgehen wurde vereinbart: Fa Rauch konkretisiert ihren Masterplan, das Land
plant Verlegung der Hochspannungsleitung in Richtung Auwald, die Fa. Rauch prüft einen
größeren Abstand zum Auwald, es braucht genauere Angaben zu betrieblichen Erweiterung.
(Quelle: (Aktenvermerk M. Kopf)

Masterplan der Fa. Rauch - Anmerkungen M.Kopf an Harald Krammer (28. Juni 2017): 
(1) die betriebseigene Erschließungsstraße in der ersten Ausbaustufe des Masterplans
widerspricht dem REK, sie liegt außerhalb des geplanten Umwidmungsgebiets; 
2) eine Änderung der LGZ kann nur für die 1. Etappe erfolgen, der Flächenbedarf muss
in einem Plan 1:5.000 dargestellt werden; 
(3) der räumliche und vor allem funktionale Zusammenhang der beabsichtigten Erweiter-
ungen der Fa. Ball und Rauch zu den bestehenden Produktionsanlagen soll beschrieben
werden.

In Summe sollen lt.  gültigem REK 18,72 ha Flächen aus der Landesgrünzone herausge-
nommen werden. (E-Mail D. Lauermann auf Anfrage von Harald Krammer, Fa. Rauch am 9.
Aug. 2018)

Es gibt eine Bebauungsstudie mit der Lage der Baukörper. Architektenpläne (ATP) datieren
vom 01.  März  2018  und (mit  reduzierter  Fläche)  vom 15.  Okt.  2018.  Der  erste  Entwurf
umfasste  auch  eine Ausbaustufe  und belief  sich  auf  insg.  16,17 ha,  der  zweite  Entwurf
beschränkte sich auf Ausbaustufe 1a und 1b mit einer Gesamtfläche von 6,55 ha. (Doku-
mentation Gemeinde)

Grünzone Ludesch, Bericht (mwa, 26. Okt. 2021) S. 17



Noch im Erläuterungsbericht zur Herausnahme von Flächen aus der Landesgrünzone (April
2019) wird von zwei Entwicklungsetappen gesprochen:  „Aus den Planunterlagen und Er-
läuterungen des Unternehmens geht hervor, dass die Betriebserweiterung in engem sowohl
räumlich-funktionalen als auch betriebsorganisatorischen Zusammenhang mit den bestehen-
den Betriebsanlagen der Firmen Rauch/Red Bull/Ball steht. Eine Erweiterung Richtung Nüzi-
ders sei  aufgrund der existierenden Grundstücks-  und Bebauungssituation nicht  möglich,
hingegen  ist  eine  Standorterweiterung  nach  Ludesch  aufgrund  der  vorhandenen  Grund-
stücks- und Infrastruktursituation gegeben. Mitgeteilt wurde weiters, dass die Betriebserwei-
terung  langfristig  zweistufig  erfolgen  soll  und  die  nun  beantragte  Herausnahme aus  der
Grünzone die Stufe 1 umfasst. (Land Vorarlberg, Erläuterungsbericht zur Herausnahme von
Flächen  aus  der  Landesgrünzone  für  die  Betriebserweiterung  Rauch/Ball,  Zahl:  VIIa-
24.018.54-6//-30, 1. April 2019)

Die Initiative Ludesch schrieb bereits in ihrem ersten Rundbrief: „Geht es nach den Plänen
der  Getränkehersteller,  wird  die  Erweiterung  eine  Gesamtfläche  von  160  000  m²  (16ha)
umfassen. Für eine erste Erweiterungsetappe soll eine Fläche von 60 000 m² (6ha) aus der
Vorarlberger Grünlandzone herausgelöst und in Bauland umgewidmet werden.“ In den wei-
teren Rundbriefen argumentierte sie in der Regel mit dem Gesamtprojekt (16 ha). In ihrer
Presseaussendung vom Mai 2019 bezog sie sich wieder auf die 1. Etappe: „In Ludesch sol-
len  der  Landesgrünzone  in  einer  ersten  Etappe  6,5  ha  besten  Ackerlandes  entnommen
werden“ und ergänzte: „Aus dem Erläuterungsbericht wird ersichtlich, dass „langfristig“ ein
zweistufiger Ausbau erfolgen soll. Dennoch werde nur die erste Etappe behandelt. Die Ein-
zelfallprüfungen würden das volle Ausmaß der Vorhaben verschleiern. Die Initiative Ludesch
geht davon aus, dass der Landesregierung der Umfang der erwünschten Fläche bekannt ist,
denn laut Legende des Plans VIIa-24.018.54-6// im Anhang des Erläuterungsberichts liegt
der intendierte Flächenbedarf  bei  insgesamt 16.5 ha.“  (Pressemitteilung der Initiative Lu-
desch vom 8. Mai 2019)

Erst direkt vor der Volksabstimmung im Nov. 2019 wird in einem Flugblatt der Fa. Rauch ein
„7-Punkte-Plan als Antwort auf die Gespräche im Vorfeld der Volksabstimmung“ abgedruckt.
Darin heißt es als Pkt. 1) „Es bleibt bei 6,5 ha, auch in Zukunft keine weiteren Flächen.“

Jürgen Rauch selber hat in einem Gespräch, das kurz vor der Volksabstimmung mit Mit-
gliedern der Initiative Ludesch stattfand, abgestritten, dass er mehr als 6 ha im Auge gehabt
habe. (mündliche Aussage eines Teilnehmenden)

In einem Schreiben vom 3. Nov. 2020 verzichtet die Fa. Rauch (auch im Namen der Firmen
Ball und Red Bull) auch für die Zukunft auf zusätzliche Flächen, die über die 6,5 ha Fläche
hinausgehen, die sie aktuell beantragt haben.

Zusammengefasst lässt sich anhand der Aussagen und Dokumente feststellen, dass sich der
Sachstand zum beabsichtigten Flächenverbrauch bis kurz vor der Volksabstimmung nicht
wesentlich geändert hat. Von der Fa. Rauch wurde ein Vorgehen in Etappen geplant, wobei
die erste Etappe 6,5 ha umfasst, weitere Etappen aber die gesamte im REK als Betriebs-
gebiet vorgesehene Fläche betreffen. Nachweislich geändert hat sich das erst mit dem Flug-
blatt wenige Tage vor der Volksabstimmung und endgültig mit dem Schreiben vom 3. Nov.
2020. Die Diskussion im Vorfeld der Volksabstimmung wurde meines Erachtens nicht mit
falschen Zahlen geführt.
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Exklusive Nutzung der Landesgrünzone durch Fa. Rauch

Das ist  ein wichtiger Streitpunkt in der Frage,  ob sich die Fakten,  die zum Ausgang der
Volksabstimmung geführt haben, bis heute wesentlich geändert hätten. Ich hatte mehrere
Gesprächspartner, die zwar nicht generell gegen ein Betriebsgebiet im Neugut waren, die
jedoch aus verschiedenen Gründen eine exklusive Nutzung durch die Firma Rauch (und Ball
/ Red Bull) ablehnten. („Viele haben dagegen gestimmt, dass das ausschließlich für Rauch
ist.“ „Ich war auch gegen Rauch, aber nicht gegen ein Industriegebiet.“) 

Alle Gesprächspartner sagten übereinstimmend, bis zur Volksabstimmung sei es nur um die
exklusive Nutzung durch die Fa. Rauch gegangen. Dies war auch Gegenstand mehrerer Ge-
spräche beim Land und es gibt verbürgte Aussagen der Abt. VIIa Landesraumplanung, von
LStH Rüdisser und Landeshauptmann Wallner, dass allerhöchstens ein Anrainer-Betrieb ins
Grundwasserschongebiet bauen darf. Ein Grundbesitzer mit eigenem Unternehmen hat ge-
fragt: „Was ist, wenn ich da selber meine Firma bauen will?“ Ihm wurde gesagt, das ginge in
der Grünzone nicht, das sei alles für Rauch.

Nach der Volksabstimmung fand am 17. Nov. 2020 ein Gespräch mit LR Tittler über das
Ergebnis der Volksabstimmung, die Folgen für Rauch und um die Exklusivität der Rauch-
Nutzung statt. Unter anderem ging es darum, ob die Gemeinde Ludesch von LR Tittler eine
Absichtserklärung bekommen könnte, dass die im REK vorgesehenen Flächen von 16 ha
nicht ausschließlich für Rauch zur Verfügung stehen würden, sondern auch ortsansässige
Betriebe die Möglichkeit hätten, sich in diesem Gebiet anzusiedeln. LR Tittler meinte dazu,
dass eine Absichtserklärung nicht notwendig sei, da dies nicht im Handlungsspielraum des
Landes liege, sondern bei der Gemeinde, und dass die Ansiedlung anderer Betriebe möglich
sei. Es soll  ein Entwicklungsplan mit einem Raumplaner erstellt  werden lt  LR Tittler. (Ge-
sprächsnotiz der Gemeinde)

Das hatte die Erkenntnis zur Folge: „Aus heutiger Sicht war die Exklusivität für Rauch eine
Falschinformation,  aber  es  war  damals  eben  der  gültige  Informationsstand.“  Mit  dieser
politischen Aussage hat sich das Blatt aus Sicht einiger Gesprächsteilnehmer gewendet. In-
wieweit eine Änderung der Landesgrünzone für andere Betriebe realistisch ist, wird in Kap.
3.4 behandelt.

Derzeit  geht  es im laufenden Verfahren,  das nun auf  Intervention der  Gemeinde ruhend
gestellt ist, nur um die Herausnahme der 6,5 ha für die Fa. Rauch. Falls sich die Fläche
vergrößert oder falls die Fa. Rauch weniger Flächenbedarf hat und andere Betriebe dazu-
kommen können, muss in jedem Fall ein neues Verfahren zur Änderung der Landesgrün-
zone eingeleitet werden.

Varianten im Flächenverbrauch

Diskussionen gab es auch darüber, ob und wie der Flächenverbrauch im Neugut verringert
werden könnte. Vorschläge dazu lauteten, höher zu bauen, eine Aufstockung und Verdich-
tung bestehender Gebäude, eine Überbauung der Autobahn (solche Projekte gibt es in an-
deren Ländern bereits) oder eine Nutzung des bereits versiegelten aber nur schwach ge-
nutzten Frigo- Geländes Richtung Nüziders.
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Die derzeitigen Planungen sehen ein Hochregallager von 40 m Höhe und einen zwei- bis
dreigeschossigen Produktionsbereich von 23 m Höhe vor:

Aus Sicht der Fa. Rauch sind die 6,5 ha sind das Minimum: „Wir bauen schon mehrstöckig.
Der Parkplatz ist aufgrund der Hochspannungsleitung nicht überbaubar. Für eine Überbau-
ung der Autobahn dauert das Genehmigungsverfahren viel zu lange (bei der ASFINAG ver-
mutlich 10 Jahre). Die Firma Frigo, mit der ein freundschaftlicher Kontakt besteht, hat andere
Pläne. Wir haben schon alles rund um unseren Standort abgecheckt, da sind wir nicht fündig
geworden.“

Ob damit  das  letzte  Wort  gesprochen  ist,  kann  ich  nicht  beurteilen.  Von  Gesprächsteil-
nehmern wurde ich auf die Fa. Liebherr aufmerksam gemacht, die eine Aufstockung realisiert
hat, indem außen am Gebäude neue Fundamente angesetzt wurden. Auch die Fa. Ölz hat
letztlich wesentlich dichter gebaut wie anfangs geplant. Natürlich kosten solche Lösungen
Geld und werden nur realisiert, wenn ein Unternehmen keine andere Möglichkeit sieht. Hier
spielen neben der technischen Machbarkeit vor allem wieder die politisch gesetzten Rah-
menbedingungen eine Rolle.

Vom REK zum REP – raumplanerische Überlegungen der Gemeinde Ludesch

Das Räumliche Entwicklungskonzept REK Ludesch sieht die für das Projekt notwendigen
Flächen im Neugut als Betriebsgebiet, da sie sich aufgrund ihrer Lage im Dorf und der Flä-
chenverfügbarkeit besonders dafür eignen. Weil das Siedlungsgebiet in Ludesch ringsum an
die Grünzone angrenzt,  müssten in jedem Fall  für größere Betriebsansiedlungen Flächen
aus der Landesgrünzone herausgenommen werden. So die Sicht der Gemeindepolitik.

Ein Vorteil für die Gemeinde ist, dass sie die intensiven Diskussionen über die Gemeinde-
entwicklung für  die anstehende Überarbeitung des Räumlichen Entwicklungsplans nutzen
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kann. Sie muss allerdings dazu bereit sein, diesen Nutzen aus dem Prozess zu ziehen, und
das bedeutet,  sie  muss die  grundsätzlichen Diskussionen auf  einer  konstruktiven Ebene
weiterführen.

Der  REK-Beschluss wurde am 18.  Juni  2015 gefasst.  Das fertig  erarbeitete REK lag zu
diesem Zeitpunkt schon einige Monate in der Schublade, weil man erst den Ausgang der
Gemeindevertretungswahl abwarten und den REK-Beschluss nicht in den Wahlkampf bring-
en wollte. Die neu gewählte Gemeindevertretung beschloss das REK Ludesch mit 20 : 2
Stimmen. Am 01. Feb.  2019 wurde das Räumliche Entwicklungskonzept (REK) verordnet
und wurde somit zum Regionalen Entwicklungsplan (REP). Dieser muss jedoch bis Ende
2022 inhaltlich überarbeitet werden, weil viele Inhalte des REP nicht dem Charakter einer
Verordnung entsprechen.

Auch heute noch wird das REK im Gesamten von den Befürwortern und den Gegnern für gut
und richtig befunden – die Frage nach den der Betriebsflächen im Neugut ist der einzige
Streitpunkt. Hier stehen sich zwei Standpunkte gegenüber. 

1. Der eine Standpunkt lautet: „Was ist das REK noch wert, wenn da jeder kommen
kann, und einen Teil aus dem Gesamtkonzept herausgreifen und angreifen kann?
Raumplanung ist  häufig mit  Einschränkungen für private Grundbesitzer verbunden
und  braucht  daher  eine  längerfristige  Verlässlichkeit.  Sonst  nehmen  die  Konflikte
überhand.“ 

2. Der andere Standpunkt lautet: „Es muss bei einem Konzept auch möglich sein, Teile
neu zu diskutieren und zu ändern, wenn sich die Verhältnisse ändern, neue Probleme
auf die Agenda kommen und in der Bevölkerung ein Bewusstseinswandel stattfindet.“

Beide Standpunkte haben eine nachvollziehbare Logik.

Die Initiative Ludesch steht auf dem Standpunkt, dass das Ergebnis der Volksabstimmung
einen Auftrag an die Gemeinde beinhaltet,  den REP dahingehend abzuändern, dass das
Neugut die Widmung Freifläche Landwirtschaft behält.

Von Gesprächspartnern, die den Erarbeitungsprozess zum REK mitgemacht haben, kommt
die Aussage, dass man beim nächsten Mal noch intensiver eine Information und Beteiligung
der Bevölkerung ermöglichen und auch einfordern müsse.

Auf  jeden Fall  liefert  die Diskussion und die Volksabstimmung eine Menge Stoff  für  eine
REP-Erarbeitung, wenn es um Fragen der Flächenreserven, der Verteilung der Nutzungen
im  Raum,  um  die  gewünschte  Wirtschaftsstruktur  und  um  Standortalternativen,  um  den
Nutzungsmix Wohnen-Landwirtschaft-Gewerbe und um die Abstimmung in der Blumenegg-
region und mit den Nachbargemeinden Nüziders-Bludenz-Bürs geht. 

Die  Befürworter  eines  Betriebsgebiets  im  Neugut  sehen  hier  vor  allem  die  knappen
Flächenreserven für Betriebe: Evtl. kann man noch einzelne kleinere Betriebe entlang der
Walgaustraße ansiedeln. Sonstige Gewerbeflächen sind knapp und in Privatbesitz. Einzige
größere Fläche ist das Wucherareal, und gegenüber an der alten Raggaler Straße gibt es
noch  eine  Fläche,  die  jetzt  als  Holzlagerplatz  genutzt  wird.  Jede  weitere  Betriebsfläche
müsste man ebenfalls aus der Grünzone herausschneiden und dann stellt sich die Frage,
warum  ob  diese  Fläche  dann  im  Hinblick  auf  eine  Verkehrserschließung  und  eine  Be-
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lästigung potentieller Anwohner besser geeignet wäre. Die Diskussion könnte allerdings auch
über das Gemeindegebiet hinaus auf der regionalen Ebene geführt  werden.  Dazu später
mehr.

Der Nutzen des Rauch-Projekts für die Gemeinde

Im Entwurf eines Raumplanungsvertrags vom 21. März 2019 ist folgendes geregelt: 

• In der Verwendungsvereinbarung soll geregelt werden, dass die Fläche innerhalb von
7 Jahren bebaut wird (ein oder mehrere Betriebsgebäude, ausgelegt auf mindestens
100 AN Vollzeitäquivalent (in einer früheren Fassung 50 AN), die Bebauung muss
nach 7 Jahren im wesentlichen erfolgt sein, d.h. BNZ 40 über die gesamte Umwid-
mungsfläche, die Bebauung muss nicht jedes einzelne Grundstück umfassen). 

• Andernfalls  (unbebaut  oder  unter  einer  BNZ 20  über  die  gesamte Umwidmungs-
fläche) verpflichtet sich die Fa. Rauch, die Fläche an einen von der Gemeinde nam-
haft zu machenden Käufer zu veräußern. 

• Der Verkaufspreis bemisst sich nach dem Verkehrswert. 

• Ist die Bebauung begonnen, aber nicht fertiggestellt, dann erhält die Gemeinde jähr-
lich vom Grundeigentümer eine Vertragsstrafe in Höhe von 2% des Verkehrswerts (in
einer früheren Fassung: ab dem 10. Jahr 5%, insgesamt jedoch max. 20%). 

• Sind weniger Arbeitsplätze vorgesehen, so beträgt die Vertragsstrafe 1.000.- € pro
Jahr und fehlendem Arbeitsplatz.

Von weitergehenden Vorteilen für die Gemeinde ist bis zu jenem sehr umstrittenen 5 Mio.-
Angebot wenige Tage vor der Volksabstimmung nicht die Rede. Die Liste Lutz begründete
damit ihren Standpunkt: „Wir haben drei bis vier Jahre diskutiert, was die Gemeinde vom
Rauch-Projekt für Vorteile haben würde. Dieter Lauermann wurde gefragt und hat gesagt:
Über das gesetzlich Vorgeschriebene hinaus hat die Gemeinde keinen Vorteil. Weder Bür-
germeister noch Projektbetreiber haben sich diesbezüglich in den vielen Gesprächsrunden
bewegt. Daraus erwuchs unsere Einstellung: Lieber kein Projekt als ein schlechtes Projekt.“ 

Auswirkungen auf die Gemeindefinanzen

Derzeit bringen die zwei Betriebe Ball und Red Bull ca. 50% der Gemeindeeinnahmen. Die
Hoffnung der Projektbefürworter ist, dass es bei der Fa. Rauch eine zusätzliche Abfüllstraße
geben wird und die Kapazität von Ball wird verdoppelt. Gerechnet wird mit 100 zusätzlichen
Arbeitsplätzen. „Mangels Flächen wird das die letzte Möglichkeit sein, irgendwelche Betriebe
im großen Stil anzusiedeln.“ Das Verhältnis zwischen Bodenverbrauch, Kommunalsteuer und
Arbeitsplätze ist allerdings nicht besonders gut (siehe weiter unten). 

Die Kommunalsteuer bemisst sich nach Arbeitsplätzen (3% der vom Unternehmen bezahlten
Arbeitslöhne), abzgl. der Verumlagung durch das Land (-40%). Im Produktionsbereich streut
die Kommunalsteuer pro Beschäftigtem (abhängig von Qualifikation und Lohnniveau) zwi-
schen 600 und 1.400.- € pro Erwerbstätigem; in Ludesch lag der Durchschnittswert im Zeit-
raum  2008-2010  bei  etwa  820.-  €  pro  Beschäftigtem  (Quelle:  Johann  Bröthaler  (2012):
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Fiskalische Wirkungen von Betriebsansiedlungen am Beispiel der Regio Im Walgau). 100
zusätzliche Arbeitsplätze würden sich bei durchschnittlich 820.- €/AP und Jahr demnach auf
82.000.- € abzgl. 40% Verumlagung gesamthaft auf 49.200.- € Kommunalsteuereinnahmen
pro Jahr für die Gemeinde belaufen. Nicht berücksichtigt sind Sekundäreffekte (ein Erwerbs-
tätiger in der Produktion bewirkt zusätzlich 1,1 Erwerbstätige in verschiedenen Branchen).
Damit würde sich dieser Betrag mehr als verdoppeln, falls vorausgesetzt werden kann, dass
diese  Arbeitskräfte  in  Ludesch  wohnen  und  konsumieren.  Dem  gegenüber  stehen  die
zusätzlichen  Ausgaben,  die  die  Gemeinde  für  die  notwendige  Infrastruktur  für  das
Betriebsgebiet  und  die  Bedürfnisse  der  Beschäftigen  (Wohnen,  Soziales…)  aufwenden
muss. Die Berechnung dieses Kosten- Nutzen Verhältnisses wird leider von den wenigsten
Gemeinden  durchgeführt.  Wirtschaftliches  Wachstum  (und  die  damit  verbundenen  Kom-
munalsteuereinnahmen) wird in der Kommunalpolitik meist per se als positiv bewertet, ohne
zu kalkulieren, welche Folgekosten (einmalig, laufend) auf die Gemeinde zukommen.

Von Gemeindevertretern ist folgende Einschätzung zu hören: „Die Gemeinde hat dort auch
ein Grundstück, das brächte ca. 300.000.- €. Das (und die Kommunalsteuer) wollten wir in
das Feuerwehrhaus investieren. Wir brauchen für die Gemeinde zukünftig finanzielle Mittel.
Die Covid19 Pandemie hat die Situation verschärft, da werden die Zuwendungen von Bund
und Land auch nicht steigen. Und wir haben große Ausgaben vor uns: Schule, Kindergarten,
Feuerwehrhaus, das summiert sich auf 25 Mio. Euro. Als Gemeindevertreter sind mir die
Finanzen wichtig.  Für die Gemeinde wäre es schlimm, wenn man im Neugut nicht etwas
machen könnte.“ Oder: „Die Zeit ist vorbei, wo man taktiert. Wir müssen Klartext reden. Wir
brauchen das Geld und die Steuern, damit wir die Wünsche erfüllen können.“ 

Wie sind solche Einschätzungen zu beurteilen? Dazu ist ein kurzer Exkurs in die Gemeinde-
finanzen notwendig. Betrachtet man den Gemeindehaushalt von Ludesch im Jahr 2019 (dem
letzten  „normalen“  Jahr,  bevor  die  COVID19-  Pandemie  die  Gemeindefinanzen  beein-
flusste):, so ergibt sich folgendes Bild. 

So setzen sich die Steuereinnahmen der Gemeinde Ludesch zusammen:

den Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben 3.359.000.- €

der Kommunalsteuer 924.000.- €

den Interessentenbeiträge der Grundbesitzer 137.000.- €

Grundsteuer 226.000.- €

Fremdenverkehrsabgabe 1.000.- €

Sonstige Abgaben 43.000.- € 

(Statistik Austria, Gebarungsstatistik, https://www.statistik.at/blickgem/G0903/g80115.pdf) 

Dabei sind die Ertragsanteile der Vorarlberger Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben (einschließlich der Einkommenssteuer) die weitaus wichtigste Einnahmequelle
aller Gemeinden. Bei ihrer Berechnung wurde bereits die Landesumlage mit berücksichtigt.

Die Kommunalsteuer ist dann der zweitgrößte Einnahmeposten; er erbringt etwa ein Fünftel
der steuerlichen Gemeindeeinnahmen. Bei der Analyse ist zu bedenken, dass die verschie-
denen Einnahmeposten von der Gemeinde selbst nur teilweise beeinflusst werden können.
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Der große Posten der Ertragsanteile (>70 % der Steuereinnahmen) entzieht sich komplett
dem Einfluss einer einzelnen Gemeinde. Auf der Einnahmeseite kann sie bei den Steuern
und  Abgaben  nur  die  Höhe  der  Gemeindeabgaben  festlegen  und  die  Flächennutzung
steuern (Grundsteuer sowie vor allem Betriebsansiedlungen). Das führt  dazu,  dass diese
Aufgaben sehr stark ins Blickfeld einer Gemeinde rücken.

Betrachtet man die Kommunalsteuer 2019 genauer, so ergibt sich folgendes Bild:

• Im Jahr 2019 erbrachte die Firma Ball ca. 37 % der gesamten Kommunalsteuerein-

nahmen der Gemeinde Ludesch. 

• Es folgte die Firma Red Bull mit einem Anteil ca. 10 % an der Ludescher Kommunal-

steuer. 

• Zwei  weitere  Firmen  trugen  jeweils  ca.  5  %  zur  Kommunalsteuer  bei:  Die  VMZ

Maschinenbau- und Laserbearbeitung GmbH und die htw Formen und Fertigungs-
technik GmbH (Während die Firma htw nach Nüziders umsiedelt, ist 2020 die Firma
Martin GmbH zugezogen, die 2020 bereits einen Anteil von 12% an den Ludescher
Kommunalsteuereinnahmen hatte). 

• Weitere 13 Betriebe mit einem Kommunalsteueraufkommen > 10.000.- € pro Betrieb

steuerten weitere 23 % zur Ludescher Kommunalsteuer bei.

• Dazu kamen 45 Betrieben mit  einem Kommunalsteuerbeitrag zwischen 1.000 und

10.000.- € (insgesamt 19 % der Kommunalsteuereinnahmen).

• Die restlichen 1 % wurden von 25 Kleinbetrieben erbracht.

Das bedeutet, dass die Firmen Ball und Red Bull durch die Kommunalsteuer im Jahr 2019
knapp 10% der Steuereinnahmen von Ludesch erbrachten (siehe Grafik auf der folgenden
Seite).
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Von anderen Gesprächsteilnehmern wird kritisiert, dass Geld das einzige Argument sei, das
von den Projektbefürwortern genannt wurde. Dabei sollte die Gemeinde doch die Balance
zwischen Wirtschaft, Wachstum und der Natur wahren.

Die volkswirtschaftliche Betrachtung der Fa. Rauch (und Red Bull, Ball)

Die Firma Rauch hat seit  1994 ihre Produktionsstätte in 14 Etappen ausgebaut.  Für das
neue Projekt plant sie eine Investitionssumme von 100 Mio. Euro. Die Bauten werden über
30 Jahre abgeschrieben, die Anlagen je nach dem über 10-12 Jahre. Seit 2005 hat die Fa.
Rauch in der Ostschweiz eine Produktionsanlage. Zehn Jahre später eröffnete Rexam, die
Firma gehört seit 2016 dem weltgrößten Dosenhersteller Ball, ebenfalls in Widnau SG eine
Aludosenfabrik.  Inzwischen  kommt  jede  zweite  Red-Bull-Dose  aus der  Gemeinde  im St.
Galler Rheintal. Die restlichen drei Mrd. Dosen stammen bisher aus dem Werk in Ludesch.

Aus der Wirtschaftsabteilung des Landes wird die volkswirtschaftliche Bedeutung des Stand-
ortes hoch eingeschätzt:  „Um den zukünftigen Kapazitätsanforderungen entsprechen und
Synergieeffekte am bestehenden Standort  sinnvoll  nutzen zu können,  sind Erweiterungs-
investitionen am Standort Nüziders erforderlich. Da auf dem bestehenden Betriebsgelände
der  Firma Rauch kein weiteres Wachstum möglich  ist  und eine Erweiterung in  Richtung
Nüziders  aufgrund  der  vorhandenen  Grundstücks-  und  Bebauungssituation  ausscheidet,
besteht nur die Möglichkeit einer Erweiterung in Richtung Ludesch. Vor diesem Hintergrund
wurde  in  einer  ersten  Erweiterungsetappe  die  Herausnahme  einer  rund  6,5  ha  großen
Fläche  aus  der  Landesgrünzone  beantragt.  Geplant  ist  u.a.  die  Errichtung  weiterer
Produktions-  und  Logistikflächen  durch  die  Firma  Rauch  und  weiterer  Produktions-  und
Lagerflächen durch die Firma Ball. Durch die Erweiterungsinvestitionen sollen am Standort
Nüziders-Ludesch 100 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. (…)
Damit ist ein großes öffentliches, wirtschaftspolitisches Interesse verbunden. (Die geplanten
Investitionen sind ein weiteres klares Bekenntnis zum Standort Nüziders-Ludesch. Der Wirt-
schaftsstandort  Vorarlberg  wird  gestärkt.  Synergien  am bestehenden  Standort  (Brunnen-
anlage,  Abwasserreinigung,  Gleisanschluss,  Nähe  zur  Autobahn,  Werksorganisation  und
Instandhaltung) können optimal genutzt werden. Seitens der Wirtschaftsabteilung wird die
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Herausnahme der beantragten Teilflächen aus der Landesgrünzone befürwortet. In diesem
Zusammenhang  sollte  auch  eine  langfristige  Zusammenarbeit  mit  regional  verankerten
sozialökonomischen Betriebe wie zB. AquaMühle geprüft werden. (Land Vorarlberg, Erläuter-
ungsbericht  zur  Herausnahme  von  Flächen  aus  der  Landesgrünzone  für  die  Betriebs-
erweiterung Rauch/Ball, Zahl: VIIa-24.018.54-6//-30, 1. April 2019)

Außerdem meinte ein Gesprächspartner: „Und wenn Rauch da erweitert, dann bauen nur
heimische Firmen, da kommt keine aus Deutschland oder der Schweiz. Das ist nachhaltig.“

Manche  Gesprächsteilnehmer  sehen  das  anders.  Für  sie  muss  eine  volkswirtschaftliche
Gesamtbetrachtung  nicht  nur  die  betriebswirtschaftlichen  Interessen  und  Verflechtungen
betrachten,  sondern auch die Gemeingüter:  „Wenn man alles zusammen diskutiert,  dann
sind die Argumente,  die für  das Gemeinwohl sprechen,  wesentlich weniger als die Argu-
mente,  die für  den privaten Profit  einer Firma sprechen.“  Und:  „Wir  müssen doch unter-
scheiden: was ist dabei eigentlich Gemeinwohl, was sind Privatinteressen?“

Die Befürworter des Erweiterungsprojekts werfen ihnen vor, dass sie die ökologischen An-
strengungen außer  Acht  lassen,  die  die  Firma Rauch unternimmt:  Rauch ist  ISO 14001
zertifiziert  und  Mitglied  im  "Energieeffizienz-Netzwerk  Vorarlberg"  der  VKW.  Für  den  Er-
weiterungsbau hat die Firma ein Konzept zur Erhöhung der Energieeffizienz ausgearbeitet.
Mit solchen Aktivitäten überzeugt er manche Ludescher*innen: „Und auf den Dächern hat er
Photovoltaik und alles begrünt, das hat x Mio. gekostet, davon redet kein Mensch.“ Für die
ökologische Baubegleitung und die Maßnahmen zur Verbesserung der ökologischen Situa-
tion gibt  es eine Fachplanung des Umweltbüros Grabher.  Dieses beinhaltet Dachbegrün-
ungen, Versickerungsanlagen, Pufferflächen zum Auwald, die naturnahe Gestaltung des um-
gelegten Klatzbachs sowie die Gestaltung von Randflächen.

Flächenbedarf und Arbeitsplätze

Ein kontrovers diskutiertes Thema sind die Arbeitsplätze. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass
Arbeitsplätze nicht als Leistung eines Unternehmens für das Gemeinwohl gewertet werden
sollten.  Für  ein  Unternehmen  sind  Arbeitskräfte  Betriebsmittel  und  ein  Unternehmen
beschäftigt  genau  so  viele  Menschen,  wie  es  braucht,  um den  Betriebserfolg  sicher  zu
stellen. Aber andererseits sind Arbeitsplätze in der Region eine grundsätzliche Vorbedingung
dafür, dass Menschen ihren Lebensunterhalt bestreiten können.

Der Erläuterungsbericht führt aus: Zu den bestehenden ca. 700 Arbeitsplätzen der im funktio-
nalen Zusammenhang stehenden Firmen Rauch / Red Bull /  Ball am Standort Nüziders /
Ludesch sollen durch die Betriebserweiterung ca. 100 weitere Arbeitsplätze hinzukommen.
(Land Vorarlberg, Erläuterungsbericht zur Herausnahme von Flächen aus der Landesgrün-
zone für die Betriebserweiterung Rauch/Ball, Zahl: VIIa-24.018.54-6//-30, 1. April 2019) 

Die heutige Arbeitsplatzdichte am Standort beträgt etwa 150 m² pro Arbeitsplatz (700 Be-
schäftigte auf ca. 10 ha Betriebsfläche). Zum Vergleich: Im Rheintal lag die Flächeneffizienz
2001 bei etwa 115 m² pro Beschäftigtem (32.800 unselbständig Beschäftigte auf 376 ha BB-
Fläche, GIS-Auswertung, der ifip-Studie 2009 zur Abschätzung des Bedarfs an Betriebsge-
bieten im Vorarlberger Rheintal bis 2030). Dagegen fällt die Flächeneffizienz der geplanten
Betriebserweiterung deutlich schlechter aus; sie liegt nur bei 650 m² pro Arbeitsplatz. 
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Betrachtet man die Flächeneffizienz verschiedener Ludescher Betriebe in Bezug zur Kom-
munalsteuer (€/m²) , so erhält man folgendes Bild: Spitzenreiter war 2019 die htw Formen
und Fertigungstechnik GmbH mit einem Steuerertrag von knapp 26.- €/m² Betriebsfläche,
gefolgt von der Burtscher Trockenausbau GmbH mit knapp 23.- €/m². Die Firma Ball bringt
es derzeit immerhin noch auf knapp 11.- €/m², wobei zu bedenken ist, dass die leeren Dosen
derzeit andernorts lagern. Die RedBull Service GmbH liegt bei etwa 4.- €/m², was etwa ver-
gleichbar  mit  der  Sutterlüty Handels GmbH ist.  Bei  solchen Vergleichen ist  allerdings zu
bedenken, dass die Ergebnisse stark von der Art des Betriebs abhängen. Firmen mit einem
hohen Anteil an auswärtigen Montagetätigkeiten sind vor Ort flächeneffizienter als Firmen mit
großen Lagerbeständen oder einem hohen Kunden- und Parkplatzbedarf..

„Da bringt das Handwerk mehr“ war einer der Kommentare meiner Gesprächspartner. Die
schlechte Ausnutzung der geplanten Betriebsflächen mit dem Hochregallager war für man-
che Befragten ein wichtiger Grund, gegen eine Umwidmung zu stimmen. Nach Aussagen
eines Gesprächspartners wird in Feldkirch auf Gemeinde- eigenen Flächen zur Auflage ge-
macht, dass pro 100 m² ein Arbeitsplatz entstehen muss. Im Entwurf des Raumplanungs-
vertrags mit der Fa. Rauch ist eine Mindestanzahl von 100 Arbeitsplätzen vorgesehen. Bei
Nichterfüllen beträgt  die vertraglich festgelegte Pönale 1.000.- € pro Jahr und fehlendem
Arbeitsplatz.  Aus  Sicht  der  Unterrehmer  sind  solche  Forderungen  problematisch:  „Es  ist
schwierig,  für  die  Zukunft  Zusagen zu machen.  Es stellt  einen Wettbewerbsnachteil  dar,
wenn Arbeitsplätze künstlich aufrechterhalten werden müssen.“ (Aussage in den Workshops
zur Evaluation des Raumplanungsgesetzes im Feb. 2021). 

Aus Sicht einer Gemeinde ist es hingegen durchaus sinnvoll, eine bestimmte Anzahl Arbeits-
plätze zu verlangen, da dies eine direkte Auswirkungen auf die Gemeindefinanzen hat (s.o.).
Deswegen muss eine Gemeinde darauf schauen, dass ihre laufenden Kosten für den Erhalt
und Ausbau der Gemeinde- eigenen Infrastruktur in einem guten Verhältnis zu ihrer wichtig-
sten Einkommensquelle stehen. Dabei spielt auch die Qualität der Arbeitsplätze eine Rolle,
da sich die Kommunalsteuer an den gezahlten Löhnen orientiert. Auch hier gab es Bedenken
bei meinen Gesprächspartnern: „Hier braucht es wahrscheinlich wenig bis gar keine gut aus-
gebildeten Facharbeiter, sondern mehrheitlich Hilfsarbeiter.“ Im Gegenzug wurde darauf ver-
wiesen, dass die Fa. Rauch während der COVID19- Pandemie keine Kurzarbeit und keine
Entlassungen vorgenommen hat.  „Im Gegenteil:  Jeder  Mitarbeiter  hat  einen Einkaufsgut-
schein über 1.500 € bekommen, als Prämie, einzulösen bei Spar oder Suterlüty,  weil die
Handelsbetriebe gestützt werden sollten.“

Dementsprechend stehen Kommentare wie die folgenden stellvertretend für einige Befragte:
„6,5 ha für 100 AK (Tendenz fallend), das ist ja Wahnsinn. Das geht gar nicht in einer Zeit, in
der die Fläche so knapp ist. das muss Rauch auch auf 1,5 oder allenfalls 2 ha hinbekom-
men. Auf den Rest gehört Handwerk und Gewerbe, das wäre viel besser für die Arbeits-
kräfte.“  Oder  „Die Zukunft  gehört  eher  den innovativen und flächeneffizienten Klein-  und
Mittelbetrieben.“ Und ebenfalls in die Zukunft gedacht: „Wird Arbeit in den nächsten Jahr-
zehnten und Generationen noch die gleiche Bedeutung haben wie jetzt? Die Arbeitswelt ist
gerade in einem Wandel (Digitalisierung, Automatisierung, Globalisierung, Flexible Arbeits-
zeitmodelle, ...). Es entstehen neue Berufsbilder und Berufe. Wir brauchen andere Ideen und
müssen solche Betriebsansiedelungen hinterfragen.“
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Der Standort aus Sicht der bestehenden Infrastruktur

Jürgen Rauch sagt selbst: „Hier haben wir den Gleisanschluss, die Kläranlage, den Abstand
vom Siedlungsrand, einen super Autobahnanschluss in der Nähe, wir brauchen keinen zwei-
ten Dampfkessel, ein neuer Betrieb bräuchte auch einen neuen Betriebsleiter usw. Wo haben
wir das sonst in Vorarlberg? Jeder andere Standort wäre umwelttechnisch unverantwortlich.
Die bestehenden Anlagen und Infrastrukturen hier am Standort sind nur dann Vorteile, wenn
wir in Vorarlberg bleiben. Wenn wir von Vorarlberg wegziehen, haben wir andere Vorteile
(weniger Transporte, billigere Grundstücke usw.). Wenn wir in Vorarlberg bleiben, ist das nur
an diesem Standort sinnvoll. Sonst suchen wir gleich einen ganz anderen Standort außer-
halb Vorarlbergs (Deutschland, andere österreichische Bundesländer, oder irgendwohin, wo
die Arbeitskraft nochmal deutlich billiger ist). 

Aus ökonomischen Gründen ist eine Erweiterung am bestehenden Standort die beste Mög-
lichkeit  für  die Firma Rauch,  wenn sie  an ihrem derzeitigen Geschäftsmodell  (weltweiter
Export befüllter Dosen) festhält. Auch in der Betrachtung der Ökobilanz (Weiternutzung be-
stehender  Gebäude und Infrastrukturen,  keine doppelten Bauten und Anlagen)  schneidet
diese Lösung dann vermutlich als beste ab. Inwieweit dieses Geschäftsmodell zukunftsfähig
ist, ist eine andere Diskussion.

Der Standort aus Sicht der betrieblichen Logistik

Ein weiteres Thema ist die Logistik. Die Fa. Rauch wirbt damit, dass sie durch das Projekt
jährlich  8.000  LKW-Fahrten  einsparen  kann.  Derzeit  sind  nach  ihrer  Darstellung  überall
Außenlager verteilt. Wenn die Firma einen anderen Standort nutzen würden, dann bräuchten
sie wieder jede Menge Shuttledienst. Im Moment zahlt sie nach eigenen Angaben zusam-
men 6 Mio. €/Jahr für Lagermiete und Transportkosten. Ball hat eine Überproduktion, da die
Dosen für verschiedene Zielländer in bestimmten Chargen hergestellt  werden. Diese wird
nach Memmingen (D) und von dort bei Bedarf wieder zurück transportiert. Die Fa. Rauch hat
ein großes Lager in Mäder angemietet, und manches wird nach Rankweil geliefert. Aber das
Logistikzentrum ist Nüziders, wo die Chargen zusammengestellt werden, die an die Groß-
kunden ausgeliefert werden. Zwischen den Werken in Ludesch und Nüziders wird weniger
hin und her transportiert.

Diese Angaben des Firmenbesitzer stehen in einem gewissen Widerspruch zu Recherchen
eines  Ludescher  Bürgers.  Ihm erschien  diese  Angabe  von  8.000  Fahrten  im  Jahr  nicht
nachvollziehbar und er hat die Fa. Rauch mit Fragen kontaktiert. Die telefonische Nachfrage
führte zu folgendem Ergebnis: Lt. einem zuständigen Mitarbeiter der Firma hat die Firma Ball
ca. 8.000 Fahrten pro Jahr, also ca. 30 Fahrten am Tag mit Leerdosen. Der Großteil geht von
Ball rund um Rauch ins Lager beim Bahnhof Ludesch und dann wieder zurück zu Rauch. Ca.
20% davon  gehen  über  die  Tschalenga-Kreuzung  in  weiter  entfernte  Außenlager.  Diese
Fahrten würden wegfallen. 

Liest  man  beide  Aussagen  sehr  aufmerksam,  so  könnte  man  als  „Schnittmenge“  evtl.
folgendes  sagen:  Derzeit  führen  jährlich  8.000  Fahrten  mit  leeren  Dosen  vom Betriebs-
gelände weg.  Davon enden etwa 80 % im Lager  am Bahnhof  in  Ludesch und 20 % in
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Deutschland. Diese Fahrten fallen weg, wenn alle Dosen dank der Betriebserweiterung auf
dem Gelände verbleiben. Wohlgemerkt: Das ist meine Interpretation von zwei detaillierten
Aussagen, die ich nicht begründet anzweifeln kann und will.

Klar ist aber auch: Jede Fahrt – ob länger oder kürzer – belastet die Umwelt. Dass eine
Betriebserweiterung am Standort mit einer sog. Wall-to-Wall Produktion bei den Fahrten zu
einer Entlastung führt, wird niemand bestreiten. Dies muss auch positiv in die Bilanzierung
des Vorhabens einfließen. Andererseits führt eine Steigerung der Produktion zwangsläufig
auch zu einer Erhöhung der Verkehrsbelastung. Wenn sie nicht in Ludesch stattfindet, dann
eben anderswo (wo man sie vermutlich genauso wenig haben will). Unberücksichtigt bleibt,
dass eine Dezentralisierung der Produktion für die Umwelt Vorteile bringen könnte.

Zur Betrachtung der Verkehrsbelastung gehören auch folgende Aspekte: Die Lage des Be-
triebsgebiets wurde im REK Ludesch auch deswegen als bestmöglich befunden, weil der
Verkehr über die Ortsgrenze hinaus direkt auf die Autobahn geleitet werden kann und die
Gemeinde möglichst wenig belastet. Und: Jeder zusätzliche Arbeitsplatz in Ludesch verur-
sacht Verkehr, denn die meisten Beschäftigten pendeln immer noch per PKW zum Arbeits-
platz. Und nach den Angaben im Erläuterungsbericht werden derzeit  ca. 55% der Produkte
über die Bahn ausgeliefert – ein Vorteil, den andere Standorte evtl. nicht bieten können.

Die zukünftige Entwicklung aus Sicht des Projektanten

Die Firma Rauch hat nach Aussagen ihres Firmenleiters Jürgen Rauch inzwischen mit der
Suche nach Alternativstandorten begonnen: „Uns läuft die Zeit davon. Wir haben dem Bür-
germeister vor über einem Jahr noch ein Jahr Zeit gegeben, um eine Entscheidung zu fällen.
Diese Frist ist Mitte Mai abgelaufen. Jetzt haben wir schon über ein Jahr gewartet und es hat
sich rein gar nichts getan. Was wir jetzt brauchen, ist eine klare Aussage. Selbst wenn die
"nein" ist - dann wissen wir wenigstens, woran wir sind.“ Bürgermeister Martin Schanung
sagt dazu: „Der Zeitdruck liegt bei den Investoren, die Gemeinde hat keinen Zeitdruck. Für
uns hat oberste Priorität, dass wir uns in der Gemeinde einig werden.“

Aus Sicht des Landes heißt es, man bräuchte nur ein Signal von der Gemeinde, dass das
Land wieder in das Verfahren einsteigt. Ein positiver Erläuterungsbericht zur Herausnahme
der Flächen aus der Landesgrünzone wurde ja bereits erarbeitet, bevor das Land wegen des
Volksentscheids  innegehalten hat.  Seitdem erwecken die  unterschiedlichen  Gesprächsin-
halte, die mir von verschiedenen Seiten erzählt wurden, den Eindruck, als ob auch die Lan-
desregierung hin- und hergerissen sei zwischen dem Wunsch, einem aus Sicht des Landes
wichtigen Leitbetrieb Vorarlbergs eine Betriebserweiterung zu ermöglichen und andererseits
der Angst, man käme in den Ruf, den Willen des Volkes zu missachten. Deswegen hat das
Land das Heft des Handelns an die Gemeinde Ludesch übergeben und wartet auf ein Signal
als Ergebnis dieses Klärungsprozesses. 

Aus Sicht des Rechtsvertreters der Fa. Rauch hört sich das folgendermaßen an: „Das ist ja
auch nur ein Zwischenstadium vor der Widmung. Der Landesrat will nur das Signal, weiter-
machen zu können. Da ist dann noch nichts entschieden. Die Gemeinde muss dann immer
noch die Widmung verordnen.  Und dann braucht  es  auch noch die aufsichtsbehördliche
Genehmigung für das Projekt.“
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Von der Firma Rauch kommen aber auch klare Signale,  dass man über die Rahmenbe-
dingungen einer Betriebserweiterung und die Leistungen, die die Firma Rauch für die All-
gemeinheit erbringen könnte, durchaus gesprächsbereit ist („Wir sind zu vielem bereit. Der
Grund, warum wir immer noch hier sitzen, ist unsere Verbundenheit mit Vorarlberg“).

Es geht auch um das Unternehmen Rauch

Ein Thema, das in der Diskussion um die Nutzung des Neuguts auch eine wichtige Rolle ge-
spielt hat, ist die Vorgeschichte und die Erfahrungen einzelner Ludescher Bürger.  Der Kon-
flikt entzündet sich auch sehr stark an der Firma Rauch, gegen die es viele Vorbehalte gibt.
Die Firma Rauch hat einen schlechten Ruf, und wie dieser zustande kam, dazu habe ich in
meinen Gesprächen zahlreiche Erfahrungen und Geschichten aus erster und zweiter Hand
gehört. Ich sehe es nicht als meine Aufgabe, die Einzelheiten hier auszubreiten, denn das
spielt  meines Erachtens keine Rolle für meinen Auftrag. Wesentlich ist  festzuhalten, dass
selbst die meisten Befürworter einer Rauch- Erweiterung im Neugut zugeben, dass die Firma
Rauch in der Öffentlichkeit  oft  nicht sehr geschickt agiert  und im Zweifelsfall  die Firmen-
interessen über die Interessen der Allgemeinheit stellt. Das hat einen Teil der Emotionen im
Vorfeld der Volksabstimmung verursacht.

Neben dem Ruf der Firma hat auch der Ruf des Leitprodukts „Red Bull“ bei der Volksabstim-
mung eine Rolle gespielt. „Die Firma, welche hier erweitern will, stellt – in meinen Augen –
ein Luxusgut her, welches nicht unbedingt für unser Leben benötigt wird und keine Vorteile
für unser Leben bringt.“ Oder: „Dazu kommt, dass Red Bull so ein sinnloses Getränk ist. Das
kommt noch erschwerend dazu. Das macht es nochmal schwieriger.“ Es wird auch in Frage
gestellt, inwiefern überhaupt ein öffentliches Interesse – das ja Voraussetzung für die Her-
ausnahme einer Fläche aus der Landesgrünzone ist – an einer Produktionserhöhung unge-
sunder Waren bestünde – ganz zu schweigen von der Umweltbilanz des Produkts, für die es
Informationsquellen im Internet gibt. „Nicht alles, was betriebswirtschaftlich Sinn macht, ist
für diese Welt ein Fortschritt“ ist ein Argument, das ich öfters zu hören bekam.

Das sind in  meinen Augen prinzipiell  einleuchtende und bedenkenswerte Argumente,  die
aber in der konkreten Situation sehr  schwierig zu diskutieren sind. Denn hinter diesen Argu-
menten tauchen sofort grundsätzliche Fragen auf: Welchen Einfluss kann und soll der Staat
bzw. die Politik auf die Warenproduktion nehmen? Und welche Handlungsmöglichkeiten sind
diesbezüglich für eine Gemeinde denkbar, praktikabel und angemessen? Die meisten meiner
Gesprächspartner hätten auf diese Fragen ihre Antwort schnell parat.  Aber zwischen den
einzelnen Antworten liegen Welten. 

Hier geht es um ein ganz grundsätzliches Nachdenken darüber, wie unsere Gesellschaft in
Zukunft funktioniert bzw. funktionieren sollte. Welche Entwicklung ist wünschenswert, welche
ist konsensfähig und welche ist erwartbar? Ich denke, einer der größten Erfolge der Volksab-
stimmung um das Neugut ist die Tatsache, dass in einer Gemeinde solche Themen intensiv
und ziemlich breit diskutiert wurden. Und diese Diskussionen sollten – egal wie das weitere
Vorgehen aussieht  – in  jedem Fall  fortgeführt  werden.  Dass viele solche Argumente von
vornherein  abgeblockt  haben  und  sich  gar  nicht  mit  diesen  Themen  auseinandersetzen
wollen, steht auf einem anderen Blatt.
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3: Die wichtigsten Themen 

3.1 Im Zentrum der Diskussion: Das Wasser

Grundsätzliches zum Thema „Wasser“

Die Wasserthematik hat in den Diskussionen um die Volksabstimmung einen breiten Raum
eingenommen. Wasser wird in weiten Teilen der Bevölkerung als hohes Gut eingeschätzt
und die potentiellen Auswirkungen des Klimawandels führen zu einer Verunsicherung in der
Bevölkerung. „Trinkwasser die zweite wichtigste Ressource, damit wir (über)leben können.
Und deshalb ist der Zugang zu sauberem Trinkwasser zu sichern. Wenn über die Nutzung
des Neuguts nachgedacht wird, dann muss aus meiner Sicht, das Grundwasserschongebiet
an oberster Stelle stehen. Sind die Böden erst verbaut, gibt es kein Zurück mehr.“ 

Nach Auskunft der Abt VIId Wasserwirtschaft werden in Vorarlberg insgesamt 57 Mio m³/a =
1,8  m³/s  Grundwasser  entnommen (zum Vergleich:  Die  Ill  bei  Beschling  transportiert  im
Mittelwert eine Wassermenge von 21 m³/s, die Entnahmen aus dem Bodensee betragen
insgesamt: 7 m³/s). Ein Liter pro Sekunde reicht für die Versorgung von ca. 600 Einwohnern,
d.h. die 1,8 m³/s (= 1.800 l) Grundwasserentnahme decken den Bedarf von 108.000 Men-
schen. 

Betrachtet man die Wassernutzung im Vergleich zu den Niederschlägen in Vorarlberg, so
sind 10% des Niederschlags potentiell nutzbar, wenn die Grenzen der Nachhaltigkeit nicht
überschritten werden sollen; 1% werden derzeit genutzt. Der mittlere Jahresniederschlag in
Vorarlberg beträgt 1.900 mm, der mittlere Jahresniederschlag in Ludesch 1.260 mm. 

Die Experten machen im Hinblick auf den Klimawandel keine Aussagen darüber, dass es in
Vorarlberg weniger Niederschlag gibt. Er ist allerdings über das Jahr ungleichmäßiger ver-
teilt. Das bedeutet zum einen, dass es zukünftig längere heiße und trockene Perioden geben
wird und andererseits, dass es mehr Starkregenereignisse geben wird, bei denen ein Teil des
Wassers oberflächlich abfließt und nicht ins Grundwasser gelangt. Zudem verlagert sich ein
Teil der Niederschläge vom Sommer- auf das Winterhalbjahr. Allerdings ist die Gefahr eines
sinkenden Grundwasserspiegels in den alpinen Regionen deutlich geringer als im Flachland,
da die Randzuflüsse aus den bergigen Landesteilen mitbetrachtet werden müssen.

Tatsächlich dem Grundwasser entnommen werdenin ganz Vorarlberg 57 Mio m³/a von einem
Gesamtzufluss  allein  aus Regenwasser  in  Höhe von 4.030 Mio m³/a.  Von dem entnom-
menen Wasser wird der größte Teil (52 Mio m³/a) über die Kläranlagen wieder in die Flüsse
und Seen zurückgeführt.

Ressource Wasser: Der Grundwasserspiegel

Das Grundwasservorkommen im Walgau könnte das ganze Land Vorarlberg zweimal ver-
sorgen. Der Grundwasserkörper weist eine Mächtigkeit von 100-300 Metern auf. 

Der Grundwasserhaushalt  wird im Walgau durch Grundwasserneubildung aus versickern-
dem  Niederschlag,  durch  Hangwasserzuflüsse  aus  den  seitlichen  Randeinzugsgebieten,
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durch Grundwasserzuflüsse aus dem Montafon und Klostertal,  sowie durch den Wasser-
austausch mit der Ill und den darin einmündenden Bächen bestimmt. In der Grundwasser-
modellierung Walgau wird für einen Untersuchungszeitraum von 10 Jahren festgestellt, dass
nasse Jahre mit starken Niederschlägen den Grundwasserpegel ansteigen lassen, trockene
Jahre lassen ihn absinken. Allerdings sei der betrachtete Zeitraum von 10 Jahren zu kurz,
um eine fundierte statistische Trendanalyse durchzuführen. Kurzzeitig sei der Grundwasser-
träger aber in der Lage, große Wassermengen zu speichern, die langsam abfließen. (Grund-
wasseruntersuchung und Modellierung Walgau, Kurzfassung, Rudhart + Gasser, 2010)

Es gibt ein sehr dichtes Grundwasser-Messnetz: G = Pegel der öffentlichen Hand (rot), S =
Sonderpegel  (blau,  dazu  gehören  auch  die  Pegel,  die  die  Fa.  Rauch  vom Land  vorge-
schrieben bekommen hat):
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Derzeit gibt es zwei Entnahmestellen: die der Firma Rauch, aus der auch die Gemeinden
Nüziders und Ludesch versorgt werden, und eine in Bludesch-Gais. Die Grundwasserpegel
und die Pegelstände sind im Internet einsehbar, für Ludesch gibt es sechs verschiedene
Pegel  (https://vowis.vorarlberg.at/Grundwasser).  Für  die  Pegel  können  seit  Beginn  der
Messungen die Grundwasserstände betrachtet und mit den Maximal- und Minimalwerten des
gesamten  Messzeitraums  verglichen  werden.  Sie  zeigen  folgendes  Bild  (die  Maßeinheit
bedeutet „Meter über Adria“, in Klammern dahinter der Monat der Messung):

Grundwasserstand Minimum 1975-2020 Maximum 1975 - 2020 Differenz

Pegel Ludesch 
06.36.01 
(Messung seit 1970)

519,73 müA (03/1973) 524,84 müA (05/1999) 5,11 m

Pegel Ludesch 
06.36.04 
(Messung seit 1974)

523,54 müA (03/1991) 527,33 (05/1999) 3,79 m

Pegel Ludesch 
06.36.06 
(Messung seit 1975) 

520,46 müA (03/1991) 524,84 müA (05/1999) 4,38 m

Pegel Ludesch 
06.36.08 
(Messung seit 1977)

518,50 müA (03/1998) 523,46 müA (06/2013) 4,96 m

Pegel Ludesch 
06.36.09 
(Messung seit 1980)

517,12 müA (03/1991) 521,38 müA (06/2016) 4,26 m

Pegel Ludesch 
06.36.10 / 54/1 
(Messung seit 2007)

516,50 müA (12/2018) 522,26 müA (06/2013) 5,76 m

Die Pegelstände lassen sich für jedes Jahr abrufen und zeigen den Jahresverlauf sowie die 
Minimal- und Maximalwerte des jeweiligen Jahres:
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Die Schwankungen des Grundwasserspiegels liegen im Bereich von 3 - 5 m. Bei einer Mäch-
tigkeit der Grundwasserschicht von 200 - 300 m ist der Schwankungsbereich nach Aussagen
der Wasserwirtschaft sehr gering. Betrachtet man den Trend seit 1970, so ist er sicher nicht
negativ: 

Im Gegensatz zu den Darstellungen der Abt. VIId Wasserwirtschaft schreibt die Initiative Lu-
desch: „Die Grundwasserpegel im Walgau weisen langfristig eine fallende Tendenz auf. Das
hat viele Gründe. Neben der Kanalisierung der Gewässerkörper, der Eintiefung von Fluss-
betten und der öffentlichen sowie privaten Wasserversorgung, ist es auch die Entnahme zu
industriellen Zwecken, die negative Auswirkungen auf den Grundwasserpegel mit sich bringt.
(…) Die Grundwassersituation für den größten zusammenhängenden Auwald Vorarlbergs im
Talboden des Walgau ist seit Jahren defizitär. Er leidet an Austrocknung. Auch die Agrar-
gemeinschaften Ludesch, Thüringen und Bludesch beklagen die defizitären Grundwasser-
pegel. (Rückgang der Zuwachsleistung. An der Lutzmündung haben sich extreme Trocken-
standorte  mit  einer  untypischen Fichtentrockenau herausgebildet.  Eine Dauerbestockung,
die  keine nennenswerte  Waldbewirtschaftung mehr  erlaubt.)  Ein derart  defizitärer  Grund-
wasserpegel  verunmöglicht  bzw.  erschwert  die klimabedingte Umwandlung in  eine natur-
nähere Hartholzau mit Edellaubhölzern.“ (Initiative Ludesch, Rundbrief Nr. 3, Okt. 2018)

Dazu sagt  Thomas Blank von der  Abt.  VIId:  „Das Grundwasser liegt  heute  allerdings im
Durchschnitt 7 m unter Geländehöhe / Bodenniveau. Deswegen haben die Landwirte und
der Forst z.T. Probleme mit der Wasserverfügbarkeit.“ 

Dabei stellt  sich die Frage, über was geredet wird. Die „langfristig fallende Tendenz“ des
Grundwasserspiegels bezieht sich auf längere Zeiträume und ist unter anderem auf Fluß-
begradigungen und -verbauungen zurückzuführen, die über viele Jahrzehnte in die Vergang-
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enheit  reichen.  Ergänzt  wurden sie durch länger zurückliegende Beobachtungen von An-
wohnern, dass viele Stellen mit einem hohen, an der Oberfläche sichtbaren Wasserstand
verschwunden sind. Das hat einen Rückgang der Artenvielfalt zur Folge.

Das Ergebnis einer Grundwassermodellierung besagt, dass potentiell in den beiden Schon-
gebieten links  und  rechts  der  Ill  1.350  l/s  zusätzlich  nutzbar  sind,  was den Bedarf  vom
weiteren 81.000 Menschen decken könnte.

Ressourcenschutz: Das Wasserschongebiet

 Kartenausschnitt des Grundwasserschongebiets (blau)

Bei der gerade im Endstadium der Planung befindlichen Änderung der Grundwasser-Schon-
gebietsverordnung sollen alle Betriebsgebiete aus dem Gebiet herausgenommen werden.
Dafür sollen der südliche Ortsrand von Bludesch und zwei kleinere Flächen in Ludesch hin-
eingenommen werden. Die Herausnahme beschränkt sich aber auf den heutigen Bestand,
evtl. geplante Erweiterungsflächen der Fa. Rauch werden nicht berücksichtigt. Aus Sicht der
Abt. VIId wäre es aber wünschenswert, dass - wenn es tatsächlich so ein Projekt gäbe -
diese Flächen ebenfalls aus dem Wasserschongebiet herausgenommen würden. 

In der folgenden Karte gut zu erkennen: Eine Herausnahme des im REK Ludesch als potent-
ielles  Betriebsgebiet  definierten  Flächen  aus  dem  Grundwasserschongebiet  hätte  keine
negativen Auswirkungen auf die Brunnenstandorte. Die Hereinnahme von Flächen am Sied-
lungsrand  von  Bludesch  und  Gais  als  Ausgleich  erhöht  die  Sicherheit  des  in  Betrieb
befindlichen Brunnenstandorts Bludesch-Gais.
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Potentielle Brunnenstandorte (hellblau) und die als Wassereinzugsbereich freizuhaltenden 
Grundwasserströme (rot) (Quelle: Präsentation Thomas Blank, Abt. VIId)

Das ist der heutige Stand der Überlegungen, der auf die Diskussionen bei der Erstellung des
REK Blumenegg zurückzuführen ist.  In einem ersten Schreiben der Abt.  VIId an die Ge-
meinden hieß es noch: „Wir möchten hiermit klar stellen, dass die Nutzung von Flächen des
Grundwasserschongebietes  für  Gewerbe-  und  Industriezwecke  dem Ziel  und  Zweck  der
Grundwasserschongebietsverordnung grundsätzlich widerspricht! (…) Auf  Grund dieser Be-
stimmungen muss klar festgehalten werden, dass die im REK beabsichtigte zukünftige Nutz-
ung von Schongebietsflächen mit der derzeitigen Ausweisung als Grundwasserschongebiet
nicht vereinbar sind. (Schreiben Thomas Blank an die Regio Im Walgau im Zuge der REK-
Erstellung, 6. Nov. 2013)

Dies führte zu intensiven Diskussionen in der Projektgruppe des REK Blumenegg und zu fol-
genden  Festlegungen:  Im  Bereich  Ludesch-Bahnhof  ist  die  Betriebsgebietserweitung  lt.
REK-Entwurf umfangreicher angelegt, als die vom Land überlegte Verkleinerung des Grund-
wasserschongebiets.  Folgende  Vorgangsweise  wird  vereinbart:  Entwicklung  in  Etappen.
Flächen, die lt. Überlegungen Land aus dem GW-Schongebiet genommen werden können
(14,9 ha; zwischen Bahn und Güterweg), werden im REK-Entwurf als Entwicklungsflächen
für Gewerbe definiert. Die südlich in Richtung Kläranlage / Ill anschließenden Flächen wer-
den als langfristige Entwicklungsmöglichkeiten mit Pfeilen markiert. Eine Entwicklung kann
dort nur stattfinden, wenn eine erneute Anpassung des Schongebietes / Abstimmung mit der
Abt.  Wasserwirtschaft  stattfindet.  (REK Blumenegg, Memo zur 10. Projektgruppensitzung,
Memo zur 10. Projektgruppensitzung, 2. April 2013)

Die Initiative Ludesch stellt den Planungen der Abt. VIId Wasserwirtschaft zur Abänderung
des Grundwasserschongebiets entgegen:  In der 2016 erstellten Wasserwirtschaftsstrategie
2020 des Landes Vlgb.  hält  sich  die  Abteilung Wasserwirtschaft  noch folgendes zugute:
„Bilanz  2010 – 2014 In den letzten 5  Jahren konnte die  Anzahl  und Fläche der  ausge-
wiesenen Schongebiete trotz ständigem Nutzungsdruck erhalten werden.“ Und im Ausblick
auf 2020 heißt es: „Im Interesse der vorsorglichen Wasserwirtschaft wird das Ziel verfolgt,
die tatsächlich nutzbaren Schongebietsflächen zu erhalten und den Schutz von noch unge-
nutzten relevanten Wasservorkommen voranzutreiben.“  Sie verweist  auf  den Bericht  zum
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Grundwassermodell Walgau (Rudhardt + Gasser, Bregenz; TK Consult AG, Zürich), in dem
es heißt: „Die Schongebiete im Walgau haben eine hervorragende Bedeutung für die Sicher-
ung der zukünftigen öffentlichen Wasserversorgung. (…) Die Erhaltung der Schongebiete im
heutigen Flächenumfang und die Sicherstellung der entsprechenden Schutzqualität ist daher
eine zentrale Aufgabe der Wasserwirtschaft—zum nachhaltigen Schutz der Lebensqualität!“
(Stellungnahme der Initiative Ludesch zum Erläuterungs- und Umweltbericht, 4. Mai 2019)

Dagegen lautet die fachliche Bewertung der Abt. VIIa (Thomas Blank): Wenn an die Abteil-
ung ein Anliegen herangetragen wird, wird zuerst einmal gefragt: Hat es Auswirkungen auf
das  Grundwasser  in  quantitativer  oder  qualitativer  Hinsicht?  Die  bisherige  Nutzung  von
Rauch hat  das nicht,  das wird engmaschig überwacht.  Die Konsensmenge wurde bisher
nicht ausgenutzt und es lässt sich keine Übernutzung des Grundwassers feststellen. Es ist
auch kein negativer Trend einer Absenkung des Grundwasserspiegels feststellbar. Und es
sind keine chemischen oder  bakteriologischen Belastungen feststellbar.  Eine Erweiterung
der Entnahmemenge wäre aus Sicht der Wasserwirtschaft auf jeden Fall diskutabel.

Wasserbedarf und Wasserversorgung der Gemeinde Ludesch

Die Firma Rauch  räumt der Gemeinde das Recht ein, Wasser bis max. 10% der Jahres-
schüttung aus dem neu zu errichtenden Tiefbohrbrunnen zu beziehen (100.000 - 300.000 m³
pro Jahr) – dies jedoch ausschließlich zur Deckung des kommunalen Wasserbedarfs. Die
Löschwasserentnahme  wird auf 405 m³ pro Stunde begrenzt. Das Entgelt beträgt 0,2 € pro
m³. Über eine Zusatzvereinbarungen steht das Wasser den Gemeinden derzeit kostenlos zur
Verfügung. Rechtlich hat die Fa. Rauch als Grundeigentümer das Wasserrecht.

Die Gemeinde Nüziders hat Bezugsrechte in einer Größe von 500.000 m³/a (15,85 m³/s), die
Gemeinde Ludesch von 300.000 m³/a (9,51  m³/s).  Das entspricht  dem Bedarf  von 9.500
Einwohnern in Nüziders und 5.700 Menschen in Ludesch. Das Wasser darf nur als Trink-,
Brauch, Kühl- und Löschwasser verwendet werden.

Die Wassernutzung der Fa. Rauch

Als besonderer Vorteil des Standortes werden die vorhandenen Wasserquellen gesehen, die
das gesamte Werk versorgen und an der Qualität des Produktes maßgeblichen Anteil haben.
(Land Vorarlberg, Erläuterungsbericht zur Herausnahme von Flächen aus der Landesgrün-
zone für die Betriebserweiterung Rauch/Ball, Zahl: VIIa-24.018.54-6//-30, 1. April 2019)

Die Konsensmenge für  die gesamte Brunnenanlage Rauch beträgt als Spitzenentnahme-
menge 190,39 l/Sekunde, was dem Wasserbedarf von 11.400 Menschen entspricht. Der Be-
scheid vom 26.5.2014 ist befristet bis zum 31.12.2032. Die maximale stündliche Entnahme-
menge beträgt 685,4 m3, täglich sind das 16.449,6 m3 und im Jahr 5.823.460 m³ (nachge-
prüft  mit  magnetisch  induktiven  Durchflussmengenzählern  sowie  automatischen  Grund-
wasserstandsmessungen und wöchentliche Pegelaufzeichnungen). Davon erhalten die Fa.
Red Bull 300.000 m³ und die Fa Rexam 75.600 m³. Unterschreitungen der definierten Grund-
wasserpegelstände sind der Wasserrechtsbehörde zu melden. Alle relevanten Daten, Unter-
suchungen und Aufzeichnungen werden in Jahresberichten zusammengefasst und der Abt.
Wasserwirtschaft vorgelegt. (wasserrechtliche Bewilligung, ohne Datum) 
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Die Firma Rauch nützt vor allem das Bergwasser, das vom "Hängenden Stein“ herunterfließt.
Das "Bergstromwasser" kann man von seiner Entstehung her mit Quellwasser gleichsetzen.
Dazu  kommt  noch  das  Oberflächen-  nahe  Grundwasser,  das  sich  vor  allem  aus  dem
Wasseraustausch mit der Ill speist. Das "Talgrundwasser" (der Parallelstrom zur Ill) wird nicht
genutzt.  Durch Messung der Leitfähigkeit  und des Sulfatgehalts wird sicher gestellt,  dass
kein Talgrundwasser gefördert wird. 

     Grundwassermodell Walgau, Randzuflüsse (Präsentation Thomas Blank, Abt. VIId)

Wenn die Fa. Rauch zusätzliche Flächen im Neugut erwirbt, erhält sie damit auch das Nutz-
ungsrecht für das Grundwasser unter dieser Fläche. Auch dies war ein zentraler Kritikpunkt
in der Volksabstimmung. Dazu ein paar Zitate aus meinen Gesprächen:

„Sehr emotional ist das Thema „Wasser“ (Wasserknappheit, Klimawandel, Ausverkauf des

Wassers…).“ „Beim Wasser habe ich große Angst, dass es der Firma Rauch vor allem um
den Grundwassersee darunter geht. In den nächsten Jahren wird das Wasser der wichtigste
Rohstoff (blaues Gold). Im Hitzesommer haben wir uns sehr mit diesem Thema beschäftigt.“
„Dringend  möchten  wir  auf  die  Situation  in  der  französischen  Stadt  Vittel  aufmerksam
machen, wie dort Nestle der Stadt Vittel das Wasser abgräbt.“ 

Damit in Zusammenhang steht das Recht zur kostenlosen Wassernutzung: „Und das kosten-
lose Wasser wird exportiert.“ „Überall sieht man die Wasserprivatisierung (vgl. Nestle in Afri-
ka, wo Wasser schon teurer ist als Benzin).“ „Rauch macht 1 Mrd. Umsatz, Red Bull sogar 6
Mrd. (400 Mio für einen Rennstall) – das wird alles mit unserem Grundwasser finanziert.“

Der Wasserverbrauch war ein Hauptinteresse der Leute, wie man den Fragen auf der da-
maligen Projekt-Homepage der Firma Rauch entnehmen konnte. Da ging die Firma Rauch
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mit  konkreten Daten äußerst  sparsam um.  „Jemand hat  dann den Wasserverbrauch auf
Basis der Verkaufsmenge an Red Bull- Dosen und der Größe der Kläranlage berechnet –
damit waren Zahlen im Raum; schlussendlich stellte sich heraus, dass diese Zahlen auf 20%
stimmte. Aber die Firma Rauch hat drei Wochen vor der Volksabstimmung immer noch nur
über abgefülltes Wasser (30 l/s) geredet, während in der Öffentlichkeit schon der gesamte
Wasserverbrauch mit 100 l/s kommuniziert war. Da hat er seine Glaubwürdigkeit aufs Spiel
gesetzt und die Leute waren emotionalisiert.“ 

Es gibt aber auch die andere Seite der Projekt- Befürworter: „Das Wasser war nie Thema,
das wurde aufgebauscht. Die verbrauchte Wassermenge hat auch nicht gestimmt. Da wurde
viel erzählt, und mit dem Thema "Wasser" sind sie in alle Haushalte gegangen.“ „Die Rede
war von 400 secl Entnahme, dabei sind es knapp 100 secl,  und das wird teilweise nicht
verkauft, sondern ist Prozesswasser, das nach der Reinigung wieder dem Grundwasser zu-
geführt wird.“ Jürgen Rauch sagt selbst: „Und dann die ewige Wasserdiskussion. Jeder kriegt
das Wasser gratis - Fohrenburg, Pfanner, Mohrenbräu usw. - aber nur bei uns wird immer
darüber geredet. Dabei gibt es genug Wasser. Der Walgau ist ja die wasserreichste Region
Europas.“ 

Man  sieht  an  diesen  Zitaten,  wie  mit  Zahlen  jongliert  werden  kann.  Folgende  Mengen
müssten sauber auseinandergehalten werden: 

• Abgefülltes Wasser, das tatsächlich verbraucht und exportiert wird: ca. 30 l/sec

• Prozesswasser, das nach Gebrauch wieder ins Grundwasser eingespeist wird: ca. 70

l/sec.

• Tatsächlich entnommenes Wasser (für beide Nutzungen oben): ca. 100 l/sec.

• Die wasserrechtlich zustehende Maximalmenge zur Entnahme: ca. 190 l/sec

Dass das Grundwasser Privateigentum ist, heißt aber nach Aussage der Abt. VIId Wasser-
wirtschaft nicht, dass jeder es nutzen kann, wie er will. Das braucht immer eine wasserrecht-
liche Bewilligung und die Firma muss dafür einen Bedarf nachweisen. Eine Nutzung ohne
wasserrechtliche Bewilligung ist nur für den eigenen Haus- und Wirtschaftsbedarf möglich
und muss in einem angemessenen Verhältnis zur Größe der Eigentumsfläche stehen. 

Die Firmen Rauch, Red Bull und Ball nutzen das Grundwasser nicht nur als verkaufbares
Produkt, sondern auch als Prozesswasser (Kühlwasser). Hier wird vor allem kontrolliert, ob
sich die Erwärmung des Grundwasserkörpers durch die Wiedereinleitung des Kühlwassers
in eng definierten Grenzen hält.

Die  Kühlwassereinleitung  der  Fa.  Rauch  übt  im  Nahbereich  der  Versickerungsschächte
einen relativ großen Einfluss auf die Grundwassertemperatur aus. Temperaturerhöhungen
gegenüber der mittleren Grundwassertemperatur von mehr als 7 °C wurden modelliert, auch
in einer Entfernung von 500 m ist im Abströmbereich die Grundwassertemperatur deutlich
beeinflusst. Allerdings dringt die Wärme nicht bis in tiefe Lagen des Grundwasserträgers ein,
die Temperaturerhöhung beschränkt sich auf den oberen Bereich. Die Auswirkungen nehmen
mit der Entfernung von der Stelle der Einleitung deutlich ab, sodass nur eine kleinräumige
unmittelbare Beeinträchtigung des Schongebietes zu erkennen ist.  Geplante Maßnahmen
sind auf Grund der unterschiedlichen Strömungsrichtung und Geschwindigkeit jedoch immer
im  Einzelfall  zu  beurteilen.  (Grundwasseruntersuchung  und  Modellierung  Walgau,  Kurz-
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fassung,  Rudhart  +  Gasser,  2010)  Nach  Aussagen  von  Bewirtschaftern  kann  man  am
unterschiedlichen Bewuchs auf den Feldern erkennen, wo unter dem Boden das erwärmte
Wasser durchfließt.

Abb.: Kühlwassereinleitungen Fa. Rauch (oben: Ausdehnung, unten: Längenschnitt der Tem-
peraturausbreitung, Quelle: Grundwassermodellierung Walgau)

Wasserrecht, Wasser als öffentliches Gut

Die Initiative Ludesch begann eine grundsätzliche Diskussion über das österreichische Was-
serrecht, die weit über den Anlassfall der Rauch- Erweiterung hinausging. Diese diente nur
als  Anlassfall  für  ein  Rechenbeispiel.  Grundsätzlich  ging  es  darum,  dass  der  rechtliche
Status von Grundwasser als Privatgewässer eine österreichische Besonderheit ist, die bun-
desweit diskutiert gehört. Bei Grundwasser gilt es den öffentlich-rechtlichen Standpunkt zu
stärken. (Vorrang des Rechts auf Wasser als Grund- und Menschenrecht vor Wasser als
Handelsware bzw. gratis Ressource.) Das könnte einen Anfang der Verschiebung der Steu-
erlast von Arbeitnehmerbesteuerung zu Umweltsteuern darstellen. Eine sozial faire Nutzung
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der  Ressource Wasser  könnte  in  Form einer  sozial  gestaffelten  Wasserentnahmegebühr
nach  bundesdeutschem Vorbild  erfolgen  und  würde  der  Allgemeinheit  eine  Dividende  in
Höhe von bis zu 600.0000 € pro Jahr verschaffen. Sie beruft sich dabei auf die Europäische
Wasserrahmenrichtlinie, die den Mitgliedsstaaten vorschreibt, bis 2010 dafür zu sorgen, das
die verschiedenen Wassernutzungen, die mindestens in die Sektoren Industrie, Haushalte
und Landwirtschaft aufzugliedern sind, zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen
einen angemessenen Beitrag leisten. Darüber hinaus verfolgt die Initiative weitergehende
Pläne:  Eine Bewässerungsstruktur für den Walgau und eine Verwertungsgenossenschaft für
das Grundwasser des Walgaus.

Das hat zwar nichts direkt mit der Volksabstimmung über die Betriebserweiterung im Neugut 
zu tun, zeigt aber gut, welche Ziele die Initative Ludesch verfolgt hat und heute noch verfolgt 
(vgl. die Diskussion um das Recht auf Volksabstimmungen). Das wird durchaus auch von der
Gegenseite honoriert. „Eine 'Lex Wasser' wäre interessant, dass Wasser als öffentliches Gut 
gilt und jeder dafür bezahlen muss. Es muss für alle Geld kosten.“, meint z.B. Alt- Bürgermei-
ster Dieter Lauermann.

Und natürlich hatte die Diskussion auch wieder Auswirkungen auf die Volksabstimmung: „Die
Gemeinde hat dort unten ein Grundstück und damit auch ein Wasserrecht. Das soll sie be-
halten und nicht an eine Privatfirma verkaufen“ ist ein öfters gehörtes Argument. Oder: „Ich
finde es beschämend, dass eine Firma es wagt, einer Gemeinde eine Geldbetrag zu ver-
sprechen, wenn eben diese Firma das Wasser der Gemeinden seit Jahren kostenlos nützen
darf, während jeder normale Bürger dasselbe Wasser zu bezahlen hat.“ 

Das Thema Grundwasser in der strategischen Umweltprüfung

In ihrer Stellungnahme zum Erläuterungs- und Umweltbericht zeigt sich die Initiative Ludesch
verwundert, dass die Abteilung Wasserwirtschaft keine wasserwirtschaftliche Beurteilung der
projektierten Anlagen (insbesondere der Leerdosenproduktion) vornimmt obwohl diese nach
wie vor – d.h. bis zur Abänderung der Grenzen der Grundwasserschutzzone – im Grundwas-
serschongebiet Untere Lutz liegt. Trotzdem werden in der Umweltprüfung keinerlei Sicher-
heitsauflagen benannt. Zwar dürfen Ausnahmen von der Grundwasserschongebietsverord-
nung  grundsätzlich  bewilligt  werden,  diese  wurden  aber  in  der  Vergangenheit  immer  an
strenge Auflagen geknüpft.  Dass in diesem Fall im Umweltbericht auf Auflagen verzichtet
wird steht in einem gewissen Widerspruch zur Aussage des Leiters der Abt. VIId Wasser-
wirtschaft: „Die Flächen im Bereich der Firma „Ball“ dagegen sollen aus der Schongebiets-
Verordnung herausgenommen werden, weil Betriebsgebiete keine Schongebiete mehr sind.
Das Grundwasser bleibt aber trotzdem geschützt,  da durch die Behörden sehr hohe und
strenge Auflagen gelten.“ (5. öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung am 15. April 2021)

Die Initiative Ludesch ließ die Stellungnahme der Abteilung juristisch prüfen und erhielt zur
Antwort: „Dem Erläuterungsbericht, den Sie Ihrer Email angefügt haben, ist zu entnehmen,
dass  die  geplante  Änderung  der  Grundwasserschongebietsverordnung  widerspricht.  Ich
stimme Ihnen zu, dass die Argumentation in Bezug auf eine zukünftige Überarbeitung dieser
nicht nachvollziehbar ist. Darüber hinaus fällt auf, dass die Abteilung nicht auf die potentielle
Gefährdung  aus  wassertechnischer  Sicht  eingeht,  sondern  nur  auf  rechtliche  Gegeben-
heiten.“ (Priska Lueger, Umweltjuristin Ökobüro; Mail vom 1. Feb. 2019)
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3.2 Im Zentrum der Diskussion: Der Boden

Grundsätzliches zum Boden

Der Boden auf dem wir täglich gehen, erfüllt zahlreiche ökologische und ökonomische Funk-
tionen, die für uns Menschen von grundlegender Bedeutung sind. Während einige Boden-
funktionen offenkundig sind, finden andere zu wenig Beachtung. Im Falle der Volksabstim-
mung um die Zukunft des Neuguts ging es vor allem um landwirtschaftliche Böden. Frucht-
barer Ackerboden ist eine wichtige Ressource und war deswegen ein großes Thema.

In Vorarlberg gibt es ca. 2.600 ha Ackerland, das sind knapp 3,5 % der landwirtschaftlich
genutzten Fläche. Davon wurden 84,3% für die Produktion von Futterpflanzen genutzt. Ins-
gesamt werden nur 135 ha Gemüse und Salat angebaut (davon 59 ha Kartoffeln). Die Eigen-
versorgung im Land erreicht bei Salat 30%, bei Kartoffeln 9 % und bei Zwiebeln und Möhren
sogar nur noch 2 bzw. 1%. Der Produktionswert im Wirtschaftsbereich Frischgemüse sank
von 1995 bis 2019 von 2,39 Mio € auf 1,38 Mio. €, nur bei Kartoffeln stieg er von 290.000 €
auf 330.000.- €. Vor diesem Hintergrund ist die Diskussion um den Verlust von ackerfähigen
Böden in Vorarlberg zu sehen. Deswegen wurde die Sicherung von Flächen für die Landwirt-
schaft unter besonderer Berücksichtigung der bodenabhängigen Lebensmittelerzeugung“ in
der Novelle  des Raumplanungsgesetzes 2019 bei  den Zielen der  Raumplanung ergänzt.
Und das ist auch der Grund für die Zielformulierung im Raumbild 2030: „Da die Bodenbonität
bei  Interessensabwägungen  für  Standortentscheidungen  stärker  Berücksichtigung  findet,
können die fruchtbaren Böden langfristig gesichert werden.“

Die landwirtschaftliche Bodenqualität 

Der Boden im Neugut hat eine hohe Qualität und ist ackerfähig. 
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Nach Aussage  von  Dietmar  Mathis  und  Walter  Vögel  (Abt.  Va  Landwirtschaft)  sind  das
„wertvolle Böden mit einer für den Walgau sehr hohen Bodenklimazahl,  für Ackerbau ge-
eignet. Die könnte man mit den heutigen Raumplanungszielen nicht mehr so einfach ver-
planen.“ Und Stefan Simma von der Landwirtschaftskammer Vorarlberg ergänzt: „Es handelt
sich mit um die besten Flächen in Vorarlberg. Absolut unverständlich für uns ist es daher,
hier neue Betriebe ansiedeln zu wollen. Für Widmungen ist das der falsche Platz.“

Auch im Erläuterungsbericht zur Herausnahme von Flächen aus der Landesgrünzone für die
Betriebserweiterung Rauch/Ball heißt es, es handle sich um besondere Gunstlagen für die
landwirtschaftliche Bewirtschaftung. Die Böden zählen zu den ertragreichsten und hochwer-
tigsten in der gesamten Walgauregion. Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man die Ertrags-
fähigkeit als Ackerboden (> 800.- € pro Hektar) und als Grünland betrachtet.

Abb. Karte der natürlichen Ertragsfähigkeit der Böden 
(oben) und des Ertragswertes von Grünland aufgrund 
der Bodenqualität (unten)
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Diese hohe Qualität der Böden wurde in den Gesprächen oft erwähnt: „Das sind allerbeste
Böden in Vorarlberg, wichtig für die Nahversorgung.“ „Das war immer die Salatschüssel Vor-
arlbergs.“  „Wir  haben  in  Vorarlberg  zwei  Hotspot  der  Bodenqualität.  Das  ist  Rankweil
Brederis und das Neugut.“

Es gibt allerdings auch Stimmen, die die Bodenqualität bezweifeln. Insbesondere ein Eigen-
tümer (und Bewirtschafter) gibt an, der Boden sei durch den dauernden Anbau von Silomais
als Monokultur ausgelaugt und von Agrarchemikalien verseucht („Der Boden ist kaputt, das
war Raubbau“). Die hohen Bonitätswerte seien dadurch zustande gekommen, weil eine Bo-
denprobe zur Bonitätsfeststellung bei einem ehemaligen unbefestigten Mist- und Jauchen-
platz genommen worden wäre. Außerdem sei das Klima zu schattig, alles sei fast 3 Wochen
später und insgesamt läge 1-2 Monate länger Schnee im Winter.

Die Aussage erklärt jedoch nicht die oben abgebildete Karte mit den Bonitätswerten für jede
einzelne Parzelle, die beim Land geführt wird. Außerdem stehen die Berichte über die ver-
gangene Nutzung im Widerspruch zu anderen Berichten von Bewirtschaftern. Das ist aber
ein  durchgehendes  Merkmal  des  Konflikts  um  das  Neugut:  Dieselbe  Sache  wird  völlig
unterschiedlich beurteilt, je nachdem, wen man fragt. Wenn man nicht „Falschaussagen und
Lügen“  (siehe  Teil  4)  unterstellen  will,  dann  muss  man  zumindest  häufig  eine  von  der
eigenen Interessenlage gefärbte Wahrnehmung feststellen. Und man muss im Einzelfall sehr
genau nachfragen, auf welchen Sachverhalt die Aussage zutrifft  – in diesem Fall: Welche
Aussage bezieht  sich konkret  auf  welche Fläche bzw.  Parzelle? Und welcher  Nutzungs-
zeitraum wird betrachtet?

Ähnliches lässt sich zu den Vorwürfen sagen, die Böden seien von den Rückständen des
früheren Spanplattenwerks verseucht oder es habe dort eine Mülldeponie gegeben (diese
lag vermutlich auf Gemarkung Nüziders). Die Wahrheit ließe sich letztendlich nur heraus-
finden, indem man Bodenproben entnimmt und untersuchen lässt. Eine offizielle Bodenunter-
suchung im Hinblick auf mögliche Altlasten wurde zumindest nie gemacht.

Bodennutzung / Landwirtschaft früher und heute

Selbst über die frühere Bewirtschaftung der Flächen im Neugut sind sich meine Gesprächs-
partner nicht einig:

Die einen sagen: „Da wurde früher bloß Silomais angebaut, gar nie Gemüse. Jetzt ist es
eigentlich toter Boden.“ Oder: „2019 ist der Silomais plötzlich verschwunden und es kamen
Getreide, Kartoffeln, Feldgemüse - wie soll das gehen auf den kaputten, Mais- geschädigten
Böden?“

Die anderen sagen: „Im Neugut wurde Getreide angebaut. Elvira Hartmann: 50 Ar Mais für
die Rinder (die Kühe müssen ja auch was fressen), alle anderen Gras. Hartmann Robert 7
ha  Kartoffeln.  Fritsche  hatte  den  ersten  Vollernter  Vorarlbergs  und  eine  eigene  Dresch-
maschine. In den 70ern wurden 6 ha Kraut angebaut (Bischof, Zerlauth, Metzler) für Sauer-
kraut  für  die Fa.  Grabher.“  Oder:  „Die Firma Rauch war früher Mehrheitseigentümer von
Fohrenburg.  Die haben ein Biobier  probiert  und dafür hat Walter Zerlauth im Neugut die
Gerste  angebaut.“  Und  zur  heutigen  Situation  sagt  die  Initiative  Ludesch:  „Dieses  Jahr
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werden rund 70% der Flächen im Neugut für den Ackerbau genutzt, die restlichen Flächen
sind Grünland. An lagerfähigen Feldfrüchten für die regionale Versorgung werden – je nach
Stand der Fruchtfolge – Speisekartoffel, Roggen, Speisedinkel, Braugerste und Riebelmais
angebaut.“ (Rundbrief Nr. 1, Juni 2018)

Vielleicht trifft es folgende Aussage am besten: „Das sind für die Landwirtschaft hochwertige
Böden, die aber in den letzten Jahrzehnten überwiegend als Grünland und für Silomais ge-
nutzt wurden; noch früher war das aber die „Salatschüssel Vorarlbergs“.

Festzustellen ist auf jeden Fall, dass es schon seit einigen Jahren eine Änderung gibt: „Die
Ludescher  Landwirte  sind  heute  schon  auf  dem Weg,  ihre  Produktion  umzustellen  (Bio,
Gemüse, Getreide und andere Sonderkulturen, zugleich nimmt die Zahl der Milchbetriebe
ab) und sie haben seit 1952 eine eigene Wasserversorgung über 4 km installiert. Das ist eine
Chance, auch bei weniger verfügbaren Flächen ein Auskommen zu finden. Allerdings werden
dazu besonders die ackerfähigen Flächen benötigt.“ (aus der Diskussion zum REK Blumen-
egg und zur Zukunft der Landwirtschaft in Ludesch am 18. Dez. 2013)

Eine landwirtschaftliche Zukunft für das Neugut

…  das  haben  sich  einige  meiner  Gesprächspartner  gewünscht:  „Irgendwann  ist  der  zu
bewirtschaftende Boden so klein und zerrissen, dass es sich nicht mehr lohnt, Landwirtschaft
zu betreiben.  Das in einer Zeit,  wo wir  regional einkaufen wollen.“  Oder:  „Ohne intakten
Bodens gibt es für uns keine wertvollen Lebensmittel – besonders nicht in der Nähe!“ Oder:
„Ich bin der Meinung, dass landwirtschaftlicher Boden eines der wichtigsten Güter ist, welche
wir haben, da hier Grundnahrungsmittel für die Bevölkerung angebaut werden können. Wir
haben in Vorarlberg grundsätzlich schon zu wenig Fläche, um alle Vorarlberger ernähren zu
können.  Da  man  nie  weiß,  was  die  Zukunft  bringt,  finde  ich  die  massenhafte  Flächen-
umwidmung sehr problematisch.  (…) Wir  sollten  uns nicht komplett abhängig machen von
anderen Bundesländern/ Staaten.“

Und  auf  die  jüngste  Vergangenheit  gerichtet:  „Außerdem  ist  auch  die  Selbstversorgung
wichtig. Das ist ja der fruchtbarste Boden in ganz Ludesch. In Österreich ist der Selbstver-
sorgungsgrad sehr gering.  Das hat  Corona mit  den Hamsterkäufen gezeigt.  Da war  das
ganze Gemüse im SPAR Thüringen ausverkauft (nur noch italienischen Salat gab es, den
wollte niemand). Es gab zeitweise kein Mehl, keine Hefe, da sind wir zu Barbara Hartmann
gegangen, da konnte man noch einkaufen. Oder beim Frimahof. Das zeigt doch, von was wir
abhängen.“

Vor allem vor dem Hintergrund der in Vorarlberg lange geltenden Realteilung im Erbrecht
gewinnen diese Aussagen an Bedeutung. Viele Landwirte sind für ihren Betrieb auf Pacht-
land angewiesen und zwei Drittel der landwirtschaftlichen Fläche in Vorarlberg gehören nicht
den Landwirten. Wenn ein Landwirt Flächen verkauft und in seinen Betrieb investiert, nimmt
er seine Zukunft in die eigenen Hände. Wenn er Pachtflächen verliert, weil die Besitzer ver-
kaufen, dann kann er die Zukunft seines Betriebs nicht mehr selbst bestimmen. Denn auch
das wird in  der Diskussion gerne vergessen:  Wenn es um die Nutzung von Flächen für
Betriebe geht, dann müssen auch die Landwirtschaftlichen Betriebe mit betrachtet werden.
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Immerhin verzeichnet Ludesch noch eine für Vorarlberger Verhältnisse untypische Vielfalt der
landwirtschaftlichen Produktion, die einiges Potential aufweist, wie folgende Aussage zeigt:
„Ludesch hat nicht umsonst den Spitznamen: "Die Salatschüssel Vorarlbergs". Da gibt es
den Frima-Hof, der Biogemüse in Spitzenqualität selbst aufzieht und anbaut. Barbara Hart-
mann baut in Ludesch Weizen, Roggen und Dinkel an und mahlt das Getreide auch selbst.
Walter Zerlauth kooperiert mit der Brauerei Fohrenburger und liefert Zutaten für ein echtes
Vorarlberger Bio-Bier. Ich sehe Ludesch als Modellregion, als neues Zentrum für einen nach-
haltigen Anbau von Dinkel,  Kartoffeln  etc.  Das ist  ein  mutiger  Schritt  und etwas wirklich
Neues. Die oben genannten Betriebe sind Beispiele für diesen Wandel. Wenn Flächen zur
Verfügung  gestellt  werden  und  ein  ganzheitliches  Konzept  zum landwirtschaftlichen  Bio-
Anbau Stück für Stück umgesetzt wird, entsteht etwas Neues und Gutes für alle.“

„Eine Landwirtschaftsstrategie wäre gut“,  ist  eine verbreitete Aussage.  Das Problem: Die
Landwirte lassen sich schlecht  organisieren,  „sie können nicht  miteinander“  („Die Bauern
haben  sich  früher  2x  am  Tag  beim  Milch  anliefern  in  die  Augen  geschaut  und  Dinge
verabredet. Heute reden sie nur noch übereinander“). Bei den Gärtnern ist es besser, „die
tauschen sich aus, egal ob Bio oder nicht.“  Vielleicht müsste sich darum eine gemischte
Gruppe mit Produzenten und Konsumenten kümmern, so ein Vorschlag. 

Und es gibt weitere Ideen: 

• „Man könnte auch kleine Parzellen verpachten an Gemeinschaften, die einen Ge-

meinschaftsgarten  wollen  (reine  Gartenflächen,  keine Schrebergärten).  Wir  dürfen
nicht vergessen, aufgrund der teuren Grundstückspreise leben zukünftig viel mehr
Personen in Mehrparteien-  Häusern ohne Garten.  Was heute noch recht  unspek-
takulär klingt, kann in 10 Jahren interessant werden.“

• „Die Ludescher Landwirtschaft ist bereit, zu einer Erhöhung des Eigenversorgungs-

grads mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln beizutragen. Es können lagerfähige
Feldfrüchte  in  zertifiziertem biologischem Landbau  bzw.  in  einer  das  Bodenleben
fördernden sowie die Bodenfruchtbarkeit stärkenden Anbauweise mit einer drei- bis
vierjährigen Fruchtfolge angebaut werden. Für eine Fruchtfolge braucht es genügend
ackerfähige  Flächen  zum  wechseln!  Darüber  hinaus  sehen  die  Bauern  gewisse
Chancen  für  lagerfähiges  Gemüse  z.B.  Zwiebel,  Karotten,  Pastinaken,  Kohl.  Die
Möglichkeit den Gemüseanbau auszuweiten ist vorhanden. Dazu müsste eine Struk-
tur zur regionalen Verteilung verderblicher Güter samt entsprechenden Lagerkapa-
zitäten für lagerfähiges Gemüse bzw. Feldfrüchte aufgebaut werden.“

Aber alle Ideen hängen von der Bereitschaft der Grundeigentümer ab – und die zeigen sich
derzeit vor allem destruktiv: „Und es muss klar sein: Mit dem Boden passiert nichts mehr,
das  bleibt  Brachland.  Das  darf  wahrscheinlich  nicht  einmal  mehr  ein  Ludescher  Bauer
mähen. Soweit sind wir jetzt in der Erbengemeinschaft. Die Landwirte waren ja alle gegen
uns. Sie haben ihre Böden verkauft und wollen jetzt unsere pachten. Auf unserem Gelände
baut nie jemand Kartoffeln an. Die Leute von der Initiative werden jetzt sagen: „das ist ja
primitiv“ – aber da stehen wir jetzt, da ist so viel hin und hergegangen.“ 

Das ist  zwar ein Stück weit  aus der Frustration über den geplatzten Grundstücksverkauf
verständlich,  aber  es  bleibt  in  meinen  Augen trotzdem eine Trotzreaktion  zu  Lasten der
Allgemeinheit.
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Bodenschutz und Klimawandel 

Ein weiteres Thema, das einige Ludescher Bürger umtreibt, ist der Klimawandel und seine
Folgen: „Bodenschutz ist Klimaschutz.“ Und: In der Bevölkerung ist das Bewusstsein zum
Thema „Boden“ gewachsen und die Sensibilität gestiegen.“ oder: „Versiegelung und Verdich-
tung (siehe aktuelle Katastrophen in Deutschland): Der Versiegelungsgrad in Österreich ist
eh schon sehr hoch und die Politik macht immer weiter in diese Richtung (trotz Ökoland
Vorarlberg)  – das ist  unverständlich.“  Wobei  man dazu sagen muss,  dass der  Grad der
Versiegelung in Vorarlberg im österreichischen Vergleich sehr gering ist, was sicherlich auch
mit der Einführung der Landesgrünzone vor 40 Jahren zusammenhängt,  siehe z.B. unter
https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme)

Manche sehen den Umgang mit dem Neugut als Teil eines größeren Zusammenhangs: „Das
ist nicht allein ein Ludescher Problem, sondern landesweit, bundesweit, EU-weit… Damit ist
die Gemeindevertretung komplett überfordert.“ Und: „Wir müssen an den Klimawandel den-
ken. Es wird überall wärmer, es gibt Klimaflüchtlinge, die Kosten steigen usw. Das alles sind
ja  Punkte,  wo jeder  zustimmen wird.  Aber  nur  prinzipiell,  und nachdem bei  uns im Dorf
gebaut wurde. Aber dann dürfen wir auch nichts sagen, wenn Brasilien seinen Regenwald
abholzt. Jeder redet vom Regenwald, aber wir sind kein bisschen besser. Wenn das kommt,
werde ich mich für das Dorf schämen.“

Wie das mit dem Neugut zusammenhängt, erklärt die Initiative Ludesch folgendermaßen: Es
sind zwingende Argumente, die für eine ökologische und soziale Wende sprechen. Erstens:
Klimawandel,  die Erwärmung liegt  bei 0.9 Grad,  über Landflächen bereits  bei 1.53 Grad
Celsius. Zweitens: Würden alle so leben wie wir hier, bräuchte es 2,8 Erden. Würden alle so
leben wie in den USA, bräuchte es 5 Erden. Drittens: Die Ressourcen sind endlich.  Das
sollten  wir  nicht  vergessen  und  diese  Sachverhalte  gilt  es  anzuerkennen.  Die  intensive
Auseinandersetzung mit allen Aspekten der geplanten Erweiterung der Getränkeindustrie hat
uns gelehrt, wie sehr das Kleine mit dem Großen, das Lokale mit dem Globalen zu tun hat
und ineinander verwoben ist. Es geht ums Neugut - und es geht zugleich um mehr als ums
Neugut. (Initiative Ludesch, Rundbrief Nr. 6, Jan. 2019)

3.4 Im Zentrum der Diskussion: Die Landesgrünzone

Rechtliche Grundlagen der Landesgrünzone

Ein Landesraumplan trifft  im überörtlichen Interesse Regelungen, damit bestimmte Raum-
planungsziele  erreicht  werden  (§  6  Abs.  1  RPG).  Er  richtet  sich  als  Verordnung  an  die
Gemeinden. Damit wird, wie es der Verfassungsgerichtshof 1988 formuliert hat, aus Grün-
den, die im überörtlichen Interesse liegen, das Planungsermessen der Gemeinde verringert.

Die Landesgrünzone Walgau wurde 1977 als Landesraumplan verordnet. In der Begründung
hieß es "Schutzwall gegen die ausufernde Siedlungsentwicklung". Als Ziele der Verordnung
werde genannt (VGW § 1):
a) die Erhaltung eines funktionsfähigen Naturhaushalts und des Landschaftsbilds
b) die Erhaltung von Naherholungsgebieten
c) die Sicherung der räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Landwirtschaft.
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Ein Gesprächsteilnehmer meinte dazu: "Dass das auch Reserveflächen für die Industrie sein
könnten, das hat damals der Direktor der Wirtschaftskammer hineinreklamiert." Aber es steht
nur in einem Anhang und hat damit eine geringere Verbindlichkeit, vergleichbar etwa dem
Erläuterungsbericht eines Räumlichen Entwicklungsplans REP. 

Ausnahmen von Landesraumplänen: Die Landesregierung kann mit Bescheid für bestimmte
Vorhaben Ausnahmen von Landesraumplänen bewilligen. Aber nur dann, wenn die Raum-
planungsziele  nicht  gefährdet  werden,  die  dem  Landesraumplan  zugrunde  liegen.  Auch
andere Raumplanungsziele des Landes dürfen dadurch nicht gefährdet sein. (§ 7 Abs.2).
Solche Ausnahmen sind nur in  begrenztem Umfang möglich,  da andernfalls  der Landes-
raumplan selbst zu ändern wäre. Die Beurteilung liegt im behördlichen Ermessen. Kriterien
für die Ermessensentscheidung sind (1) die Raumplanungsziele nach § 2 RPG, (2) Vorgaben
aus einem REK / REP und (3) die konkreten Ziele der Verordnung, von der die Ausnahme
bewilligt werden soll (in diesem Falle die Landesgrünzonenverordnung). Bei der Bewilligung
der Ausnahme können quantitative und qualitative Einschränkungen verknüpft sein.

Änderungen von Landesraumplänen: Im Regierungsbeschluss ist nachzulesen: „Nach § 9
Abs. 1 lit.b des Raumplanungsgesetzes ist die Landesregierung verpflichtet, einen Landes-
raumplan bei wesentlicher Änderung der für die Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse zu
ändern. Dazu zählen vor allem Änderungen hinsichtlich des Bedarfes. Im besonderen gilt
dies bezüglich von Bauflächen für größere Industrieanlagen oder sonstige größere Anlagen,
für die innerhalb der heutigen Siedlungsbereiche keine geeigneten Flächen vorhanden sind
und bei denen zudem das öffentliche Interesse an deren Errichtung größer ist als das an der
Freihaltung der betreffenden Teile der überörtlichen Freiflächen.“ Diese Abwägung hat das
Land zu treffen.

Ein Landesraumplan darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. Ein wichtiger Grund
ist, wenn sich die maßgebende Rechtslage ändert. Der zweite Grund ist, wenn sich "die für
die Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse" wesentlich (= besonders schwerwiegend, nicht
nur punktuell) ändern (§ 8 Abs. 1). Was eine wesentliche Änderung der für die Raumplanung
bedeutsamen Verhältnisse ist, da ist die Landesraumplanung gefragt, weil es sich um eine
Landesverordnung handelt. (RPG und Kommentar)

Die Landesgrünzone im Raumbild 2030

Im Raumbild 2030 steht: „Eine Herausnahme von Flächen aus der Landesgrünzone erfolgt
im Allgemeinen nur für Betriebe –  in erster Linie für interkommunale Betriebsgebiete –  und
in begründeten Ausnahmefällen sowie nach einer Alternativenprüfung und auf Basis eindeu-
tiger Regeln für die Kompensation. Die flächenmäßige Kompensation hat Vorrang. Im Rah-
men der qualitativen Kompensation spielen die landwirtschaftliche Produktion sowie land-
schaftliche und ökologische Aufwertungen eine besondere Rolle. Die Regeln für die Kom-
pensation sind transparent, gut nachvollziehbar und finden breite Akzeptanz. 

Bei den im Raumbild 2030 definierten Aktivitäten findet sich mit oberster Priorität (rasche
Umsetzung,  3–5  Jahre):  „Einen praxisbezogenen  Vorschlag ausarbeiten,  wie  die  Boden-
bonität ab sofort bei Interessenabwägungen stärker berücksichtigt werden kann (z.B. Über-
nahme der Bodenklimazahl ins regREK bzw. ins REP); den Vorschlag dann bei Interessen-
abwägungen umgehend umsetzen.“
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Passend dazu gibt das Land Vorarlberg in der Ökoland- Strategie 2020 folgende Ziele vor:
die Erhöhung der Eigenversorgung (Ziel 7) und die Sicherung von Grund und Boden für die
Landwirtschaft – besonders für die Lebensmittelproduktion (Ziel 13).

LGZ – Ausnahmen und Änderungen

In der Landesgrünzone ist nur eine Widmung als Freifläche-Landwirtschaftsgebiet (FL), Frei-
fläche-  Freihaltegebiet  (FF),  Freifläche-Sondergebiet  (FS-"Verwendungszeck"),  Verkehrs-
fläche oder Vorbehaltsfläche zulässig. Bauflächen oder Bauerwartungsflächen dürfen nicht
gewidmet werden. Die zulässigen Widmungen, so vor allem Sondergebietswidmungen, wer-
den zum Erhalt der Ziele der Landesgrünzone zurückhaltend behandelt. (Land Vorarlberg,
Informationen  zu den  Landesraumplänen  Grünzone  Rheintal  und  Grünzone Walgau,  10.
Dez. 2018)

Nach dem Raumplanungsrecht geht es darum, was eine wesentliche Änderung der für die
Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse ist.  Und für die Beurteilung ist  die Landesraum-
planung gefragt, weil es sich um eine Landesverordnung handelt. 

Bei der Herausnahme von Flächen wurde bisher folgenden Kriterien bzw. Rahmenbedingun-
gen besonderes Augenmerk geschenkt:

• Erweiterungen bestehender Betriebe, für die ein konkreter Flächenbedarf vorliegt
• Regional abgestimmte Entwicklungskonzepte für Betriebsgebiete
• Quantitative (bzw. ergänzend qualitative) Kompensationsmaßnahmen

(Land Vorarlberg, Informationen zu den Landesraumplänen Grünzone Rheintal und Grün-
zone Walgau, 10. Dez. 2018) Im Anlassfall,  der zur Volksabstimmung führte, finden diese
drei Kriterien Beachtung.

Eine Widmung als FF Sondergebiet „Betriebserweiterung“ kann gewählt werden, damit das
Gebiet wirklich nur für diesen Zweck genutzt wird und nicht – wenn es erst einmal gewidmet
ist – für ein beliebiges Gewerbegebiet genutzt werden kann. Der Naturschutz ist über diese
Widmung allerdings nicht besonders glücklich, weil dann keine Kompensation zu leisten ist,
die bei einer Herausnahme des Gebiets aus der Landesgrünzone fällig wäre. Gegen diese
Widmung wurde jüngst beim Höchstgericht Klage eingereicht,  die noch anhängig ist.  Aus
Sicht der Raumplanung ist diese Widmung zwar ein "Trick", der gegen den Geist der LGZ
verstößt (keine Baugebiete in der LGZ), aber der der Raumplanung im Gegensatz zu einer
Herausnahme des Gebiets aus der LGZ erlaubt, die Nutzung auf einen bestimmten Zweck
zu begrenzen und andere Nutzungen auszuschließen. 

Die quantitative Bilanz der Landesgrünzone nach 40 Jahren zeigt eine Abnahme von ledig-
lich -0,89 km² (= -0,65 %) der ursprünglichen Gesamtfläche oder umgerechnet -2,2 Hektar
pro Jahr. In qualitativer Hinsicht zeigt sich allerdings der zunehmende Nutzungsdruck durch
unterschiedlichste Sondergebietswidmungen. So ergibt eine Auswertung mit Stichtag 01.01.
2017 insgesamt 325 verschiedene Sondergebiets- und 62 Vorbehaltsflächenwidmungen in
der Landesgrünzone, davon viele für Einrichtungen des Gemeinbedarfs (Sportanlagen und
Freizeitinfrastruktur, Strom- und Wasserversorgung, Abwasser und Abfallverwertung), aber
auch landwirtschaftsnahe Sondernutzungen und betriebsähnliche Nutzungsformen. 
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Die raumplanerische Bilanz der Landesgrünzone erfordert für die Zukunft quantitativ weiter-
hin einen behutsamen und restriktiven Umgang und qualitativ eine Verbesserung und Stär-
kung der  inneren Freiflächenfunktionen.  (Land Vorarlberg,  Informationen zu den Landes-
raumplänen Grünzone Rheintal und Grünzone Walgau, 10. Dez. 2018) Seit 2011 werden
deshalb keine Ausnahmen mehr zugelassen, es sei denn, es handelt sich um kleinräumige
Abrundungen von wenigen Quadratmetern bei  Bestandsgebäuden. Bei  größeren,  neu zu
bebauenden Flächen muss die Landesgrünzone geändert werden. 

LGZ-Ziele im Hinblick auf Betriebsflächen

An der Möglichkeit, Ausnahmen für die Nutzung der Landesgrünzone zuzulassen, wird auch
Kritik  geübt:  „Die  größte  Frage,  welche  sich  für  mich  stellt,  ist  die,  weshalb  man  eine
Landesgrünzone beschließt, wenn man den Boden trotzdem verbauen darf. Welchen Wert
hat eine „Regelung“, die aufgestellt wird, wenn sie für Geld gestrichen werden kann?“ Oder:
„Für die einen ist das eine Tabuzone, für die anderen darf es keine Tabuzone sein.“ Und
noch: „Schon seit dem Raumbild 2030 wird an der Landesgrünzone herumgeschraubt, trotz
der Ziele im Raumbild. Sie wird nicht mehr ernst genommen.“

Unstrittig ist jedoch, dass die Gefahr eines Systembruchs besteht, wenn die Landesgrünzone
jetzt auch generell für andere Betriebsansiedlungen geöffnet würde. „Ich bin auch sehr dafür,
dass wir unseren Kindern genug landwirtschaftlich bewirtschaftbaren Boden hinterlassen und
jede Herausnahme kritisch hinterfragt und an Bedingungen geknüpft wird.“

Die Auffassung der Abt. Va Landwirtschaft ist auf Ausgleich bedacht. Ihre Aussage lautet: Bei
wachsenden Betrieben ist ein nachvollziehbarer Bedarf gegeben, das kann in der Landes-
grünzone diskutiert werden, weil höhere Kapazitäten oder Stückzahlen oder Mitarbeiterzah-
len benötigt werden. Das ist nachvollziehbar im Sinne der wirtschaftlichen Entwicklung, denn
Arbeitsplätze und Gemeindefinanzen sind ja auch wichtig.  Die Landesgrünzone beinhaltet
solche Spielräume für die wirtschaftliche Entwicklung. Aber man muss restriktiv bleiben und
sich an die bewährte Praxis halten. Die Logik von vielen Jahren fokussiert auf die Erweiter-
ung bestehender Betriebe. Die Bäckerei Ölz in Weiler wäre beinahe der erste Systembruch
im großen Stil gewesen. 

Das entspricht auch der Zielformulierung im Raumbild 2030: Für Herausnahmen zum Zwe-
cke der Erweiterung von bestehenden Betrieben, die sich bereits in der oder angrenzend an
die Landesgrünzone befinden, gelten weniger strenge Regeln. Die Regeln der Kompensation
sind jedoch anzuwenden. 

In der Abt. Via für allg. Wirtschaftsangelegenheiten heißt es: Die Landesgrünzone ist argu-
mentierbar. Warum soll das alles exklusiv für die Großen sein? Der Arbeitsplatz eines Hand-
werkers ist auch nicht weniger wert. Aber ein gewisses öffentliches Interesse muss da sein.
Bei einem kleinen Betrieb, der wenig Fläche braucht, gibt es oft noch eine Alternative, eine
andere  Möglichkeit.  Aber  ein  großer  Betrieb,  der  Hektar  braucht,  da  gibt  es  nicht  viele
Alternativen außer der Landesgrünzone. Das öffentliche Interesse muss immer darstellbar
sein. Aber dazu absolute Zahlen zu setzen, das ist kaum möglich. 
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Festlegungen zur LGZ im REK Ludesch

Im REK Ludesch werden ca. 18 ha Fläche im Neugut als potentielles Betriebsgebiet defi-
niert, das in zwei Etappen entwickelt werden soll („In Summe sollen lt. gültigem REK 18,72
ha Flächen aus der Landesgrünzone herausgenommen werden“ - aus einer E-Mail von D.
Lauermann auf Anfrage von Harald Krammer, Fa. Rauch am 9. Aug. 2018). 

Das REK enthält folgende Festlegungen:
• Definition  der  Fläche als  regionaler  Betriebsstandort  (was bei  der  gemein-

samen Erarbeitung als REK Blumenegg gegeben ist)
• Festlegung als Entwicklungsetappe 2 (die 3. Etappe wird noch nicht definiert)

• ein Flächenabtausch zum Erhalt der Landesgrünzone

Als Ziel wird speziell die Erweiterungsmöglichkeit für regional bedeutsame Gewerbebetriebe
benannt („Flächenmanagement: dazu Flächenbedarf erfassen und Flächen sichern; Möglich-
keiten zur Erweiterung regional  bedeutsamer Betriebe (Rauch,  Rexam) berücksichtigen“).
Nach Aussage des zuständigen Raumplaners muss es bei der Überarbeitung des Räum-
lichen  Entwicklungsplans  REP berücksichtigt  werden,  wenn  sich  an  der  Zielformulierung
etwas ändert, d.h. wenn die Fläche entweder nicht bebaut oder für andere Betriebe geöffnet
werden soll.

Aus Sicht der Raumplanung ist es sehr schwer, gegen diese Umwidmung zu argumentieren, 
da sie fachlich gut aufgearbeitet ist und durch das REK begründet wird. Die Fehler wurden 
bereits früher gemacht (qualitativ ungenügende Kompensation, siehe unten) und die Über-
arbeitung der Raumplanungsziele im RPG erfolgte erst 2019.
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Die Skizze auf der vorigen Seite stammt aus dem REK-Erarbeitungsprozess. Sie zeigt, dass
einerseits das Betriebsgebiet westlich von Rauch schon früh angedacht wurde, andererseits
große  Flächen  für  die  Landwirtschaft  reserviert  werden  sollten,  wobei  man sich  bei  der
Landwirtschaft  auf  die  Flächen  oberhalb  der  Bahngleise  fokussiert  hat.  Die  Flächen  im
Neugut wurden im Erarbeitungsprozess übergangen (REK Blumenegg, Memo zur gemeinde-
internen Sitzung Ludesch am 18. Okt. 2011)

Unklarheiten bei der Konkretisierung der REK-Ziele 

Im  Erläuterungsbericht  zur  Herausnahme  von  Flächen  aus  der  Landesgrünzone  für  die
Betriebserweiterung Rauch/Ball liest sich das so: „Bei der geplanten Betriebserweiterung der
Firmen Rauch /  Ball  handelt  es sich um einen seit  Mitte der 1990er Jahre bestehenden
Betriebsstandort. Der vorgelegte Masterplan samt Lageplankonzept sowie die Begründun-
gen erscheinen für den benötigten Flächenbedarf von 6,5 ha und die Entwicklungsrichtung in
südwestlicher Richtung nachvollziehbar. Die infrastrukturellen Voraussetzungen und Syner-
gien zu den bestehenden Betriebsanlagen sind in hohem Maße gegeben. Aus raumplan-
ungsfachlicher Sicht handelt es sich um die Erweiterung eines Betriebsgebietes an einem
verkehrstechnisch günstigen Standort ohne erhebliche negative Beeinträchtigung von Wohn-
und Mischgebieten. Als Planungsgrundlage dienen die in einem regionalen Planungsprozess
erarbeiteten  und  gemeindeübergreifend  abgestimmten  Räumlichen  Entwicklungskonzepte
der Gemeinden Bludesch, Thüringen und Ludesch. In der Gemeinde Ludesch ist die bean-
tragte Betriebsgebietserweiterung im Räumlichen Entwicklungskonzept bereits vorgesehen.
Die bisherige landesplanerische Vorgangsweise geht im Grundsatz davon aus, dass bei Be-
triebserweiterungen nur jene Flächen aus der Landesgrünzone herausgenommen werden,
für die in der Einzelfallprüfung ein unmittelbarer Flächenbedarf nachgewiesen wird. Dies ist
im  gegenständlichen  Fall  gegeben.  Zusammenfassend  kann  aus  raumplanerischer  Sicht
festgehalten werden, dass aufgrund des nachgewiesenen Bedarfs, der regional abgestimm-
ten Planungsgrundlagen und der durchgeführten quantitativen und vorgeschlagenen qualita-
tiven Kompensationsmaßnahmen gegen die Herausnahme von Flächen aus der Landes-
grünzone kein  Einwand besteht.  (Land Vorarlberg,  Erläuterungsbericht  zur  Herausnahme
von Flächen aus der Landesgrünzone für die Betriebserweiterung Rauch/Ball,  Zahl:  VIIa-
24.018.54-6//-30, 1. April 2019)

Aus Sicht der Initiative Ludesch sind die Ziele der Landesgrünzonenverordnung ein intakter
Naturhaushalt, Sicherung der Produktionsgrundlage für die Landwirtschaft und Erhaltung der
Naherholungsgebiete und damit vorrangige öffentliche Interessen zum Wohle aller. Um die
Flächen in Bauland umwidmen zu können, muss die Landesgrünzone verkleinert werden.
Damit wird die Landesgrünzonenverordnung, die vorrangige öffentliche Interessen schützt,
zugunsten von Industrieinteressen verändert. Will  man die Entnahme von Freiflächen aus
der Landesgrünzone vernünftig argumentieren, muss ein gewichtiges öffentliches Interesse
vorliegen, das in der Lage ist eine Entnahme zu rechtfertigen. Eine Kapazitätserhöhung der
Red-Bull-Produktion und -Lohnabfüllung liegt überwiegend im Interesse der Unternehmen.
Bei der geplanten Kapazitätsvergrößerung in zwei Etappen geht es nicht um die Schaffung
von  Arbeitsplätzen,  sondern  vor  allem  um  die  Steigerung  der  Produktivität  per  Auto-
matisierung. Das zeigt sich an der geringen Zahl neu zu schaffender Arbeitsplätze.
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Einschätzung zur Idee, Flächen auch für andere Ludescher Betriebe bereit zu 
stellen

Die Nutzung der Landesgrünzone ist der wesentliche Punkt, warum sich nach Ansicht des
Bürgermeisters  Martin  Schanung  die  Verhältnisse  so  stark  verändert  haben,  dass  es
gerechtfertigt ist, das Ergebnis der Volksabstimmung nochmals zu hinterfragen. Die wesent-
lich neue Erkenntnis ist, dass es inzwischen andere politische Aussagen dazu gibt (siehe
oben Teil 2). 

Im REK Ludesch wird zu  diesem Betriebsgebiet  festgelegt:  „Regionale Betriebsstandorte
sind  im  Nahbereich  der  A14-  Auffahrten  verkehrsgünstig  gelegen.  Ihre  Nutzung  und
Erschließung hat keine negativen Auswirkungen auf das Siedlungsgebiet. Es handelt sich
dabei  um starke  Standorte  mit  Entwicklungspotenzial  auch  für  regionale,  nationale  oder
internationale Leitbetriebe.  Hier  konzentriert  sich auch die regionale Zusammenarbeit  zur
Standortentwicklung.  Bei der Standortentwicklung ist  der Erweiterungsbedarf  bestehender
regionaler  Leitbetriebe  zu  berücksichtigen.“  Und  speziell  zu  diesem  Gebiet:  „Regionaler
Betriebsstandort Blumenegg-Ost (Ludesch + Nüziders), Nähe Autobahnanschluss, Gleisan-
schluss (Erweiterung vorgesehen), abseits des Siedlungsgebietes, Starke Leitbetriebe am
Standort (…); Möglichkeiten zur Erweiterung regional bedeutsamer Betriebe (Rauch, Rexam)
berücksichtigen.“  Die  Formulierung  lässt  offen,  in  welchem  Umfang  neben  den  Er-
weiterungsflächen  für  die  angrenzenden  Gebiete  auch  Flächen  für  andere Unternehmen
angeboten werden können.

Im Erläuterungsbericht der Landesraumplanung zum Erweiterungsprojekt Rauch / Ball / Red
Bull wird mit Bezug auf das REK Ludesch argumentiert, dass eine Inanspruchnahme der
fraglichen Flächen nur dann möglich wäre, wenn es sich um eine Rauch-Erweiterung oder
ein  regional  bedeutsames  Betriebsgebiet  handeln  würde  und  wenn  eine  ausreichende
Kompensation stattfindet. Dann wurde in einem Gespräch mit der Landesregierung die Mög-
lichkeit nicht ausgeschlossen, dass sich auch andere Betriebe im Neugut ansiedeln dürften.

Für die Mehrheitsfraktion in der Gemeindevertretung steht nun die Frage im Vordergrund:
Wie  finden  wir  eine  innovative  Lösung,  die  es  erlaubt,  die  Landesgrünzone  für  ein
Betriebsgebiet in Anspruch zu nehmen? Schließlich ist der Standort raumplanerisch richtig
gewählt, an der Bahn und in der Nähe zur Autobahn und am Siedlungsrand.

Diskutiert werden derzeit zwei Varianten: Die Rauch-Erweiterung entsteht auf den geplanten
6,5 ha und die restlichen ca. 10 ha, die im REK für Gewerbe vorgesehen sind, werden für
andere Betriebe genutzt. Oder Rauch verkleinert die benötigte Fläche und der Rest der 6,5
ha wird für  andere Betriebe genutzt  (wobei zu bedenken ist,  dass es dafür bisher  keine
Anhaltspunkte seitens der Fa. Rauch gibt und sie für den Großteil der Fläche auch gültige
Vorverträge hat).

An dieser Stelle ist ein kleiner Exkurs ins Raumplanungsrecht notwendig. Prinzipiell ist es in
einem engen Rahmen möglich, Ausnahmen von einem bestehenden Plan (z.B. einem Lan-
desraumplan) zuzulassen. Dabei ist aber Vorsicht geboten, damit sich nicht andere Antrag-
steller mit einem ähnlichen Anliegen auf den Gleichbehandlungsgrundsatz berufen können.
Da die Landesgrünzone im ganzen Rheintal und Walgau unter enormen Druck steht, was die
Ausweisung  neuer  Betriebsgebiete  betrifft,  muss  das  Land  im  Umgang  mit  Ausnahmen
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große Sorgfalt walten lassen. Deshalb wird in der Raumplanung darauf Wert gelegt, dass
sich Ausnahmen von einem bestehenden Plan auf ein schriftlich fixiertes Konzept stützen, in
welchem  dafür  die  Ziele  und  Kriterien  benannt  sind.  Denn  dann  gilt  nur  für  die  darin
beschriebenen Fälle der Gleichbehandlungsgrundsatz.

Bisher ist die geübte (und schriftlich fixierte) Praxis in der Landesgrünzone so, dass Aus-
nahmen nur gewährt werden, wenn es um die Erweiterungen bestehender Betriebe geht, für
die ein konkreter Flächenbedarf vorliegt. Eine Änderung dieser Praxis durch das Land als
Genehmigungsbehörde hätte Folgeeffekte. Eine Genehmigung zusätzlicher Gewerbeflächen
in der Landesgrünzone mit der einzigen Begründung, die Gemeinde habe sonst wenig geeig-
nete Flächen,  reicht  sicher  nicht  aus.  Sonst  beruft  sich  die  nächste  Gemeinde oder  ein
großer Investor auf den Gleichbehandlungsgrundsatz und zieht vor Gericht. Das wäre ein
Dammbruch und die Landesgrünzone würde landauf landab angegriffen.

Vor diesem Hintergrund haben die politischen Aussagen gegenüber der Gemeinde Ludesch
sowohl bei der Landesraumplanung als auch bei der Fa. Rauch für Überraschung gesorgt.

Für manche von meinen Gesprächspartnern in Ludesch wäre die Möglichkeit, auch andere
Betriebe im Neugut anzusiedeln, allerdings ein Grund, die Entscheidung der Volksabstim-
mung zu überdenken. Aus Sicht der Initiative Ludesch und der Liste Lutz ist die Sachlage
allerdings klar: Die Frage in der Volksabstimmung lautete ja nicht: „Sind sie für oder gegen
eine Erweiterung der Fa.  Rauch?“  sondern:  „Sind sie für  oder  gegen die Bebauung des
Neuguts?“ Und diese wurde von der Mehrheit der Befragten abgelehnt.

Die heutige Sicht des Landes

Da es sich hier um eine entscheidende Frage handelt, ob sich die Rahmenbedingungen seit
der Volksabstimmung tatsächlich wesentlich geändert haben, und da auch manches Mitglied
der Gemeindevertretung seine Entscheidung von diesem Umstand abhängig macht, habe
ich folgende Fragen an die Landesraumplanung gestellt: „Die politische Willensbekundung
des  Landes,  dass  die  Ansiedlung  anderer  Betriebe  an  diesem  Standort  generell  nicht
ausgeschlossen ist,  wird in der Gemeinde (und auch innerhalb der Mehrheitsfraktion der
Gemeindevertretung) sehr unterschiedlich interpretiert. Es gibt drei unterschiedliche Interpre-
tationen, die aus der Sicht von Gemeindevertretern möglich bzw. wünschenswert sind:

1. Fa. Rauch / Ball / Red Bull plus andere Betriebe siedeln sich auf den 6,5 ha an.

2. Fa. Rauch / Ball / Red Bull erhält die bisher geplanten 6,5 ha und andere Betriebe
können sich zusätzlich auf der Gesamtfläche von max. 16 ha ansiedeln.

3. Die  Flächen  im  Neugut  werden  nur  andere  Betriebe  (ohne  Rauch)  in  einem
interkommunalen Betriebsgebiet entwickelt.

Für meinen Vorschlag an die Gemeinde sollte ich wissen, welche dieser Optionen aus Sicht
des Landes in Frage kommt oder zumindest, welche von vornherein ausgeschlossen sind.“ 

Darauf fand am 7. Okt. 2021 ein Gespräch mit LR Marco Tittler und Manfred Kopf (Abt. VIIa)
statt, bei dem ich die Haltung des Landes im Umgang mit der Landesgrünzone präsentiert
bekam. Diese stellt sich folgendermaßen dar:
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Grundsätzlich müssen angrenzende große Betriebe die Möglichkeit haben, sich in die Lan-
desgrünzone hinein zu entwickeln,  wenn sie sonst  keine Erweiterungsmöglichkeit  haben.
Dabei  muss klar  sein,  dass  dies  so flächensparend  wie  möglich  passiert,  d.h.  dass  der
Flächenverbrauch auf das Minimum reduziert wird. Außerdem wird nur über den aktuellen
Flächenbedarf entschieden, auch wenn zukünftige Bedarfe mit bedacht werden müssen.

Wenn ein solcher Eingriff in die Landesgrünzone erfolgt, so dürfen möglicherweise andere
ortsansässige Firmen begleitend Flächen in der LGZ nutzen (LR Marco Tittler benutzte das
Bild  vom  Wal  und  den  kleinen  Fischen  drum  herum).  Dafür  gibt  es  ein  paar  Voraus-
setzungen:

• Dabei handelt es sich um Betriebe, die bereits am Ort angesiedelt sind. 
• Voraussetzung ist, dass sie ebenfalls einen akuten Bedarf nachweisen können.
• Auch bei den kleineren Betrieben ist der Flächenverbrauch auf das absolut notwen-

dige Minimum zu senken.
• Die Flächen müssen vom Umfang her zu den Erweiterungsflächen des Großbetriebs

deutlich untergeordnet sein. 

In dem Fall braucht es ein raumplanerisches Gesamtkonzept für die Flächen in der Landes-
grünzone,  in  welchem  eine  sinnvolle  Abgrenzung  /  Abrundung  vorgenommen  wird.  Der
Grund dafür ist, dass sich das Land nicht dem Vorwurf aussetzen will, es bekämen nur die
großen Betriebe, was sie wollen, und die kleineren Betriebe würden benachteiligt.

Was nicht geht, sind Reserveflächen ohne konkreten Bedarf in der LGZ auszuweisen. Es ist
auch nicht  möglich,  nur einen kleineren Betrieb zu bedienen oder sogar  ein allgemeines
Gewerbegebiet auszuweisen (auch nicht interkommunal), ohne dass dies im Gefolge einer
Betriebserweiterung eines angrenzenden großen Betriebs geschieht.

Zum Anlassfall Ludesch wurde ergänzt:

• Der  Bürgermeister  muss  die  Richtung  vorgeben,  denn  die  Raumplanung  (und
generell  strategische Planungen) müssen in der Gemeinde passieren. Der Bürger-
meister ist der Auftraggeber, das Land unterstützt (oder setzt Grenzen, wo es not-
wendig ist).

• Es bleibt bei den 6.5 ha, wie von der Fa. Rauch schriftlich geliefert.
• Werden zusätzlich Flächen für kleinere ortsansässige Betriebe vorgesehen, die einen

akuten Bedarf  haben,  so beginnt  aus  Sicht  des  Landes ein  neues Verfahren zur
Änderung der LGZ.

Einschätzung zur Kompensation der LGZ-Flächenentnahme

Falls die Flächen im Neugut aus der Landesgrünzone herausgenommen würden, stellt sich
die Frage nach der Kompensation. Diese wurde im REK Blumenegg so gehandhabt, dass für
mehrere herausfallende Fläche in den Gemeinden Bludesch, Ludesch und Thüringen eine
große  Fläche  am  Hangfuß  und  in  den  Hanglagen  zwischen  Gais  und  Bludesch  in  die
Landesgrünzone hineingenommen wurden. Dies wurde auch bereits schon verordnet. Eine
Erweiterung der Landesgrünzone im Ausmaß von ca. 38 ha erfolgte im Jahr 2017 (LGBl. Nr.
4/2017).
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Während der Erarbeitung des REK wurde diese Kompensation aus Sicht des Naturschutzes
und der Raumplanung positiv beurteilt; in diesem Bereich befinden sich etliche Biotope und
das Naturschutzgebiet Bludescher Magerwiesen. Die Sicherung dieser Flächen wird natur-
schutzfachlich begrüßt, stelle aber keinen angemessenen Ausgleich für die Herausnahmen
dar,  da die  geschützten Magerwiesen bereits  einen Schutzstatus haben.  Von Seiten der
Landwirtschaft wurde die Kompensation stark kritisiert.

Das Protokoll vermerkt: „Aus fachlicher Sicht bietet sich der Landschaftsraum zwischen Gais
und Bludesch als Ausgleichsfläche für den Verlust von Teilen der Landesgrünzone in allen
drei Gemeinden. Dies wird auch als denkbare Vorgangweise in Betracht gezogen und sollte
Teil  der  nun  der  Raumplanungsabteilung  gegenüber  zu  kommunizierenden  ersten  Über-
legungen (Entwurf) zur Siedlungsentwicklungsstrategie sein. Generell stellt sich die Frage,
ob auch Hangbereiche als  Ausgleichsflächen anerkannt  werden.  Nicht  ausschließlich  ein
„Flächenabtausch“ sollte angestrebt werden. Es geht um die Sicherung (den Ersatz bzw. den
Abtausch) landschaftsräumlicher Qualitäten. Daher wäre auch zu prüfen, die kleinräumigen/
punktuellen Naturschutzgebiete und Biotope als Ausgleich für den Verlust an LGZ-Flächen
zusammenzufassen und damit die Schutzwirkung zu verbessern. Anmerkung Walser:  Die
Thematik sollte auch aus der Sicht der Landwirte betrachtet werden. Sie verlieren Flächen,
die sie bewirtschaften können. Eichberger und Rauch merken dazu an, dass eine Rücksicht-
nahme auf die Landwirtschaft erforderlich ist, dass aber auch eine entsprechend raumver-
trägliche Entwicklung der Landwirtschaft im Auge zu behalten ist.“ (REK Blumenegg, Memo
zur 7. Projektgruppensitzung, 26. Juli 2012)

Und in einer späteren Sitzung: „Aus den REK-Zielen und Überlegungen ergab sich folgender
Bilanzierungsansatz zum Thema LGZ-Ausgleichsflächen. Deutlich zu erkennen ist die etwa
Gleichverteilung der aus der LGZ entfallenden Flächen, während LGZ-Zuwächse nur Blu-
descher Gemeindegebiet betreffen. Insbesondere im Interesse der Gemeinde Bludesch (For-
derung Bgm Tinkhauser) wird diese Tatsache in den politischen Gremien und gegenüber der
Bevölkerung zu argumentieren sein. Ansatzpunkt hierfür ist die Kommunikation des Gesamt-
nutzens dieser Maßnahme und des REKs.“ (REK Blumenegg, Memo zur 10. Projektgruppen-
sitzung, 2. April 2013)

Eine solche Kompensation würde nach heutigem Wissensstand vom Land nicht mehr be-
willigt,  denn sie  ist  keine angemessene Kompensation.  Für  die  Landwirtschaft  bringt  die
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Kompensation keinen Nutzen und vom Naturschutz her hatte das Gebiet vorher schon einen
Schutzstatus.  Seit  2019  ist  die  Sicherung  ackerfähiger  Böden  als  raumplanerisches  Ziel
gesetzlich  verankert  („Sicherung  von  Flächen  für  die  Landwirtschaft  unter  besonderer
Berücksichtigung  der  bodenabhängigen  Lebensmittelerzeugung“,  RPG,  §  2,  Abs.2,  lit.  a,
siehe auch oben zur LGZ im Raumbild 2030).

Das sagt auch der Erläuterungsbericht: „Festgehalten werden kann, dass durch das Projekt
Grünzone.Wert.Ausgleich die raumplanungsfachliche Haltung zur quantitativen Kompensa-
tion einem Wandel unterworfen wurde. So galten bis dahin die Hangbereiche durchaus als
adäquate Kompensationsbereiche. Demgegenüber wurde im Projekt Grünzone.Wert.  Aus-
gleich die Haltung vertreten, dass die Grünzonenverordnung vor allem den Schutz von Frei-
flächen in den Talsohlen von Rheintal und Walgau zum Ziel hat und deshalb Hangbereiche
nurmehr  bedingt  als  adäquate  Kompensationsflächen  gesehen  werden  können.“  (Land
Vorarlberg, Erläuterungsbericht zur Herausnahme von Flächen aus der Landesgrünzone für
die  Betriebserweiterung  Rauch/Ball,  Zahl:  VIIa-24.018.54-6//-30,  1.  April  2019)  Allerdings
kann man das REK nicht einfach rückgängig machen, auch wenn die Kompensation in der
Hangzone zwischen Gais und Bludesch aus heutiger Sicht ein Fehler ist. Aber das Gebiet
wurde bereits per Verordnung in die Grünzone hinein genommen.

Die hier gewählte Kompensation weicht auch von der im Land üblichen Praxis ab. Lt. Diet-
mar Mathis und Walter Vögel von der Abt. Va Landwirtschaft spielte bei bisherigen Kompen-
sationen in der Regel auch die Bodenklimazahl eine Rolle; die Faustformel dafür lautet: m² x
Bodenklimazahl. 

Im Erläuterungsbericht heißt es dazu: Insgesamt betragen die Herausnahmen 35,4 ha und
die Erweiterungen 41,3 ha. Aus landwirtschaftlicher Sicht werden die zur Herausnahme be-
antragten Flächen als besonders herausragend eingestuft, da sie eine Bodenklimazahl von
65  aufweisen.  Die  Böden  zählen  damit  zu  den  hochwertigsten  Böden  in  der  gesamten
Walgauregion. Im Gegensatz dazu haben die landwirtschaftlichen Hanggrundstücke, die in
die Landesgrünzone bereits als Kompensation aufgenommen wurden, eine durchschnittliche
Bodenklimazahl von 41. Von den Kompensationsflächen der Flächenbilanz sind insgesamt
10% nicht landwirtschaftlich nutzbar (v.a. Wald). Aus landwirtschaftlicher Sicht sind die im
Rahmen der Flächenbilanz betrachteten Flächen für die Herausnahme bzw. die Erweiterung
der Grünzone quantitativ zwar gleichwertig, in Hinblick auf die Ertragsfähigkeit der Böden in
qualitativer Sicht jedoch deutlich geringer einzustufen.  (Land Vorarlberg, Erläuterungsbericht
zur  Herausnahme  von  Flächen  aus  der  Landesgrünzone  für  die  Betriebserweiterung
Rauch/Ball, Zahl: VIIa-24.018.54-6//-30, 1. April 2019)

Rechnet man die landwirtschaftliche Flächenbilanz nach obiger Faustformel, so ergibt das 

für die Herausnahme von Flächen einen Wert von 35,4 x 65 = 2.301
für die Hereinnahme von Flächen einen Wert von (41,3 – 4,13*) x 41 =1.524

* Der Abzug von 4,13 ha erklärt sich aus der Tatsache, dass 10% der Fläche nicht landwirtschaftlich nutzbar sind.

Die Kompensation ist also aus landwirtschaftlicher Sicht bei weitem nicht ausreichend.

Zur Debatte steht deswegen auch ein qualitativer Ausgleich, der den quantitativen Ausgleich
ergänzen könnte.  Denkbar ist  eine Unterstützung für  eine Umstellung der landwirtschaft-
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lichen /  gärtnerischen Produktion auf  den verbleibenden Flächen,  um eine höhere Wert-
schöpfung pro m² zu erzielen. Auch die Nutzung von Abwärme für Glashäuser könnte für
Ludesch eine interessante Überlegung sein.  Für  solche Überlegungen spielen aber  viele
Faktoren eine Rolle: Gibt es Grundbesitzer und -bewirtschafter mit Interesse und Ideen? Wie
kann ein solcher Ausgleich auf privatwirtschaftlicher Basis zwischen zwei Firmen geregelt
werden, denn der Einsatz öffentlicher Mittel würde evtl. zu Problemen mit dem Beihilferecht
führen. Und was nach Ansicht der Praktiker gar nicht funktioniert: Landwirtschaft, die auf den
Dächern wirtschaftet.

Teil 4: Menschen und Argumente

4.1 Akteure – Motive – Interessen

Das nächste Kapitel gilt den Menschen, ihren Motiven und Argumenten. Eine verbreitet kur-
sierende Behauptung über die Volksabstimmung sagt ja, dass sehr viel falsche Argumente,
Lügen und persönliche Gründe dazu geführt hätten, dass der Volkswille in der Abstimmung
verzerrt zum Ausdruck gekommen sei. Dem gehe ich in diesem Teil nach.

Das Thema „Neugut“ spielt auf verschiedenen Ebenen, wie sich schon in den Sachthemen
oben gezeigt hat. Konfliktlinien verlaufen quer durch die Gemeinde, auch durch Vereine und
Familien. Landesweit stehen sich Befürworter und Gegner gegenüber. Für sie ist der Anlass-
fall Ludesch der Aufhänger für eine Diskussion über eine wünschenswerte gesellschaftliche
und wirtschaftliche Entwicklung. Die beiden Konfliktlinien überlagern sich und beeinflussen
sich gegenseitig. Die Frage ist, wie gut es gelingen kann, die verschiedenen Konfliktlinien
hinsichtlich möglicher Lösungen getrennt zu diskutieren, ohne dass dadurch der Fokus so
stark verengt wird, dass wichtige Anliegen der Bevölkerung unter den Tisch fallen. Beginnen
wir mit den wichtigsten Akteursgruppen:

Die Befürworter des Projekts: Liste Gemeinsam für Ludesch

Die Liste "Gemeinsam für Ludesch" veröffentlichte vor der Volksabstimmung ein Flugblatt mit
folgendem Inhalt (Zusammenfassung): Die Projektgegner werden von Aktivisten von außer-
halb vertreten und behaupten Dinge, die keinesfalls der Wahrheit entsprechen. Dabei wird
eine Sachfrage in der Gemeinde zu einer ideologischen Frage hochstilisiert. 10 Argumente
für ein Ludescher "Nein":

1) 100 zusätzliche Arbeitsplätze

2) 8.000 LKW-Fahrten weniger

3) 100 Mio. Investition in der Region -  gute Aussichten für KMU

4) Im Neugut wurden seit vielen Jahren keine Lebensmittel mehr angebaut, außerdem
ist in Ludesch 178 ha LGZ gesichert

5) keine Auswirkungen auf das Trinkwasser

6) Die Gemeinde erhält ihr Trinkwasser kostenlos aus einem Brunnen auf Gemarkung
Nüziders

Grünzone Ludesch, Bericht (mwa, 26. Okt. 2021) S. 58



7) Durch die Erweiterung erhält die Gemeinde jährlich mindestens 120.000.-€ zusätz-
liche Einnahmen

8) Das REK wird gefestigt

9) Es gibt eine Verbesserung der Lehrlingsausbildung durch eine neue Lehrwerkstätte

10) Unterstützung der Grundeigentümer und der Pfarre

In der Liste gibt es „Hardliner“, die das Projekt „Rauch- Erweiterung“ einfach durchziehen
würden: „Das Rauch-Projekt wäre vom Land aus doch sofort machbar. Warum machen wir
das nicht?“ Oder: „Dazu sind wir gewählt, wir müssen die Entscheidung treffen. Wir können
uns nicht immer verstecken“, bzw. "einfach drüberfahren." Schließlich „repräsentieren wir hier
drinnen viele wichtige Familien in Ludesch.“

In der heutigen Gemeindevertretung sitzen aber auch Menschen in der Liste „Gemeinsam für
Ludesch“, die das Rauch- Erweiterungsprojekt in der geplanten Form abgelehnt haben und
immer noch ablehnen. Sie sehen das anders: „Wir müssen reden mit den Leuten, das ist das
allerwichtigste. Eine ordentliche Information, evtl. einmal eine Präsentation, nicht so ein Hick-
hack.“ Und: „Da denke ich mir: Was seid ihr für Politiker, was ersteht ihr von den Menschen?“

Es fiel im gemeinsamen Gespräch sogar die Aussage: „Wir sollten auch der Liste Lutz und 
der Initiative für die Volksabstimmung danken, und den Leuten, die abgestimmt haben. Das 
hat eine gute Diskussion angefacht. „Ihr habt uns die Möglichkeit gegeben, noch einmal 
nachzudenken und es anders zu anzugehen.“ 

Die Gegner des Projekts: Liste Lutz

Die Liste Lutz hat nach Aussagen altgedienter Gemeindevertreter einen Wandlungsprozess
durchlaufen. „Sie ist ursprünglich mal für Industrieförderung usw. angetreten und war sehr
wirtschaftsfreundlich. Sie wollten ja immer ein Industriegebiet, aber zu anderen Bedingun-
gen.“

Nach eigenen Aussagen „wurde in der Gemeinde 3-4 Jahre diskutiert, was die Gemeinde
vom Rauch-Projekt für Vorteile haben würde. Bürgermeister Dieter Lauermann wurde gefragt
und hat gesagt: Über das gesetzlich Vorgeschriebene hinaus hat die Gemeinde keinen Vor-
teil. Weder Bürgermeister noch Projektbetreiber haben sich diesbezüglich in den vielen Ge-
sprächsrunden  bewegt.  Daraus  erwuchs  unsere  Einstellung:  „Lieber  kein  Projekt  als  ein
schlechtes Projekt.“ In der GV-Sitzung am 17. Mai 2018 teilt GV Bösch unter Allfälliges mit:
Wir  wünschen  uns eine  ergebnisoffene  Diskussion  mit  Experten.  Unser  Anliegen  ist  es,
weitere Varianten prüfen - wenn sich herausstellt,  dass diese Variante die Bestlösung ist,
werden wir selbstverständlich zustimmen. Von Seiten der Gemeinde wurde allerdings geant-
wortet,  dass das Projekt  so das beste  sei  und keine weiteren Aktivitäten zur  Projektab-
stimmung notwendig wären.

In der 19. Sitzung der Gemeindevertretung am 05. Juli 2018 erläutert GV Klösch über die
Gründe, warum die Liste Lutz ihre Sichtweise geändert hat. Er verweist unter anderem auf
eine von ihnen initiierte Online- Umfrage, nach der 85% der Befragten eine Volksabstimmung
in dieser Frage wünschten. Außerdem lädt er die Gemeindemandatare zu zwei geplanten
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Vorträgen ein (Themen: Wertigkeit von Grund und Boden und Ernährungsautarkie), um sich
eine Meinung zu bilden.

Wenn es nach der Liste Lutz gegangen wäre, hätte die Gemeinde die Volksabstimmung initi-
iert (wodurch auch das Verfassungsgerichtshof- Urteil hinfällig gewesen wäre). „Dann hätte
der Bürgermeister sogar selber die Frage formulieren können, über die abgestimmt werden
soll. Die Chance haben sie verpasst.“ In ihrem Flyer zur Volksabstimmung "Sag ja zum Er-
halt des Ludescher Neugut“ werben sie generell für die Teilnahme an der Volksabstimmung
(Umdenken notwendig, die Sinnfrage wird gestellt, wenig Details eher der große Zusammen-
hang). Aus heutiger Sicht stellen sie fest, dass sie einen ersten Erfolg auf jeden Fall erzielt
haben: Die Diskussion dreht sich nicht mehr um die gesamten 16 ha, sondern nur noch um
die beantragten 6,5 ha.

Die Gegner des Projekts: Initiative Ludesch

Die Initiative Ludesch ist nach eigener Aussage „eine parteiunabhängige Bewegung enga-
gierter Personen aus Ludesch und den umliegenden Gemeinden, die an einer nachhaltigen
und damit sozial und ökologisch vertretbaren Gestaltung ihrer Lebenswelt interessiert sind.
Ein Schwerpunkt unserer Tätigkeit ist die inhaltliche Auseinandersetzung mit allen Aspekten
der geplanten Produktionserhöhung der Ludescher Getränkeindustrie (Rauch, RedBull, Ball).
(Presseaussendung 8. Mai 2019) Und: „Wie immer die Sache der Betriebsarealerweiterung
ausgehen mag: Wir wollen, dass mit unserer Arbeit ein bleibender Wert gestiftet wird. Und
wir verstehen sie als wahrnehmen unserer politischen Verantwortung.“ (Initiative Ludesch,
Rundbrief Nr. 1, Juni 2018)

Ein Auszug aus ihrer Arbeit liest sich folgendermaßen: 

• Ausarbeitung unserer Stellungnahme zum Umwelt- und Erläuterungsbericht

• Erstellen einer Homepage und weitere Vernetzung unserer Initiative

• Veranstaltung öffentlicher Präsentationsabende unserer Projekte

• Die Geschäftsführung der Fa. Rauch hat uns eine Betriebsbesichtigung zugesagt

• Schreiben an die Mitglieder des Raumplanungsbeirats und die im Landtag vertre-
tenen Parteien

• „As langat“ Wanderung von Ludesch nach Bregenz und Demo vor dem Landhaus 

• Und setzen sich die Verantwortlichen der regionalen und kommunalen Politik über
alle Sachargumente und allen Bürgerprotest hinweg, streben wir eine für die Politik
verbindliche Volksabstimmung in Ludesch an.

Unser  Arbeitsteam  hat  die  vergangenen  Monate  genutzt,  sich  in  die  einzelnen  Themen
einzuarbeiten und die Agenda der Initiative Ludesch mit jener der Freunde der Lutz, die seit
Jahren an einer Ökologisierung des Walgaus arbeiten, zu verknüpfen. Ziele derselben sind:
Ökologisierung des Walgaus - Soziale Regionalentwicklung - Klimagerechtes Agieren - Poli-
tik  auf  Augenhöhe.  Schwerpunkte:  Aktiver  Naturschutz  -  Naturverträgliche  Produktions-
weisen - Bioressourcenstrategie für den Walgau. (Initiative Ludesch, Rundbrief Nr. 5, Nov.
2018)
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In ihrem Rundbrief Nr. 9 hat die Initiative klargestellt: „Ohne lästig sein zu wollen, erlauben
wir uns, Euch auf noch etwas hinzuweisen. Die Initiative Ludesch ist ein zivilgesellschaft-
liches Engagement, das die Dinge beim Namen nennt. Das hat uns die eine oder andere
Schubladisierung und viele Vorwürfe eingetragen. Unser Vorteil ist, dass unsere Wahrnehm-
ung weder durch politische Machtinteressen noch durch wirtschaftliche Gewinninteressen
geprägt ist. Das bedeutet unter anderem, wir müssen die Dinge weder vereinfachen noch
verbiegen - und eben auch nicht verbergen.“ 

Sie  beklagen:  „Wir  haben  sehr  viele  Themen  aufgegriffen  und  analysiert,  aber  die  Ge-
meindevertretung (Bürgermeisterliste) ist darauf gar nicht eingegangen. Im Gegenteil,  uns
wurde gesagt: „Euch nehmen wir sowieso nicht ernst.“  Wir haben als Initiative eine andere
Wasserpolitik ausgearbeitet; wir drängen beim Land darauf, dass wir in den Strategiedialog
Wirtschaft – Umwelt einbezogen werden. Das Land sollte eine AG einrichten, wie man zu
einer  Reduktion  des  Wirtschaftswachstums  kommt,  und  dafür  bspw.  Forschungsgelder
bereitstellen.  Wir  haben  die  Initiative  zur  Änderung  der  Bundesverfassung  ergriffen.  Wir
haben ein Konzept für einen Flussverbund im Oberland. Wir haben Konzepte zur Ökolo-
gisierung des Walgaus. Aber von allen unseren konzeptionellen Überlegungen wird nichts
angehört oder wahrgenommen. Eigentlich müssten wir uns wundern, warum wir hier noch
motiviert zusammensitzen.“

Meiner persönlichen Einschätzung nach hat sich die Initiative Ludesch mit ihrer immensen
ehrenamtlichen Arbeit sehr um das Gemeinwohl verdient gemacht. Auch wenn ich persönlich
manche Sachverhalte anders bewerten würde, sind ihre Ausführungen – belegt durch zahl-
reiche Rundbriefe und Presseaussendungen – faktenreich, informativ und in der schriftlichen
Ausarbeitung  überwiegend  sachlich  gehalten.  Eine  gewisse  Zuspitzung  in  der  Wortwahl
bleibt nicht aus, wenn es um ein so emotionales Thema geht, doch das betrifft alle Beteilig-
ten gleichermaßen. Leider waren manche Aussagen über die Initiative und ihre Mitglieder
ziemlich untergriffig.

Der Bürgermeister

Alt-Bürgermeister Dieter Lauermann sagt über sich selbst: „Ich habe den Prozess so sauber
wie möglich durchgeführt,  damit  wir  keine Angriffsfläche bieten.“  Für manche meiner Ge-
sprächspartner war diese Haltung zu wenig: „Ich hätte den Bürgermeister nicht so passiv ein-
geschätzt.“ Oder, ebenfalls an seine Adresse gerichtet: „Bei der Podiumsdiskussion war nicht
klar, was die Gemeinde will. Er hat alles laufen lassen und sich nur auf das REK berufen.“
Für  andere  war  er  wiederum  zu  engagiert:  „Der  Alt-Bürgermeister  stand  bei  Rauch  am
Infostand und auf der Bühne, er war nicht neutral.“ 

Nach der Volksabstimmung verkündet Bgm. Dieter Lauermann: "Wir hatten eine breite Betei-
ligung, somit erfahren die Flächen keine Änderung der Widmung." Und er ergänzt: "Es bro-
delt an allen Ecken, in den Vereinen, in der Nachbarschaft und in den Familien." "Ich weiß
nicht, ob das Ergebnis den hohen Preis rechtfertigt. Ich appelliere jetzt aber an alle, sich dem
Aufräumen des Scherbenhaufens zu widmen." (VN vom 11. Nov. 2019, "Rauch darf nicht in
Grünzone") Einige meiner Gesprächspartner meinen, bei der Volksabstimmung sei es auch
um den Kopf des Bürgermeisters gegangen. 
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Sein Nachfolger bekam zuerst einige Vorschusslorbeeren: „Im Prinzip macht Martin Scha-
nung es richtig; man muss ihn verstehen. Er hat Kräfte, die das unbedingt wollen: Grund-
besitzer,  eigene Parteimitglieder,  Rauch.  Ich verstehe seine Sicht  und den Ärger,  den er
verursacht.  Er  ist  neu im Amt und hat  eine schwere Situation.  Wir  müssen ihn  als  Bür-
germeister schätzen und einen respektvolle n Umgang pflegen.“ 

Mit dem Klärungsprozess hat er sich allerdings auch einigen Ärger eingehandelt: „Wir ver-
stehen den Bürgermeister nicht, in seiner Situation jetzt diesen Prozess zu starten. Er hätte
ganz einfach sagen können:  „Ich fühle  mich an die  Volksabstimmungsergebnis  inhaltlich
gebunden. Er war neu, das wäre kein Problem gewesen.“ Oder: „Warum brauchen wir einen
solchen Prozess? Und warum macht das der Bürgermeister nicht selber? Der hat das für
sich allein festgestellt, dass so ein Prozess notwendig ist.“ Und: „Das ist auf jeden Fall ein
schwieriger Start für einen neuen, noch unerfahrenen Bürgermeister.“

Er selbst  sagt  dazu:  „Bei all  diesen Gesprächen hat  sich für  ,ich das gleiche Bild abge-
zeichnet,  dass alle  Beteiligten und Betroffenen eine Entscheidung herbeisehnen.  Einfach
eine Entscheidung zu treffen, ist eine Möglichkeit, aber in Anbetracht der Situation ist das in
meinen Augen nicht die richtige. Die Volksabstimmung ist zu respektieren.“ 

Die Landwirte

Die landwirtschaftliche Struktur in Ludesch wird folgendermaßen beschreiben: Das Spektrum
umfasst die konventionelle Landwirtschaft und die integrierte Produktion sowie den zertifi-
zierten biologischen Landbau. Die bäuerlichen Familienbetriebe in Ludesch erzeugen ihre
Lebensmittel  in  den Bereichen gärtnerischer  Gemüsebau,  Anbau lagerfähiger  Feldfrüchte
und Grünland mit  Viehhaltung. Ihre Betriebsgröße steht  in enger Relation zu den jeweils
produzierten Lebensmitteln und liegt zwischen rund 4 ha bei reinem Gemüseanbau und rund
30 ha bei Misch-Betrieben (Ackerbau und Grünland). Die Flächen sind ein Mix aus Eigentum
und Pacht. Ein knapper werdendes Flächenangebot treibt die Pachtpreise in die Höhe. Das
Gros der  Ludescher  Landwirte sind Nebenerwerbsbetriebe.  Etliche Betriebe konnten ihre
betriebswirtschaftliche Perspektive mit einer jungen Generation – die trotz schwieriger Rah-
menbedingungen Landwirtschaft  betreiben will!  – abstimmen. In Ludesch haben 5 Voller-
werbsbetriebe überlebt.  Von den 16 Vollerwerbsgemüsebauern der „Salatschüssel Vorarl-
bergs“ in den 1980iger Jahren sind nur mehr drei vorhanden. (Initiative Ludesch, Rundbrief
Nr. 1, Juni 2018)

Der aktive Landwirt Walter Zerlauth hat während der REK-Erarbeitung die Diskussion be-
gonnen, ob das wirklich eine so gute Entscheidung sei. Er hat dafür geworben, das in einer
öffentlichen Veranstaltung zu diskutieren (siehe oben, Chronologie der Ereignisse). In der
Initiative  zur  Volksabstimmung  gegen  eine  Umwidmung  des  Neuguts  waren  mehrere
Landwirte aktiv oder an einzelnen Aktionen beteiligt.  Für sein Engagement erhielt  Walter
Zerlauth viel Lob, musste aber auch heftige persönliche Anfeindungen über sich ergehen
lassen.

Bei wenigen Gesprächspartnern hört sich das dann so an: „Es haben sich ein paar Bauern
vor den Karren spannen lassen und das Spiel mitgemacht.“ Es hat sich mir aber nicht er-
schlossen,  für  welchen Karren sie sich hätten spannen lassen, denn die Bewirtschaftung
fruchtbarer Flächen und der Erhalt von Pachtland liegt in ihrem ureigenen Interesse. 
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Die Firma Rauch und ihre Vertreter

Die Firma Rauch wurde vom Widerstand aus der Bevölkerung überrascht: „Betriebserwei-
terung - da haben wir uns lange gar keine Gedanken gemacht. Wir haben gedacht, das sei
im Sinne von Land und Gemeinden und sind gar nicht auf die Idee gekommen, dass das ein
Problem sein könnte. Und als sich dann in Ludesch eine Gruppe formiert hat, das haben wir
wohl wahrgenommen, aber uns wurde von allen Seiten empfohlen: "einfach nicht reagieren."
Als dann nach ein paar Monaten plötzlich die Volksabstimmung im Raum stand, damit hat ja
niemand gerechnet. Da sind wir dann schon aktiv geworden, soweit es uns möglich war.“

Von einigen,  auch wohlmeinenden Gesprächspartner wurde mir  gesagt:  Die Volksabstim-
mung wäre vielleicht anders ausgegangen, wenn es von Rauch früher die Bereitschaft ge-
geben hätte, rational zu diskutieren. Bis wenige Wochen vor der Volksabstimmung wollte die
Bevölkerung einfach Informationen und die Firma Rauch hat geblockt und mit Geschäfts-
geheimnissen argumentiert. In zwei Fällen wurde mir auch berichtet, dass die Firma Rauch
Gegnern ein gerichtliches Vorgehen angedroht hat.

Die Firma Rauch hat dann eine Homepage zum Projekt an den Start gebracht und ein exter-
nes Büro mit einer Telefonaktion beauftragt. An Ludescher Unternehmen wurden Briefe ver-
schickt, es gab Flugblätter und Infostände, also zum Schluss noch eine richtige Werbeoffen-
sive. Wenige Tage vor dem Termin zur Volksabstimmung wurde dann ein 7-Punkte-Plan als
Antwort auf die Gespräche im Vorfeld der Volksabstimmung veröffentlicht:

1) Es bleibt bei den 6,5 ha, auch in Zukunft werden keine weiteren Flächen benötigt.

2) Optimierung des Bauplans, Einbindung der GV in die Detailplanung, höchste ökologi-
sche Standards (Dach- und Fassadenbegrünung, Regenwassernutzung).

3) Einsparung von LKW-Fahrten (Erweiterung würde jährlich 8.000 Fahrten einsparen).

4) Auch weiterhin kostenloses Wasser für Ludesch und Nüziders.

5) 100 zusätzliche Arbeitsplätze = 150.000. Kommunalabgabe zusätzlich für Ludesch.

6) Dienstleistungen und Waren aus der Region (100 Mio Investition kommen zu einem
wesentlichen Teil der Vlbg. Wirtschaft zugute).

7) Wunsch nach mehr Engagement in der Gemeinde: jährliche Ausgleichszahlungen in
Höhe von 500.000.- € über 10 Jahre, z.B. für einen Kindergarten.

Die 5 Mio.- Spende war sicherlich einer der größten Fehler der Fa. Rauch. Die Reaktionen
darauf fallen bis heute sehr deutlich aus und reichen quer durch alle Lager: „Rauch war
ungeschickt, 3 Wochen vor der Abstimmung zu kommen, wenn man Jahre vorher als Verein
betteln gehen muss.“ „Wie kann man einer Firma vertrauen, die die Gemeinde bestechen
will?“ „Und mit den 5 Mio. – da habe ich mich dann gekauft gefühlt.“ Und in aller Deutlichkeit:
„Man muss sich das mal vorstellen: Wir leben in einer repräsentativen Demokratie. Und da
stellen sich drei sonnenbebrillte Herren hin und verkünden, sie wollen der Gemeinde 5 Mio. €
spenden, wenn die Bevölkerung richtig abstimmt. Das sind ja Mafia-ähnliche Zustände.“

Die Regio Im Walgau

Die regionale Ebene war sehr wenig in den Konflikt eingebunden. Das betrifft  sowohl die
„große“ Regio Im Walgau als auch die „kleine“ Blumenegg-Region. Das haben manche be-
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dauert: „Zudem habe ich die Regio und andere Bürgermeister der Region als Unterstützende
vermisst  –  wenn  es  um  Förderungen  geht,  stehen  die  Blumenegg-Bürgermeister  stets
zusammen, das wäre auch in schwierigen Situationen wünschenswert. 

Aber wichtiger wäre noch die regionale Betrachtung der Betriebsgebietsproblematik: „Man
muss verdichten, in die Höhe bauen, das Ganze regional anschauen und gemeinsam Flä-
chen beplanen und die Erträge aufteilen.“ „Es gibt Regionen, die sich gut und solche wo sich
weniger gut als Wirtschaftsstandort eignen. Solange jede Gemeinde selber darum kämpfen
muss genügend Kommunalsteuer über Betriebe zu erhalten, gibt es Wildwuchs.“ Und: „Viel-
leicht  könnte  man  die  umliegenden  Gemeinden  mit  ins  Boot  holen  und  das  regional
machen.“ Auch Alt-Bgm. Dieter Lauermann sagte: „Die überregionale Betrachtung der Raum-
planung in der Regio ist eine gute Grundlage, das muss man verstärken.“

Die Initiative Ludesch traf sich auch mit der  Regio Im Walgau, um die Möglichkeiten zu einer
langfristigen Zusammenarbeit auszuloten: „Wir sind gespannt - denn es war von Anfang an
klar, dass wir nicht nur gegen etwas arbeiten wollen, sondern auch für etwas! (Rundbrief Nr.
5, Nov. 2018)

Das Land

(siehe auch die Diskussion um den Flächenbedarf der Fa. Rauch und die Nutzung der Lan-
desgrünzone)

Insbesondere von den Befürwortern eines Betriebsgebiets im Neugut taucht öfters der Vor-
wurf auf, das Land hätte klar Stellung beziehen und regulierend unterstützen können. 

Der zuständige Wirtschaftslandesrat Marco Tittler wird in der Presse folgendermaßen zitiert:
"Ich verhehle nicht, dass ich mir einen anderen Ausgang gewünscht hätte.“ Aber das sei eine
"Einzelfallentscheidung, die zu respektieren sei. Gerade für Familienbetriebe müsse es je-
doch auch weiterhin realistische Perspektiven zur Erweiterung am Standort geben", so der
Landesrat.  Er  setze auf  den im neuen Regierungsprogramm enthaltenen Strategiedialog
"Wirtschaft & Umwelt". (Die Presse vom 10. Nov. 2019)

Nach Auffassung der Abt. Via Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten muss man die Wirt-
schaft nicht immer über alles stellen, aber pragmatisch herangehen. Dabei hätten Land und
Gemeinden die Verantwortung, möglichst vieles zu ermöglichen. Es muss Räume geben, die
eine Entwicklung möglich machen, auch wenn sich manche gestört fühlen. Eine Abwägung
muss alle Interessen berücksichtigen.  Es braucht  eine Stelle,  die das entscheidet,  in der
Regel die Bezirkshauptmannschaft. Und alle Beteiligten müssen das dann auch akzeptieren.
„Eine Kultur des Akzeptierens schwierig in Vorarlberg.“ Und: Ich kann mich nicht immer nur
an den Parametern Nachhaltigkeit,  Klimaschutz usw. ausrichten,  ich muss schauen,  was
möglich ist, das muss auch erfüllbar sein. Die Bevölkerung kann nicht über ein Produkt oder
einen Preis entscheiden, das ist eine Grenze. 

Die Grundbesitzer

Bei den Flächen, um die es im Neugut geht, bestehen folgende Eigentumsverhältnisse: 
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• Die Gemeinde ist Eigentümerin der Grundstücke 1646 (FF "Wald"), 2291/1 und
2306/2 (durch Trennung neu zu bilden), mit der Widmung "Verkehrsfläche".

• Die Pfarrpfründe ist Eigentümerin des Grundstücks 1645 (FF "Landwirtschaft").
• Die Organistenpfründe ist  Eigentümerin  des Grundstücks 2320 (FF "Landwirt-

schaft").
• Heinrich Christian  Schneider  ist  Eigentümer der  Grundstücke 2321,  2322 und

2323 (FF "Landwirtschaft").
• Die  Erbengemeinschaft  Hartmann  ist  Eigentümerin  der  Grundstücke  2311/1,

2313, 2311/2, .255, 2310 und 2312 (FF "Landwirtschaft") sowie Eigentümerin der
Grundstücke 1659/1, 2314/1, 2317 und 2319/1 (FF "Landwirtschaft", "Freihalte-
gebiet" und "forstwirtschaftliche Fläche").

Die Grundbesitzer haben im Vorarlberger Recht immer das letzte Wort, was mit ihrem Grund-
besitz passiert. Allerdings gibt es die Raumplanung, die die Grenzen setzt und festlegt, was
auf eine Fläche prinzipiell möglich ist und was nicht. Gäbe es diese Planung nicht, so hätte
das eine flächendeckende Zersiedlung und Zerstörung des Landschaftsbildes zur Folge. Hier
sind die Interessen der Allgemeinheit den privaten Verwertungsinteressen übergeordnet.

Bis ungefähr ins Jahr 2013 waren die Grundbesitzer Eigentümer von Flächen, die als Frei-
haltefläche Landwirtschaft gewidmet waren und in der Landesgrünzone lagen. Der finanzielle
Wert dieser Flächen war daher überschaubar. Das änderte sich, als das REK Ludesch aus-
gearbeitet wurde. Plötzlich waren die Flächen prinzipiell widmungsfähig, und das war für die
Grundbesitzer etwa gleichbedeutend mit einem „Sechser im Lotto“. Plötzlich hatte sich der
Wert ihrer Flächen durch die Entscheidung der Gemeinde vervielfacht. Seitdem erleben sie
ein Wechselbad der Gefühle, einen kurz bevorstehenden Reichtum, der ihnen plötzlich durch
die  Volksabstimmung  wie  Sand  zwischen  den  Fingern  zerrann.  „Wenn  man  der  Erben-
gemeinschaft von Anfang an gesagt hätte, das geht nicht, die LGZ muss erhalten bleiben,
dann hätte es zwar ein Grummeln gegeben, aber dann wäre Ende der Diskussion gewesen.“

• Für Teile der Gemeindevertretung besteht das Interesse am Verkaufserlös, der für

anstehende Bauprojekte der Gemeinde benötigt würde.

• Auch bei den kirchlichen Flächen steht der Neubau eines Pfarrzentrums an, wofür

dringend Geld benötigt würde. Es gab Gespräche mit dem Pfarrer und dem zustän-
digen Bischof, jedoch ohne konkretes Ergebnis.

• Die  Mitglieder  der  Familie  Schneider  haben  den  Verkauf  gemeinsam  vereinbart,
nachdem die Geschwister früher auf ihren Pflichtteil verzichtet hatten, um die Hof-
übernahme zu ermöglichen. 

• Auch in der 17-köpfigen Erbengemeinschaft Hartmann ist der Verkauf eine Familien-

entscheidung, wenn auch bisher nur mehrheitlich, weil einzelne Familienmitgliedern
zu den Projektgegnern gehören; das führt zu Konflikten in der Familie. Sie meisten
wollen verkaufen, denn mit jeder Erbengeneration wird es noch schwieriger, zu ent-
scheiden, was mit den Grundstücken passieren soll.

Die Grundeigentümer haben einen Vorvertrag mit der Firma Rauch zum Grundstücksverkauf,
der bis 2023 gilt. Als Kaufpreis sind mindestens 230.- € / m² für alle erworbenen Flächen ver-
einbart.
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Ein Teil der Erbengemeinschaft lässt die Flächen jetzt brach liegen und verpachtet sie gar
nicht mehr ("Da braucht jetzt  gar nichts mehr zu wachsen." "Und schon gar nicht an Lu-
descher Landwirte.").

Das gespaltene Dorf

Ein wiederkehrendes Thema ist die Art und Intensität der Konflikte, die die Volksabstimmung
im Dorf herbeigeführt haben. Wie zu erwarten gibt es auch dazu keine einheitliche Meinung
unter meinen Gesprächspartnern.

Die einen sagen: „Die ganze Aktion hat zu einer Spaltung der Gemeinde, auch einzelnen
Familien geführt.“ „Das hat starke Spuren im Dorf hinterlassen, das hat unglaublich gefetzt,
das gab es massenweise WhatsApps von beiden Seiten.“

Die anderen sagen: „Wir haben trotz unterschiedlicher Meinungen keine Spaltung in der Be-
völkerung wahrgenommen und es ist immer noch lebenswert, in Ludesch ansässig zu sein.“
„Es waren gar keine so riesigen Gräben im Dorf. Man hat immer auch mit den Gegnern
diskutieren können. Es gab nur einzelne, die extrem untergriffig waren. Am Rand gab es ein
paar extreme, aber der große Teil in der Mitte konnte gut diskutieren.“ 

Konflikte sind normal bei einer Volksabstimmung, bei der es in der Regel immer um ein
emotional aufgeladenes Thema geht: „Emotionale Auseinandersetzung vor der Abstimmung:
Was bitte sonst? Das sind emotionale Themen. Und was wäre gewesen, wenn man gar
nichts gemacht hätte? Konflikte sind gut; da kommt auf den Tisch, wie wer tickt.“ Und: „Man
sollte unterscheiden können zwischen einem politischen Gegner und einem Feind. Hier geht
es um politische Gegner in der Sache, nicht um persönliche Feindschaften. Das Narrativ, die
Volksabstimmung habe zu Gräben geführt, blendet die guten Diskussionen aus, von denen
es sehr  viele  gegeben  hat.“  Und:  „In  Ludesch  gab  es  intensive  Diskussionen,  aber  nur
wenige Wochen vor der Abstimmung eine etwas aufgeheiztere Stimmung mit einer Menge Ja
und Nein- Plakaten.“

Nach der Volksabstimmung wurde mir die Situation überwiegend als ruhig dargestellt: „Nach
der Volksabstimmung war die Stimmung abwartend.“ „Corona hat beruhigend gewirkt.“

Und zur heutigen Situation heißt es unter anderem: „Es gibt keine Konflikte. Es gibt nur ein
paar verärgerte Grundeigentümer. Alles war ruhig, bis der Bürgermeister wieder begonnen
hat.“ „Jetzt gibt es schon die zwei Lager. Das hat man versäumt, verbockt. der Prozess jetzt
bringt nichts. Jetzt ist es wieder im Raum, fängt an zu brodeln. Der Streit in der Gemeinde
geht ewig lang.“ „Erst jetzt kommt wieder Unruhe rein, weil die Mehrheitsfraktion in der Ge-
meindevertretung das Thema wieder aufgegriffen hat.“  „Die meisten,  die mit  mir  darüber
sprechen, sagen "jetzt  geht das schon wieder los." Aber auch da gibt es wenige andere
Meinungen: „Ich empfinde es gar nicht so, dass es wieder so stark hochkocht. Ich kenne
einige,  die gegen die Herausnahme gestimmt haben und das aus heutiger Sicht  anders
sehen.“ 

Und: „Es ist unbedingt notwendig, das Thema mit ganz klaren Fakten zu versachlichen: so ist
es, und nicht anders. Und dann kann man die Leute fragen: "Wollt ihr das?" Es ist ja jetzt
schon ein wahnsinniger  Keil  im Dorf.  Alles,  was jetzt  geschieht,  muss die Leute zusam-
menführen,  das darf  nicht  noch größer werden.“  Letztlich kommt es auch darauf  an,  mit
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welchem Ergebnis der Prozess endet: „Wenn das kommt, haben wir ein gespaltenes Dorf.
Ich will das Neugut erhalten, aber ich will auch Frieden im Dorf.“

Ich selbst konnte in meinen zahlreichen Gesprächen und bei der kleinen Straßenumfrage
keine besonderen Emotionen im Dorf feststellen. Abgesehen von wenigen einzelnen waren
die Argumente sachlich und die Wortwahl zwar engagiert, aber nicht polemisch oder ver-
letzend. Es herrscht derzeit eher eine gespannte Erwartungshaltung, was das Ergebnis des
Prozesses sein wird.

Ludesch und die Einflüsse von außen

Ein wiederkehrendes Thema waren die äußeren Einflüsse. Für die einen geht es um The-
men,  die  Bedeutung  weit  über  die  Gemeinde hinaus  haben und für  die  die  Situation  in
Ludesch ein Anlassfall dafür ist, dass man sich grundlegende Gedanken über die Entwick-
lung unserer Gesellschaft macht. Für die anderen ist es eine Sache des Dorfes, in die sich
niemand sonst einzumischen hat. Stellvertretend dafür stehen folgende zwei Zitate: „Über-
regionale  Bedeutung?  Am  Ende  des  Tages  geht  es  um  Ludesch.“  „Mich  geht  das  als
Landesbürger etwas an, egal wo es stattfindet, denn die LGZ ist eine Landesverordnung. Die
wichtigsten Argumente finden sich heute nicht mehr rund um den Kirchturm.“

Wie nicht anders zu erwarten sind es vor allem die Befürworter eines Betriebsgebiets im
Neugut, die sich jede Einmischung von außen verbitten. Auch hier ein paar Kostproben aus
meinen Gesprächen:

„Der Fall Ludesch ist auch in eine übergeordnete Diskussion rund um die Grünzone einzu-
ordnen: Alpla, Ölz, Rauch etc. Bürgermeister Dieter Lauermann war sehr frustriert, weil sich
Initiativen von außen in die Gemeinde einmischen und Ludesch für landesweite Anliegen
instrumentalisieren.“

„Die Initiator:innen gegen das Neugut stammen vorwiegend aus Branchen, wo sie sich nicht
um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes kümmern müssen. Außerdem kommen und wohnen
viele von ihnen nicht  in  Ludesch d.h.  wir  kommentieren auch nicht  wie Hard den Hafen
gestaltet.“

„Da kommt ein Prof. aus Wien und erzählt uns etwas über den Boden.“  (Man könnte aus
dieser Aussage eine gewisse Unlust heraushören, sich mit dem Thema überhaupt beschäf-
tigen zu müssen)

„In der Sache gab es massive Einmischung von außerhalb der Gemeinde durch - ich nenn's
mal - militante Grüne, von jener Sorte, die ich in Sachen S18 als fast schon religiös bewegte
Verhinderer kennen gelernt habe. Es ärgert mich maßlos, dass solche Leute das wirtschaft-
liche Gedeihen der Gemeinde auf's Spiel setzen wegen eines romantischen Natur-Bildes a la
Rousseau. Eine Mission. Ich will mich aber nicht missionieren lassen.“ 

Sogar  innerhalb  der  Gemeinde Ludesch  werden  noch Unterschiede  gemacht:  „Das sind
keine Ludescher, sind alles Zugezogene, die sticheln im Hintergrund. In der Liste Lutz sind
nur drei Ur-Ludescher, der Rest ist zugezogen. 
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4.2 Die Qualität der Argumente

Neben den Konflikten war auch die Qualität der Argumente ein Thema, das bei der Frage
eine Rolle gespielt hat, ob die Volksabstimmung noch einmal neu bewertet werden müsse.
Deswegen habe ich auch in den meisten Gesprächen gezielt nach Lügen und Unwahrheiten
im Abstimmungskampf gefragt. Mein Eindruck ist – kurz zusammengefasst – dass es zwar
unwahre Behauptungen gegeben hat, die große Masse der Argumente aber durchaus sach-
lich und ernsthaft war. Auch wenn der Tonfall wahrscheinlich öfters ins Emotionale gerutscht
ist.

Man darf nicht vergessen: Letztlich war es ein Konglomerat verschiedener Argumente, die
das Abstimmungsergebnis beeinflusst haben. Und das ist auch durchaus normal bei Wahlen
und Volksabstimmungen: „Es sind so viele Faktoren, die da eine Rolle gespielt haben: 

• Neid, 
• Bodenschutz (was ja berechtigt ist, aber nicht die Mehrheit in der Volksabstimmung

gebracht hat)
• Debatte gegen Rauch und die Exklusivität, die er beansprucht hat
• dem Bürgermeister etwas auswischen...“

Falschaussagen und Lügen

Alle Falschaussagen und Gerüchte, die ich in meinen zahlreichen Gesprächen zusammen-
getragen habe, sind folgende (detaillierte Informationen für die wichtigsten Themen finden
sich weiter oben in diesem Bericht):

• „Wenn Rauch kauft, steigen die Wohnpreise,  billige Arbeitskräfte nehmen Euch die

Wohnungen weg“: Wie sich die zusätzlichen 100 Arbeitskräfte auf den Wohnungs-
markt in Ludesch auswirken würden, könnte letztlich nur anhand der tatsächlichen
Entwicklung beurteilt  werden. Das Argument ist aber dazu geeignet, Angst zu ver-
breiten.

• „Der  Grundwasserspiegel  ist  jetzt  schon  gesunken…“:  Nach  meinen  Recherchen

stimmt das seit den 1970er Jahren nicht, aber in der langfristigen Betrachtung stimmt
es.

• Zahlen zum Wasserverbrauch: Die verschiedenen Aussagen und Argumente waren in

der  Regel  nicht  falsch,  aber  sie  bezogen sich  auf  unterschiedliche Konzessionen
(Trinkwasser für die Produktion, Kühlwasser) sowie auf Unterschiede zwischen der
bewilligten,  der  tatsächlich  genutzten  und  der  theoretisch  möglichen  Entnahme-
menge.

• Flächenverbrauch (Es geht um 6,5 ha und nicht um 16 ha…): Nach meinen Rech-

erchen wurde die Beschränkung auf 6,5 ha erst kurz vor der Volksabstimmung kom-
muniziert; davor wurde über Jahre hinweg ein zweistufiges Projekt verfolgt, welches
die ganzen 16 ha umfasst hätte. Inwiefern die derzeit angestellten Überlegungen zu
Betriebsflächen für Ludescher Betriebe wieder die ganzen 16 ha in den Blick neh-
men, kann derzeit noch nicht gesagt werden.
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• Landwirtschaftliche Nutzung früher und heute, das Bild ist eine Fotomontage…: Aus

der Summe aller Aussagen stelle ich fest, dass die landwirtschaftliche Nutzung früher
vielfältig, dann über ein paar Jahrzehnte eher monoton war und im Neugut schon seit
ein  paar  Jahren  wieder  mehr  Vielfalt  produziert  wird.  Das  Bild  verändert  sich  je
nachdem, ob ich nur die zum Verkauf stehenden Flächen oder alle Flächen im Neu-
gut betrachte.

• Verkehrszunahme,  8.000  LKW-Fahrten…:  Vermutlich  können  8.000  LKW-Fahrten
eingespart werden, allerdings geht nur ein Teil davon über längere Distanzen. Trotz-
dem wäre das ein großer Vorteil für die Umwelt. Der sonstige Verkehr würde zwangs-
läufig zunehmen, wenn 100 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen würden.

Zusammenfassend stelle ich fest, dass die Menge und Art der Falschaussagen und Lügen
meines Erachtens nicht  dazu geeignet  waren,  das Ergebnis  der  Volksabstimmung so zu
verfälschen, dass es nochmals überdacht werden müsste.

Zumal da solche Sachthemen nur ein Grund für den Ausgang der Volksabstimmung waren.
Ein zweiter Grund war das konkrete Projekt,  d.h. die exklusive Nutzung durch die Firma
Rauch, die bei vielen Bürgerinnen und Bürgern einen schlechten Ruf hat.  Und der dritte
Grund ist ein grundsätzliches Unbehagen darüber, wohin sich unsere Gesellschaft mit ihrem
Ressourcenverbrauch  entwickelt.  Das  Ergebnis  der  Volksabstimmung  lässt  sich  im  Zu-
sammenwirken dieser drei Gründe gut erklären.

Von einigen Gesprächspartnern habe ich auch die Rückmeldung bekommen, dass sie sich
gut informiert fühlten: „Qualität der Argumente? Ich habe mich mit dem Thema beschäftigt
und selbst recherchiert, sogar Grundbücher angeschaut. Ich habe mich gut informiert gefühlt
und mit allen geredet, auch mit Jürgen Rauch. Ich wüsste nicht, welche Informationen gefehlt
haben sollten.“ Oder: „Das Thema wurde emotional diskutiert, aber es gab immer ausrei-
chend Informationen über die Seite von Rauch, die Argumente auch kommentiert haben und
Desinformationen widersprochen. Es gab alle Fakten, und wer sich informieren wollte, der
hat das gut tun können.“

Und noch ein Zitat am Schluss dieses Kapitels, dem ich nur zustimmen kann: „Aber natür-
lich, je stärker etwas emotionalisiert ist, desto mehr bekommen die Leute einen Tunnelblick
und nehmen nur noch das wahr, was sie hören wollen. 

Auseinandersetzungen bis auf die persönliche Ebene

Konflikte, die bis auf die persönliche Ebene reichen, lassen sich schwerer wieder bereinigen
als Konflikte um Sachthemen. Und davon gab es auch einige:

„Die Konfliktthemen könnte man aufarbeiten. Aber viele Konflikte sind persönlicher Natur, da
hilft so ein Prozess nicht. Wenn meine Kusinen nicht mehr mit mir reden, oder wenn mich der
Alt-Bürgermeister  nicht  mehr  grüßt,  dass  kann in  einem solchen Prozess nicht  bereinigt
werden.“ „Ich habe mich auch mit einigen Leuten verfeindet und bin am Stammtisch nicht
mehr willkommen.“ „Mit den Leuten, die das aktiv betreiben, rede ich nicht mehr, habe ich
gebrochen.“ „Meine Tante redet nicht mehr mit mir.“
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Ich habe während meiner Gespräche Informationen zu anonymen Briefen an verkaufswillige
Grundeigentümer und zu Drohbriefen an den Bürgermeister und seine Familie bekommen.
Es gab beleidigende Handy-Mitteilungen und WhatsApps und beleidigende Aussagen in den
Kommentarseiten der Homepages. Vieles ging sehr ins Persönliche. Auf  Infotafeln wurde
„Lügner“ geschrieben und einem aktiven Projektgegner wurde eine Fensterscheiben einge-
worfen. Kinder im Kindergarten und in der Schule haben sich gegenseitig beschimpft. Nach
der Volksabstimmung hat man jemanden auf der Straße getroffen und überlegt: war der jetzt
dafür oder dagegen?

Das ist eine Sammlung von Aussagen von meinen Gesprächspartnern. Beide Seiten waren
involviert, sowohl als Betroffene als auch als Täter. Dadurch nimmt ein Dorf richtig Schaden.
Viel mehr als durch den Bau oder Nicht-Bau einer Betriebserweiterung. Es sind zwar nur
einzelne, die sich zu so etwas hinreißen lassen, aber sie zerstören aus einer momentanen
Stimmung heraus mehr, als sie sich vorstellen können.

...und dazu kommt noch der Neid. Auch Neid spielte eine Rolle in der Auseinandersetzung
um das Neugut.  Die einen zeigen mit  dem Finger  auf  die,  die selbst  Grund und Boden
verkauft haben oder eine Umwidmung bekommen und nun dagegen sind, dass andere das
auch wollen. Die anderen weisen auf Pachtverträge mit hohen Pachteinnahmen und hochge-
triebene Preise hin. Dem einen oder anderen Landwirt wird unterstellt, er habe es ja gar nicht
mehr nötig, zu produzieren. „Die haben sich selbst eine goldene Nase verdient und gönnen
das jetzt den Hartmann- Erben nicht.“ Und bei den anderen sind es die Eigeninteressen von
unberücksichtigt gebliebenen Grundeigentümern „unter dem Bahngleis“ („…wenn wir nicht
verkaufen können, sollen die auch nicht“). Außerdem wird den Gegner einer Bebauung im
Neugut  Missgunst  und Neid  auf  die  erfolgreiche Firma Rauch unterstellt  („die  haben eh
schon so viel, zu was brauchen die noch mehr,….“). Auch keine schöne Argumentation – und
gar nicht so selten anzutreffen. Solche vergifteten Argumente sollte man am besten ignorier-
en. Auch ein klares Statement der gesamten Gemeindevertretung, dass solche Aussagen
dem Dorfleben nur schaden, könnte hilfreich sein.

Es ging nicht um „Gräben“, sondern um Inhalte

Nur ein Teil meiner Gesprächspartner – und vor allem diejenigen, die die Seite der „unter-
legenen“ Partei in der Volksabstimmung repräsentiert – hat sich über die Qualität der Argu-
mente beschwert. Es gab genauso auch die Stimmen, die sich darüber gefreut haben, dass
eine so intensive Debatte über grundsätzliche Fragen geführt werden konnte. Den Titel für
dieses Kapitel habe ich aufgrund des folgenden Zitats gewählt: „Wir sind es leid, immer nur
zu hören „es gibt Gräben im Dorf“. Damit wird der Fokus weggelenkt von den Inhalten, über
die abgestimmt wurde, und das Verfahren selbst wird in den Mittelpunkt gerückt.“ Auch dazu
ein paar Zitate der Initiative Ludesch:

„Es ist nicht so, dass wir den Ort spalten. Das ist eine große Lüge. Wir haben einen Prozess
initiiert und Argumente in die Diskussion gebracht. Das wurde intensiv und von vielen dis-
kutiert und hat letztlich zur Volksabstimmung geführt. Das Thema, die Sache spaltet den Ort.
Wir haben sachlich informiert in unseren Rundbriefen, da stand nichts Schlechtes drin. Das
mit den „Unwahrheiten“ und „Lügen“, das muss klargestellt werden. Das hört sich ja so an,
als  seien alle  Ludescher  blöd und würden auf  so  etwas hereinfallen.  Wie  kann man so
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zynisch sein, das in Frage zu stellen? Es ist die Verantwortung der Politik, diese Stimmen
aufzunehmen.“

„Unsere Initiative wurde nie als Möglichkeit wahrgenommen, wie man Interessenkonflikte (es
geht ja um sehr viel Geld) möglichst zivilisiert und demokratisch austrägt. Die Eskalation ist
schade, wird dem nicht gerecht, was da an guten Dingen passiert ist. Das bringt nichts, wenn
man die „tiefen Gräben“ gebetsmühlenartig wiederholt, das hängt der Volksabstimmung bis
heute nach.“

„Demokratiepolitisch war das eine Sternstunde, da sind gute, intensive Diskussionen ent-
standen, die den Gemeindealltag durchzogen haben. Die Bevölkerung hat ein Thema ge-
habt. Als wir von Haus zu Haus gegangen sind, hieß es: „Endlich kommt jemand“. Wenn man
spürt, man kann miteinander diskutieren / reden – das war eine schöne Zeit.“

„Wir haben eine breite Palette von Themen aufgearbeitet, die uns in Zukunft beschäftigen
(Klimaschutz, Artenschutz, Wasser…) und sie wollen nicht darüber diskutieren. Man kommt
da nicht ins Gespräch mit ihnen, und Argumente zählen nicht. Sie haben das Gefühl, sie
haben verloren, und alles andere ist ihnen egal.“

Teilweise wird das auch von Menschen anerkannt, die für das Projekt im Neugut gewesen
wären und trotzdem der Debatte positive Seiten abgewinnen konnten: „Aber andererseits:
Themen wie Versiegelung, Klimawandel usw., die Probleme haben wir tatsächlich und solche
Themen sind für die Menschen auch wichtig.“

Die Podiumsdiskussion – eine Veranstaltung, unterschiedliche 
Wahrnehmungen

Wie unterschiedlich Dinge wahrgenommen werden können – auch von denen, die sie direkt
beobachtet haben – zeigen die Berichte über die Podiumsdiskussion:

• „Bei der öffentlichen Veranstaltung in Ludesch waren alle da, nur nicht die Ludescher,
die ich da gerne gesehen hätte. Eigentlich hätte es eine Informationsveranstaltung für
die Bürger von Ludesch sein sollen, aber die sind kaum zu Wort gekommen. Da sind
welche von außen federführend und machen Stimmung in Ludesch und wollen mit-
quaken. Denen ist es am Ende des Tages doch völlig wurscht, wie es um Ludesch
bestellt ist.“ So sehen es die einen.

• „Wir hatten so eine tolle Veranstaltung im Blumeneggsaal, ca. 500 Leute. Es war eine
gute Diskussion auf hohem Niveau. Nur wenige Kommentare waren ungut. Endlich
konnten alle mitreden. Die Beiträge sind fasst immer auf der Sachebene geblieben.“
So sehen das die anderen

Und noch ein paar Zitate, die die Vermutung nahelegen, es habe sich um verschiedene 
Veranstaltungen gehandelt, über die da geredet wird:

• „Die Statements von Statements Rauch,  Lauermann und den Gemeindevertretern

haben sich einzig und allein nur ums Geld gedreht.“

• „Im Publikum sind sehr viele Ludescher gesessen, aber es ab nur eine einzige posi-

tive Meldung zum Projekt. Die Bürger haben alle dagegen geredet.“
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• „Auf der Podiumsdiskussion, da wurden bestimmte Leute wie Verbrecher hingestellt.
Das Podiumsgespräch, wo man den Landesrat und Rauch angepöbelt hat, war eine
Frechheit.“

• „Die Podiumsdiskussion war überhaupt nicht inhaltlich, die Argumente waren aus der
Luft gegriffen. Da ging es nur ums Streiten und dem Rauch eins mitgeben.“

• „Bei der Podiumsveranstaltung, das saßen gleich drei Reihen von Rauch- Leuten als

Claqueure. Gott sei Dank gab es einen sehr guten Moderator, der immer wieder ver-
sucht hat, die Dinge auf den Punkt zu bringen.“

• „Bei  der  Podiumsdiskussion  haben  wir  nicht  mitreden  dürfen.  Der  Moderator  war

dann ok.“ 

4.3 Wie kommen wir zu einem Ergebnis?

Es gibt zwei grundsätzlich entgegengesetzte Auffassungen. Wie schon in der Volksabstim-
mung war auch bei meinen Gesprächspartnern ein Übergewicht derjenigen festzustellen, die
für  eine  Beibehaltung  der  Landwirtschaftszone  plädieren.  Bei  insgesamt  97  am Prozess
beteiligten Ludescher Bürger:innen sind 58 Bürger:innen (59,8 %) für den Verzicht auf eine
Bebauung (oder zumindest für abwarten), 39 Bürger:innen (40,2 %) sind für die Betriebs-
erweiterung oder zumindest für die Ansiedlung von Gewerbe. Bei den „einfachen Bürgern“
und in der Straßenumfrage war die Mehrheit sogar noch deutlicher.

Um  diese  Zahlen  besser  einschätzen  zu  können,  benötigt  es  noch  ein  paar  genauere
Informationen:

• Das Ergebnis ist nicht repräsentativ, es kann nur als Stimmungsbild gewertet werden.

• Die beiden Gruppierungen „Initiative Ludesch“ und „Grundbesitzer“ sind Interessen-

gruppen mit  einer klaren Haltung in dieser Frage. Sie wurden deswegen von den
„einfachen Bürgern“ getrennt erfasst.

• Die Gruppe „Politik / Verwaltung in Ludesch“ ist heterogener: Der Einfachheit halber

wurden sie hier nach ihrer Zugehörigkeit zu einer der beiden Listen in der Gemeinde-
vertretung ausgewertet. So eindeutig ist das Bild aber nicht. In der Liste „Gemeinsam
für Ludesch“ gibt es unterschiedliche Meinungen darüber, unter welchen Bedingung-
en von wem dort gebaut werden darf oder ob man besser noch abwarten sollte.

• „Einfache Bürger im Gespräch“ fasst alle diejenigen zusammen, die sich während
des Prozesses zu einem Gespräch, Telefonat oder mit einer ausführlichen E-Mail bei
mir gemeldet haben.

• Die Straßenfrage habe ich ganz zuletzt gemacht, und zwar am 11. Oktober. Ich bin an

einem sonnigen Tag durch Ludesch gelaufen und habe jede/n gefragt, der oder die
ich zufällig  getroffen habe:  Menschen beim Einkaufen,  beim Auto putzen,  bei  der
Arbeit im Vorgarten, beim Spazierengehen mit Kind oder Hund usw. Ich wollte mir
einen Eindruck verschaffen, ob nur Bürger:innen mit einer bestimmten Überzeugung
mich für  ein Gespräch kontaktiert  haben.  Auf  der Straße habe ich zwei Lösungs-
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varianten zur Wahl gestellt (auf die nachher noch ausführlicher eingegangen wird):
abwarten  oder  ein  verbessertes  Projekt  „Rauch-Erweiterung“  realisieren.  Die  teil-
weise  längeren  Gespräche  ergaben  in  der  Summe  noch  einmal  einen  schönen
Querschnitt durch die in diesem Bericht gesammelten Argumente.

Nun stellt sich die Frage, wie mit den Ergebnissen weiter gearbeitet wird.

Das Ergebnis der Volksabstimmung sollte respektiert werden

Die eine Auffassung lautet: Die Flächen im Neugut sind die nächsten 10-15 Jahre durch die
Volksabstimmung belegt, auch wenn gewisse Interessen auf eine Nutzung drängen. Die Auf-
hebung des Volksentscheids  durch den Verfassungsgerichtshof  hat  rein  formale  Gründe.
Aber politisch ist das Ergebnis intakt. „Das ist wie bei einem Fußballspiel: Das ist 1:0 ausge-
gangen, da rennt auch keiner zur UEFA und fragt, ob man das nicht nachträglich noch än-
dern kann.“ Oder: „Obwohl dies vom Verfassungsgerichtshof nicht anerkannt wird, sind die
Stimmen der Bürgerbeteiligung ernst zu nehmen und eine klare Aussage, dass die Natur
erhalten bleiben soll.“ Oder: „Wir sind auch der Meinung, dass die demokratische Entschei-
dung richtig war und politisch anzuerkennen ist. Es ist sehr zu bedauern, dass sich unser
neuer Bürgermeister nicht hinter diese moralische Verpflichtung stellt.“ Und: „Nicht nur ich
habe mit  "Ja"  gestimmt,  sondern die  Mehrheit  der  Ludescher  Bevölkerung.  Es wird  nun
trotzdem alles wieder aufgerollt,  obwohl sämtliche Akteure ausreichend Raum, Platz (und
Geld!) hatten, um ihre Sicht der Dinge kundzutun.“

Deswegen gibt  es auch Kritik  am gesamten Klärungsprozess. „Es gab eine Volksabstim-
mung, dass das Neugut nicht bebaut werden soll. Die ist eindeutig ausgefallen. Warum also
diesen Prozess?“ Oder: „Aus unserer Sicht ist die Abstimmung gültig, da hat sich nicht so
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viel an der Sachlage geändert. Wir sind überrascht, dass es jetzt zu diesem Prozess kam.“
Verglichen wurde das mit der Volksabstimmung über die Inbetriebnahme des bereits fertig-
gestellten  Kernkraftwerkes Zwentendorf  1978:  „Das  war  seriös.  Da ist  das  Ergebnis  viel
knapper gewesen, aber der Kreisky hat sich dran gehalten.“ Ähnliches in Baden-Württem-
berg, als die Grünen an die Regierung kamen und am Abstimmungsergebnis pro „Stuttgart
21“  festgehalten  haben,  obwohl  sie  programmatisch  klar  gegen  das  Projekt  eingestellt
waren. Und: „Demokratietheoretisch ist das fatal: Soll man denn so lange abstimmen, bis
das gewünschte Ergebnis herauskommt?“

Es  wurde  auch  gesagt:  „Es  ist  schade,  dass  Gemeinde  und  Land  nicht  verstehen,  wie
richtungsweisend die Entscheidung ist.  Da hat eine Mehrheit  trotz des Versprechens von
großem finanziellen Profit für einen schonenden Umgang mit Boden und Wasser gestimmt.
Das könnte doch ein Anlass sein, einen Umdenkprozess zu starten. Die Gemeinde könnte
doch  das  Signal  aussenden:  Wir  haben  verstanden,  was  die  Leute  uns  da  mitgegeben
haben, und wir überlegen, wie wir das umsetzen können.“ 

Und auch die Diskussion über mangelnde und falsche Informationen wird stark kritisiert: „Es
ärgert mich vor allem, dass behauptet wird, man sei zu wenig informiert gewesen. Da kann
ich nur widersprechen. Ich bin der Meinung, dass jeder, der eine Volksabstimmung unter-
zeichnet, sich im Vorfeld auch informiert, worum es geht.“

Zusammenfassend für diese Auffassung stehen folgende zwei Wortmeldungen: „Ich kenne
kein einziges gutes, schlüssiges Argument, warum man das Projekt weiter so durchziehen
sollte. Die Bevölkerung hat ihr Urteil gefällt und jetzt haben wir einen Spielraum.“ Und:  Der
Wille  der  Bevölkerung  ist  entscheidend,  auch  wenn  eine  Volksabstimmung  formal  nicht
rechtens ist.“

Die Gemeindevertretung soll nun eine Entscheidung treffen

Die andere Seite vertritt die Auffassung, aufgrund der geänderten Sachlage (höchstgericht-
liches Urteil, neue Argumente) müsse nun die Gemeindevertretung entscheiden, was pas-
sieren soll. „Es ist die Aufgabe der Gemeindevertretung. Die muss wissen, was sie will. Man
wird um eine Entscheidung nicht herumkommen.“

Dahinter steckt in den meisten Fällen die Hoffnung, ein Betriebsgebiet im Neugut doch noch
realisieren zu können, obwohl sich die Volksabstimmung dagegen ausgesprochen hat. „Ich
bin mir  nicht  sicher,  ob die Mehrheit  der Bevölkerung nicht  doch das Betriebsgebiet  will,
wenn sie richtig informiert wird. Die Gemeindevertreter wollen das Betriebsgebiet ja vermut-
lich auch.“ Oder: „Wie kriegt man den Karren aus dem Dreck? Rauch bauen lassen, zuerst
das Land aus der Grünzone nehmen. Es braucht ein klares Statement vom Bürgermeister.
Er muss sagen, was Sache ist, ohne externe oder interne Beeinflussung. Kann der das? Ja
sicher,  er  ist  ja der Bürgermeister.  Es braucht eine Entscheidung, in welche Richtung es
geht, und dann muss das bis zum Ziel durchgehalten werden. Man muss irgendetwas ent-
scheiden, dann gibt es nach zwei Monaten keine Diskussion mehr.“

Bei den Vertretern dieser Auffassung werden auch grundsätzliche Zweifel an der Volksab-
stimmung geäußert: „Ich sehe es problematisch, wenn Bürger:innen über Betriebserweiter-
ungen mit diskutieren dürfen.“ Oder: „Die Gemeindevertretung muss sich fragen: In welchem
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Umfang brauche ich die Unterstützung der Bevölkerung? Man kann auch etwas sein lassen
vor lauter Angst.“ Und: „Das kann in einer repräsentativen Demokratie nicht in einem Volks-
entscheid geschehen. Sonst machen wir in Zukunft Politik mit Umfragen und Volksabstim-
mungen.“

Und natürlich gibt es auch die Zwischentöne, es ist nicht alles schwarz oder weiß. „Das Gan-
ze ist schwierig einzufangen. Ich habe immer den Konsens gesucht. Das nun durchzuziehen,
das ist auch kein Weg.“

Ein demokratischer Prozess

Die Initiative Ludesch hat die Situation in ihrer Pressemitteilung vom 6. Okt. 2020 so zu-
sammengefasst: „Rein verfassungsrechtlich gesehen hat die Gemeindevertretung die Ent-
scheidungshoheit über die Widmung der Flächen im Neugut wieder inne. Aber: Die Flächen
sind  per  Landesgrünzonenverordnung  vor  einer  Umwidmung  durch  die  örtliche  Raum-
planung geschützt. Da die Vorarlberger Landesregierung den politischen Mehrheitswillen der
Ludescher:innen respektierte, wurde das laufende Verfahren zur Herausnahme der Flächen
aus der  Landesgrünzone ruhend gestellt.  Es gibt  keinen Grund,  warum sich das ändern
sollte. Ob aber die Gemeindevertretung entgegen dem Mehrheitswillen der Bevölkerung eine
Wiederaufnahme bzw. neuerliche Verfahrenseinleitung beantragen wird, wird sich zeigen.“ 

Dabei kommt klar zum Ausdruck, was Thema des ganzen Klärungsprozesses ist: Es geht
darum, wie der Wille des Volkes, der sich in der Volksabstimmung gezeigt hat, nun inter-
pretiert  wird.  In  Ludesch findet  gerade eine  Auseinandersetzung  um die  Deutungshoheit
statt.

Wie bewertet man nun das Ergebnis eines Volksentscheids, das in einem demokratischen
Prozess zustande gekommen ist? Die Optimisten unter meinen Gesprächspartnern sagen:
„Der Volksentscheid hat vieles in Bewegung gebracht. Insofern war er jetzt schon ein großer
Erfolg.“ „Wenn jetzt im Klärungsprozess neue Argumente auftauchen, dann sind das hoffent-
lich wissenschaftlich haltbare Informationen.“ 

Manche Leute sind pessimistisch („alles für‘d Fisch, eh schon beschlossen, Rauch bekommt
ja sowieso…“). Da ist Frust, sie wollen sich nicht mehr engagieren. „Da ist die Abstimmung
so ausgegangen und trotzdem kann einer hergehen und sich alles nach Belieben richten.“
Und: „Es geht um Machtfragen mit Beteiligungsgedöns. Und hinter den Kulissen hocken fünf
Leute und sagen der Regierung ein, was läuft.“

Und die etwas nachdenklicheren sagen: „Da prallen Weltanschauungen aufeinander. Wenn
man nicht bereit ist, das anzuerkennen und darüber nachzudenken, dann wird es schwierig.“
Die Kunst des demokratischen Regierens besteht meines Erachtens in diesem Fall darin,
den Nachdenklicheren eine Stimme zu geben. 

Wie werden die Ergebnisse ausgewertet und wer entscheidet über das weitere
Vorgehen?

Die Idee war, den Antrag auf Herausnahme aus der Landesgrünzone beim Land zurückzu-
ziehen. Dies wurde von der Gemeindevertretung im Mai dieses Jahres mit 21 : 3 Stimmen
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beschlossen. Das bedeutet: Falls die Gemeinde zu der Entscheidung kommt, entgegen der
Ergebnisses  der  Volksabstimmung  das  ursprünglich  geplante  Projekt  auf  6,5  ha  Fläche
umzusetzen,  dann kann die Landesraumplanung an dieser Stelle  wieder in  den Prozess
einsteigen, denn für das ursprüngliche Projekt der Firmenerweiterung von Rauch / Ball hat
das  Land  hat  bereits  den  Erläuterungsbericht  fertiggestellt.  Falls  die  Gemeinde  einen
anderen Beschluss für die betriebliche Nutzung des Neuguts fasst, bei dem sich entweder
die zu bebauende Fläche ändert oder die 6,5 ha ganz oder teilweise einem anderen Zweck
zugeführt  werden sollen,  beginnt der Prozess zur Änderung der Landesgrünzone bei der
Landesraumplanung noch einmal von vorn und es bedarf neuer Stellungnahmen der ver-
schiedenen Abteilungen und Sachverständigen. Wenn die Gemeinde die Option wählt, das
Neugut nicht zu bebauen, dann wird das Verfahren beendet.

Eine zweite Volksabstimmung?

Ein wiederkehrendes Thema in meinen Gesprächen war die Frage, wie der Klärungsprozess
nach der Sammlung und Aufbereitung aller Argumente weitergeführt wird. Es wurde von fast
allen Beteiligten vorausgesetzt, dass nach einer solchen Volksabstimmung die Entscheidung
nicht einfach durch einen Beschluss der Gemeindevertretung fallen dürfe. Die Bevölkerung
müsse auf die eine oder andere Art einbezogen werden, das ist großer Konsens. Diskutiert
wurde, ob es eine zweite Volksabstimmung braucht oder wie die Entscheidung sonst fallen
könnte, ohne dass alle Konflikte noch einmal hochkochen.

Es gab einzelne Stimmen, die sich für eine zweite Volksabstimmung aussprachen, aber die
waren in der Minderheit („Idealerweise entscheidet die Bevölkerung, ob sich die Entschei-
dungsgrundlagen nach diesem Prozess so wesentlich geändert haben, dass das Ergebnis
der Volksabstimmung überdacht werden müsste.“). 

Die Mehrheit meiner Gesprächsteilnehmer*innen war jedoch der Ansicht, dass eine zweite
Volksabstimmung nicht der richtige Weg sei: „Eine Befragung braucht es nicht mehr.“ „Man
kann nicht wieder bei Null anfangen. Noch eine Volksabstimmung, das geht nicht.“ Vor allem
die Gegner des Abstimmungsergebnisses befürchteten: „Da kommen nur die, die dagegen
sind, die anderen kommen nicht.“ 

Wieder andere waren unentschlossen: „Es sollte nicht noch einmal eine Volksabstimmung
geben, die alte gilt inhaltlich ja noch. Aber es sollte auch nicht so sein, dass die beiden Listen
in der Gemeindevertretung gegeneinander abstimmen. Dann lieber eine Volksabstimmung,
auch wenn ich das nicht verstehen würde.“ „Oder vielleicht eine Abstimmung über ein kon-
kretes Kompromiss- Projekt.“

Eine andere Art Beteiligungsprozess?

Öfters wurde jedoch gesagt, dass eine andere Form der Beteiligung überlegt werden sollte.
„Vielleicht findet sich ein Instrument, wie die Leute ihre Stimme abgeben können, ohne, dass
es wieder eine Volksabstimmung ist.“ Dabei kamen verschiedene Vorschläge zur Sprache:

• Ein Vorschlag war „ein Bürgerrat mit  einer guten Fragestellung.“ Dagegen wurden

Bedenken geäußert: „Ein Bürgerrat wäre nicht repräsentativ - viele hätten keine Lust,
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sich zu beteiligen. Und die, die eine Meinung haben und diese äußern wollen, würden
von der jeweils anderen Seite nicht akzeptiert.“ 

• Ein anderer Vorschlag lautete: „Ergebnisoffen lässt sich am einfachsten im kleinsten

Kreis diskutieren (nur wenige Entscheidungsträger), dann kann man eine sehr offene
und vertrauliche Diskussion führen.“

• Oder: „Ich erhoffe mir, dass es möglich wird, dieses Thema sachlich und faktenbezo-

gen auszudiskutieren und der Bevölkerung auch die Möglichkeit geboten wird, in ge-
eigneter Art und Weise ihre Meinung dazu kundzutun und auch an Informationen zu
gelangen. Das wiederum sehe ich als Aufgabe der Gemeinde. Ein paar Zettel auf den
diversen Anschlagtafeln  im Dorf  sind  da sicher  zu  wenig.  Es  sollte  auf  eine  den
Bedürfnissen  und  Möglichkeiten  der  Bevölkerung  angepasste  Art  und  Weise  ge-
schehen, ohne Zeitdruck und vielleicht in mehreren Runden.“ 

• Und wieder anderen ging es um einen intensiven, aber konstruktiven Beteiligungs-

prozess: „Vielleicht 30 einstündige Workshops mit jeweils 10 Bürgern.“

Auf  jeden  Fall  gilt  für  jede  Art  von  Information  und  Beteiligung:  Es  braucht  eine  gute
Moderation. Und wenn es eine Beteiligung gibt, dann muss von Anfang an klar sein, was mit
den Ergebnissen passiert und wie sie in die Entscheidung einfließen.

… auf jeden Fall gut informieren

Einigkeit bestand auf jeden Fall darüber, dass es eine gute Information braucht: „Auf jeden
Fall  braucht es eine  Infoveranstaltung zur Präsentation der Ergebnisse.“ Und: „Man muss
den richtigen Zeitpunkt finden, wann man mit der Idee an die Öffentlichkeit geht, damit die
Gräben weniger werden.“ Es gab auch eine Gegenmeinung: „Eine große Podiumsdiskussion
bringt nichts, da wird ja sowieso nur gequakt.“

Und die umfangreichen Informationen brauchen auch eine kurze Zusammenfassung: „Aus
dem Klärungsprozess sollten wir die wichtigsten Fragen und die Dinge, die am häufigsten
genannt werden, auf zwei Seiten sachlich darstellen und das transparent machen,  die Tat-
sachen zeigen.“ 

Evtl.  anhand eines konkreten Vorschlags informieren:  „Wir  müssen ein konkretes Projekt
vorstellen. Und dazu sagen: Wir haben dieses und jenes aus der Volksabstimmung aufge-
nommen.“ Und: „Man muss die Variante präsentieren und den Input abholen.“

Es gab auch die Minimalvariante: „Vielleicht in einer Präsentation drei bis vier Fragen zum
Bericht zulassen, um die Leute abzuholen. Mit dem Klärungsprozess kommen ja jetzt viele
Grundlagen zum Weiterarbeiten zusammen.“

„Wir dürfen das nicht auf die herkömmliche Art und Weise machen. Wir müssen den richtigen
Zeitpunkt finden, mit dem wir an die Öffentlichkeit gehen, und dann müssen wir fortlaufend
gut informieren. Möglichst mit anderen Methoden als üblicherweise. Aber kein Larifari. Das
richtig machen kostet Zeit und ein bisschen Geld, wenn man eine anderen Öffentlichkeits-
auftritt macht.“
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Teil 5 Resümee 

Gibt es neue Argumente?

In der Sitzung der Gemeindevertretung wurde der Klärungsprozess so begründet: „Dabei hat
sich  auch  herausgestellt,  dass  sich  einige  Parameter  geändert  haben,  so  z.B.  dass  die
Flächen nicht ausschließlich für die Fa. Rauch und seine Partnerbetriebe reserviert sind und
auch die benötigte Fläche von der Fa. Rauch  wurde von 16 ha auf 6,5 ha reduziert, somit
waren einige veritable Fehlinformationen gegeben. (...) GV Alice Dobler frägt nach, was sich
seit der Volksabstimmung geändert hat. Der Bürgermeister antwortet, dass sich die Rahmen-
bedingungen geändert haben, die Exklusivität ist gefallen, die notwendige m² Zahl war nicht
klar.“ (GV-Protokoll 15.04.2021)

Dazu ist zu sagen:

Die „Fehlinformation“ der exklusiven Nutzung von Rauch war der damalige Sachstand zur
Zeit  der  Abstimmung.  Nach  der  Abstimmung  gab  es  von  Seiten  der  Landespolitik  eine
anderslautende politische Absichtserklärung.  Inzwischen wurde seitens des Landes klarge-
stellt,  dass  eine  Herausnahme der  Flächen  nur  für  eine  Betriebserweiterung  der  Firmen
Rauch / Ball / Red Bull in Frage kommt, wobei sich in einem deutlich untergeordneten Maß-
stab weitere ortsansässige Betriebe mit nachgewiesenem Erweiterungsbedarf dort ansiedeln
können.

Die Reduzierung der Fläche von 16 auf 6,5 ha ist ebenfalls keine Falschinformation. Hier hat
sich kurz vor der Volksabstimmung die Sachlage geändert. Außerdem würde dies implizier-
en, dass auch die Ansiedlung anderer Betriebe – falls möglich – auf den 6,5 ha stattfinden
müsste, sonst ginge die Entwicklung ja wieder in Richtung der 16 ha.

Auch die Frage nach der Qualität der Argumente im Kampf um die Abstimmung (Stichwort
„Falschinformationen und Lügen“) stellt sich in meiner Aufarbeitung des Prozesses als nicht
so gravierend dar, dass deshalb das Ergebnis der Volksabstimmung in Frage gestellt werden
müsste.

Wirklich neue Rahmenbedingungen gibt es also nur in sehr begrenztem Umfang.  Ob sie
wirklich ausreichend sind,  um das Ergebnis der Volksabstimmung zu übergehen,  ist  eine
politische Entscheidung. Nach meinem Dafürhalten ist das politische Gewicht einer Volks-
abstimmung sehr  hoch einzuschätzen und es bräuchte bessere Gründe als  die  hier  ge-
nannten, um das Ergebnis zu übergehen. Anders sieht es aus, wenn es gelänge, aufgrund
der Diskussionen und Anregungen aus dem Diskussionsprozess um die Volksabstimmung
ein neues, stark verbessertes Projekt in die Wege zu leiten. Dazu später mehr.

Aber scheuen wir zuerst auf Die Stimmen und Argumente aus dem Klärungsprozess. Sie
lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

Der Wunsch nach einem Moratorium

Eine ganze Reihe meiner Gesprächspartner stehen auf dem Standpunkt: „Eine Nachdenk-
pause wäre nicht schlecht, damit spätere Generationen entscheiden können.“ „Ziel ist jetzt
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ein Moratorium: 20 Jahre wird an der Fläche nichts getan, dann haben unsere Enkel auch
noch die  Möglichkeit,  etwas zu entscheiden,  denn bis  dahin  haben sich die  handelnden
Akteure und die Verhältnisse geändert.“ Und: „Eigentlich ist es ein Riesenglück für Ludesch,
dass  im  Neugut  noch  nichts  passiert  ist.  Es  ist  nichts  kaputt,  nichts  bebaut,  wir  haben
unseren ganzen Reichtum erhalten. Wir haben noch alle Chancen offen und unsere Kinder
können in 20 Jahren überlegen, was wichtig ist.“ Selbstverständlich gibt es auch Gegner für
diesen Vorschlag: „Der Vorschlag, dieses Thema 50 Jahre nicht mehr anzugreifen, würde
bedeuten, dass das Problem ausgesessen wird.“ 

Wenn wir davon ausgehen, dass sich in den nächsten zehn Jahren einige wichtige Rahmen-
bedingungen der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung im Land entscheidend
ändern – Stichpunkte dafür sind der Klimawandel, die Rohstoffknappheiten und weltweit auf-
tretende Flüchtlingsbewegungen mit Auswirkungen auf die globalen, Export- orientierten wirt-
schaftlichen Verflechtungen – dann ist eine Nachdenkpause nicht die schlechteste Option.
Es muss sich ja nicht gleich um 50 Jahre handeln.

Und  dazu  gehört  vielleicht  auch  folgende  Aussage:  „Man  muss  sich  Gedanken  darüber
machen, wie man die Grundbesitzer entschädigen könnte.“

Eine landwirtschaftliche Nutzung im Neugut

Eine ganze Reihe von Vorschlägen betraf eine landwirtschaftliche Nutzung des Neuguts:

• „Jetzt haben wir die Möglichkeit, im Neugut etwas Gutes zu machen. Man kann (und
soll) sich jetzt Gedanken darüber machen, wie man das Neugut möglichst gut land-
wirtschaftlich nutzt (z.B. ein gutes Gemüseanbau-Projekt).“

• „Die  Pandemie  als  Auslöser  für  Neues:  Landwirte  können  direkt  vermarkten  und
Kunden kaufen das, Videokonferenzen…).“

• „Es bräuchte einen Vorzeigebetrieb, der auch Arbeitsplätze schafft (4 ha Gemüse in
Permakultur, längere Pachtverträge, etwa mehr Geld für die Grundbesitzer); jeman-
den finden, der begeistert ist, das ginge schon mit einer landesweiten Ausschreibung.
Es gibt viele Junge, aber es scheitert an zu wenig Boden.“

Und ergänzend aus Sicht des Naturschutzes: „Um dem Artensterben entgegen zu wirken,
eine Vernetzung zwischen Ludescherberg und dem Grundwasserschongebiet schaffen.“ 

Eine Rauch-Erweiterung mit zusätzlichen Kompensationsmaßnahmen 

Der Gedanke an eine Betriebserweiterung der Fa. Rauch ist immer noch in vielen Köpfen
präsent: „Ohne Rauch wird da unten nichts gehen. Das steht niemand durch. Wir profitieren
ja auch von den Standortbetrieben mit Red Bull,  Ball und dem Logistikzentrum. Er soll ja
Flächen haben, aber nicht alles. Und wir wollen in Zukunft mitentscheiden.“ 

Auch dazu wurden einige Vorstellungen geäußert:

• „Wenn etwas gemacht wird, dann ein neues Projekt mit innovativen Ansätzen (z.B.

bzgl. des Ausgleich, d.h. Maßnahmen für Landwirtschaft und Ökologie). Finanzielle
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Ressourcen sind vorhanden. Die Fa. Rauch bezahlt jährlich 1,5 Mio. € für Zwischen-
lager und notwendige Transporte.“ [Nach eigenen Aussagen sind das im Jahr sogar 6
Mio. € für Lagermiete und Transportkosten.]

• „Ein mögliches Projekt wäre eine Abwärmenutzung zur Klärschlammtrocknung, dazu
eine Verlegung des Heizwerks in Richtung ARA, wo man auch CO2 aus der Luft ex-
trahieren und als  lebensmittelreines  Produkt  an Red Bull  zur  Abfüllung verkaufen
kann.“

• „Sonst kommt eben etwas anderes (Rauch will z.B. unbedingt eine Abfüllanlage für
Glasflaschen).“ 

• „Nicht 5 Mio für einen Kindergarten, sondern vielleicht einen Nachhaltigkeitsfonds, bei
dem sich Bürger mit Projekten bewerben können und wo es eine Jury gibt usw.“

• Oder ein noch weitergehender Vorschlag: „Die Gemeinde hat einen Hebel, ihr gehört

das erste oder 2. Grundstück nach der Firmengrenze. Ohne das kann Rauch nicht
erweitern.  Da hänge ich an den Grundstückspreis  3 Nullen und baue das Schul-
zentrum ohne Kredit,  dann bin ich der Held. Rauch spürt  das nicht  einmal in der
Gewinnausschüttung.“  (Die  rechtliche  Haltbarkeit  eines  solchen  Vorgehens  ist  ein
Thema für sich).

• Die Rechtsvertretung der Fa. Rauch meint dazu: „Wir würden auch einen Raumpla-
nungsvertrag machen für die Kompensation in Form von Infrastrukturvereinbarungen:
Straßenerschließung auch für das restliche Gewerbegebiet, Lärmschutzwand entlang
der Eisenbahn,  zum Wohnviertel  hin (das würde vermutlich bei der Genehmigung
auch vorgeschrieben), zumindest eine Beteiligung bei der sonstigen Erschließung der
Gesamtfläche, eine Landesradroute (Grünstreifen → ARA → Heizwerk).“ 

Bodeneigentum für die Gemeinde

Gegenüber einem Verkauf der Fläche an die Firma Rauch bestehen große Bedenken, die
sicherlich auch ein wichtiges Argument für das Ergebnis der Volksabstimmung waren. „Wenn
wir die Fläche erst einmal verkauft haben, dann ist sie weg und unsere Nachkommen haben
nichts mehr. Bei einem Großkonzern haben sie keine Chance.“ „Ob Rauch dauerhaft bleibt?
Wer hätte früher gedacht, dass das Zementwerk einmal wegkommt, oder Degerdon.“ „Wenn
Rauch später mal alles an Nestle verkauft, dann haben wir nichts mehr zu melden.“ 

Deswegen wurde in den Gesprächen öfters gefordert: „Das Neugut soll keinesfalls an Groß-
industrielle  verkauft  werden.  Sollte  es  umgewidmet  werden,  dann  soll  es  die  Gemeinde
kaufen und verwalten.“ „Auf jeden Fall wäre durch den Besitz der Gemeinde eine bessere
Steuerung möglich, sollte ein Unternehmen Konkurs gehen oder andere Vorhaben planen.
Auch Spekulationen wären ein Riegel vorgeschoben, da Mietpreise und Vergaben durch die
Gemeinde geregelt werden.“

Daraus entwickelte sich ein Vorschlag,  der  auch in  der  Mehrheitsfraktion der  Gemeinde-
vertretung als mögliche Alternative gesehen wird: „Der Grund gehört den Grundbesitzern. Es
gibt auch die Variante, dass Rauch ihn aufgrund der Vorverträge kauft und an die Gemeinde

Grünzone Ludesch, Bericht (mwa, 26. Okt. 2021) S. 80



weitergibt.“ Alternativ dazu könnte die Firma Rauch aus den Vorverträgen aussteigen und
den Grundbesitz der Gemeinde überlassen.

Dazu gab es zahlreiche ähnlich klingende Stimmen:

• „Aber vielleicht wäre eine aktive Bodenpolitik eine Möglichkeit – die Gemeinde kauft
die  Grundstücke  und  vergibt  sie  im  Baurecht.  Vorteile:  Das  Thema  „Wasser“  ist
erledigt, denn da hat die Gemeinde die Hand drauf. Und mit dem Land können wir
entscheiden, was gemacht wird.“

• „Rauch im Baurecht wäre perfekt. Das wäre was ganz anderes, ein ganz anderer
Weg. Das wäre gut für‘s Wasser und gut für die Flächen. Wir können dann auch
Vorgaben in der Höhe machen.“

• „Ein Verkauf, ohne dass die Gemeinde davon etwas hat, wäre Wahnsinn. Die Ge-
meinde soll den Grund kaufen und Grundbesitzer bleiben und das an die Firmen im
Baurecht verpachten. Dann hat die Gemeinde die Hand auf dem Wasser, sie kann
die baulichen Maßnahmen steuern, Es erhöht die finanziellen Möglichkeiten der Ge-
meinde, und sie hat Spielräume, wo uns jetzt die Hände gebunden sind (seit Jahren
suchen wir einen Platz für die Jugend, der könnte da unten sein).“ 

• „Deswegen ist das die optimale Alternative, weil es langfristig gedacht ist. Und dann
können wir auch Betriebe ansiedeln, die mehr Arbeitsplätze bringen.“ 

• „Die reichen Agrargemeinschaften in Thüringen und Nenzing verkaufen auch nicht
mehr (Liebherr, Suterlüty…) Oder Zimbapark in Bürs. Oder Rankweil...“ 

Eine solche Option wurde im direkten Gespräch auch von der Firma Rauch nicht von vorn-
herein ausgeschlossen, wobei die Vertragsbedingungen (Laufzeit, jährliche Kosten, sonstige
Kompensationsmaßnahmen) erst ausgehandelt werden müssten.

Aus Sicht der Wirtschaftsabteilung im Land heißt es: 

„Baurecht ist völlig legitim, das kann man heute von einem Betrieb erwarten. Haberkorn hat
auch im Baurecht erweitert. Natürlich für einen längeren Zeitraum, nicht nur 10 Jahre. Die
Wirtschaft muss auch auf die Leute zugehen und muss die Gesamtsituation berücksichtigen
und die anderen verstehen. "Wenn mir die Öffentlichkeit entgegenkommt und es mir ermög-
licht, zu erweitern und Geld zu erwirtschaften, das letztlich in meinem persönlichen Geld-
beutel landet, dann muss ich dafür Verständnis haben, dass die Gemeinde die Hand auf dem
Land hat." Das ist  ein ehrlicher Ansatz, braucht Verständnis von beiden Seiten. (…) Wer
kann denn schon größere Flächen und ganze Betriebe kaufen Das sind nur wenige. Manche
von den Großbetrieben haben sehr viele Flächen landauf landab. Das verstehe ich, dass die
Leute da sagen, es muss nicht immer alles auf den großen Haufen kommen. Also Baurecht
ist völlig richtig. Mit so einem Projekt hätten am Ende beide Lager gewonnen und es wäre
wieder Frieden im Dorf. “

Allerdings: „Auch wenn man das im Baurecht vergibt, sind die Böden trotzdem versiegelt.“
Und:  „Für die Landwirtschaft  bringt  es aber nicht  viel.  Aber  es ist  gut,  wenn Flächen im
Eigentum der Allgemeinheit bleiben.“ 
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Der Klärungsprozess aus der Sicht des REP

Wie bereits eingangs erwähnt, soll der Klärungsprozess auch ein Baustein für die gesetzlich
notwendige  Evaluation  des  Räumlichen  Entwicklungsplans  REP sein,  wie  sie  im  neuen
Raumplanungsgesetz vorgesehen ist. Deswegen ist auch die raumplanerische Betrachtung
wichtig. Auch dazu haben manche Gesprächspartner bereits Entwicklungsziele, aber auch
offene Fragen formuliert.

Diese betreffen teilweise die gesamte Dorfentwicklung und gehen damit weit über die Frage
nach der Nutzung des Neuguts hinaus:

• „Es geht ja auch grundsätzlich um die Ludescher Gemeindeentwicklung, mit einem
alten Zentrum und eine künstlichen neuen Zentrum.“

• „Da sollte ein Gesamtkonzept für den Ortseingang her, mit einer guten Gestaltung -
das wäre jetzt eine Chance.“

• „Geschäfte, Treffpunkte Kultur im Dorfzentrum - da fehlt es. Letztlich geht es darum:
was ist das wünschenswerte Dorf'.“ 

• „Nicht so gut sind die neuen Wohnsiedlungen. Die BNZ verhindern vieles für eine
gute Gestaltung. Wenn man mit  den Flächen an Grenzen stößt,  dann wundert es
mich,  warum  man  nicht  in  die  Höhe  geht.  Z.B.  Zehentäcker,  das  sind  alles
Einfamilienhäuser. Wenn man die Siedlungsgrenzen halten will, muss man doch den
Platz besser nutzen.“

• „Wir bitten deshalb die Verantwortlichen bei jedem Bauvorhaben zu überprüfen, ob
bestehende Objekte genützt  werden können (z.B:  Steinbruch in  Ludesch),  ob der
Flächenverbrauch schon bei der Planung minimiert  werden kann (z.B.:  Parkplätze
grundsätzlich auf ein Oberdeck, verdichtete Bauweisen auch im privaten Wohnungs-
bau).“

• „Verkehrsflächen in den Untergrund verlegen.“

• „Wie  entwickeln  sich  die  Dörfer  (Handwerk,  Nahversorgung…)?“  Oder:  „Eine  Art
Schauraum für  regionale  Produkte  (egal,  ob  Textil,  Lebensmittel,  Handwerk,  bunt
gemischt) aus der Region Walgau.“

• „Ein Platz  für  die  Jugend fehlt.  Man muss auch mal  „städtisch“  denken,  wo man
bestimmte Entwicklungen (z.B. Jugend) zulassen kann.“

Der REP- Überarbeitungsprozess könnte auch zum Anlass genommen werden, die grund-
sätzlichen Diskussionen aus den letzten Jahren weiter  zu führen. Dafür plädierten einige
Gesprächsteilnehmer:

• „Den REP-Prozess sollten wir auch dazu nutzen, uns grundsätzlich Gedanken über

die wünschenswerte Zukunft in Ludesch machen.“ 

• „Wie hat sich Ludesch in den letzten 50 Jahren entwickelt. Da kann man Luftbilder
übereinanderlegen und das analysieren.“ Und auch die Bevölkerungsentwicklung im
Vergleich zu den Prognosen im REK anschauen.

• „Experten sollen die Dorfstruktur anschauen: Wie kann man Potentiale aktivieren?“
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• „Vielleicht kann man Veranstaltungen zusammen mit der Gemeinde durchführen (vgl.
die mit Gerlind Weber). Das könnte im Rahmen der REP-Erarbeitung stattfinden.“

• Grundsätzlich sollten wir unser Wirtschaftsmodell ändern, aber das ist das Problem,
weil man ja als politischer Vertreter in die Strukturen eingebunden ist

Natürlich spielt auch die Notwendigkeit für weitere Betriebsflächen in Ludesch eine wichtige 
Rolle in der Diskussion:

• „Wir müssen etwas entwickeln, sonst haben wir ein Ungleichgewicht zwischen den
Flächennutzungen. Als Wohngemeinde sind wir zum Tode verurteilt. Wir müssen auf-
passen, dass wir nicht in eine Abwärtsspirale kommen (Abwanderung, weniger Infra-
struktur, Schule, Kindergarten…). Jeder will Arbeit. Wenn Ludesch bleiben und nicht
wachsen soll, dürfte es auch keinen Zuzug mehr geben.Und wenn wir anderswo im
Dorf ein Betriebsgebiet ausweisen, scheppert‘s gewaltig.“ 

• „Für die Klein- und Mittel-Unternehmer gibt es keine geeigneten Möglichkeiten, um

sich ein Unternehmen aufzubauen, weil schlicht und einfach Großunternehmen die
Grundstücke wegschnappen.“ Und: „Aufgrund der Entwicklung der Grundstücks- und
Baupreise wird es zunehmend schwieriger für junge Menschen, sich in Vorarlberg
eine leistbare Zukunft aufzubauen. Wenn ein junger Mensch sich entschließt, Unter-
nehmer zu werden, fehlt es jetzt schon an Perspektive. Gewerbeflächen, die zu leist-
baren Preisen vermietet werden, bringen langfristig Arbeitsplätze und Einnahmen für
die Gemeinde.“

• Auch hier wird wieder eine Vergabe im Baurecht vorgeschlagen: „Die Gemeinde soll

alles kaufen und nur auf Baurecht vergeben (maximal für 25 Jahre). Das soll so durch
Verträge verankert werden. (nicht das durch Umwege doch wieder verkauft wird) Es
soll nur kleine Parzellen geschaffen werden – max. 1.500 m², die dann einzeln an
Interessenten aus Ludesch vermietet werden.“ 

• Und mit Blick auf das Neugut: „Man könnte ein attraktives Gebiet aufbauen, mit  einer
guten Infrastruktur (Kinderbetreuung und Café / Kantine); dann kommen schnell Be-
triebe.“

Die  letzten  beiden  Lösungsvorschläge  lasse  sich  allerdings  nach  der  Klarstellung  des
Landes zur Nutzung der Landesgrünzone an dieser Stelle nicht verwirklichen.

Aufgrund der beengten räumlichen Verhältnisse werden regionale Lösungen favorisiert:

• „Eine Walgauer Industriegebietsgenossenschaft, die alle Flächen verwaltet und die
Einnahmen verteilt.“

• „Es wäre höchst an der Zeit, dass sich bezüglich Betriebserweiterungen die Walgau-
gemeinden  zusammen  schließen,  denn  dass  jede  einzelne  Gemeinde  kostbaren
Boden zubetoniert, ist meiner Meinung völlig falsch.“ 

• „Vielleicht könnte man für die Nutzung des Neuguts die umliegenden Gemeinden mit
ins Boot holen und das regional machen (Blumenegg-Gemeinden, evtl. Nüziders oder
sogar das Große Walsertal). Evtl. können wir es gemeinsam kaufen und finanzieren.
Dann müsste man über die Kommunalsteuer-Aufteilung diskutieren.“
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Eine Enkel- taugliche Zukunft

Sehr viele Gespräche – und das zeigt auch die Qualität der Diskussion um das Ludescher
Neugut – betrafen Themen einer „enkeltauglichen“ Zukunft, wie das in der Vorarlberger Stra-
tegie zur Energieautonomie genannt wird. „Das hat auch was mit Generationengerechtigkeit
zu tun. Unsere Kinder haben die Möglichkeit, etwas selber zu machen und zu entwickeln.“
Oder: „Und daher bitte ich in diesem Prozess über Legislaturperioden hinauszudenken und
unbedingt in Generationen zu denken: Was heißt die Nutzung des Neuguts in 25, 50 oder
gar hundert Jahren (das sind die nächsten 3 – 4 Generationen)?“

Die Natur schützen, ist eines der Themen, die Ludescher Bürgerinnen und Bürger beschäf-
tigen. Da ist eine große Sorge, die einige umtreibt und die das Ergebnis der Volksabstim-
mung mit beeinflusst hat: „Ich hoffe, dass unsere Natur erhalten bleibt. Wir haben eine Ver-
antwortung für unsere nächste Generation und ich möchte meinen Enkeln sagen können,
dass ich mich dafür nach meinen Möglichkeiten eingesetzt habe!“

Weitere Zitate aus meinen Gesprächen sind: „Schon länger verfolge ich dieses Thema ge-
nau und was mich am meisten beschäftigt ist die Tatsache, dass ich das Gefühl habe, dass
die Erhaltung der Natur keine Stimme hat.“ „„Die wichtigste Partei geht in diesem Getöse
leider unter. Es ist das Ludescher Neugut selbst, das keine Lobby hat und keine Stimme.“
Oder: „Es heißt bei den Firmen immer "Ja, wir sind für den Boden, für das Klima... Aber in
diesem Einzelfall... Und die Kumulierung wird völlig außer Acht gelassen. Wir brauchen ein
größeres  Denken,  über  Generationen.“  Und:  „Wenn  wir  Ludescher  nicht  sorgfältig  mit
unseren Ressourcen umgehen, warum soll dies in Vorarlberg besser sein? Warum soll die
Abholzung  der  letzten  Regenwälder  aufhören,  wenn  schon  wir  Ludescher  mit  unserem
unmittelbaren Lebensraum achtlos umgehen?“ Die Konsequenz in dieser Betrachtung: „Es
ist  höchste  Zeit  für  eine  Gesinnungsänderung.  Die  Erhaltung  der  Natur  muss  Priorität
bekommen.  Weshalb  könnten  wir  nicht  eine  Umweltvorzeigegemeinde  werden,  die  sehr
bedacht mit den Grünflächen und der Natur umgeht? Eine den Naturschutz integrierende
Gemeindepolitik ist die Zukunft.“ 

Ein  weiteres Thema ist  der  Klimawandel,  der  langsam immer mehr  ins Bewusstsein der
Menschen gerät. Auch dazu ein paar Stimmen: „Durch die Klimaveränderung werden Her-
ausforderungen auf uns zukommen, die wir uns noch gar nicht vorzustellen wagen und die
verdrängt  werden.“  „Die letzten Nachrichten über verheerende Wetterkapriolen in unserer
nächsten  Umgebung  (...)  lässt  uns  auch  an  Sie  schreiben!“  Oder:  „Gilt  der  in  Europa,
Österreich und Vorarlberg ausgerufene Klimanotstand auch in Ludesch?“

Und ausführlich: „Wahrscheinlich lesen Sie ebenso wie ich beinahe täglich in den Schlag-
zeilen  über  die  Klimakrise,  in  der  wir  uns  unmissverständlich  befinden.  Alle  wissen  im
Grunde Bescheid darüber, dass eines der Kernprobleme in Österreich die massive Verbau-
ung und Versiegelung der fruchtbaren Böden darstellt. Sie wissen, dass diese Böden fehlen
um Stickstoff  zu speichern,  um für  die lokale Ernährung zu sorgen oder  Lebensraum zu
bieten. Die Faktenlage ist klar und im Grunde wären viele Menschen theoretisch dazu bereit,
konkrete Schritte dagegen zu setzen. Nur nicht – und das ist der entscheidende Knackpunkt
– wenn es persönliches Umdenken erfordert. Boden ist kostbar. Auch der Boden im Neugut.
Warum nicht hier anfangen? Vor der eigenen Haustüre? Aus diesem Grund habe ich aus
vollster Überzeugung mit "Ja" gestimmt - für den Erhalt des Ludescher Neuguts.“
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Damit einher gehen grundsätzliche Fragen zu unserem Lebensstil: „Ich bin sehr überzeugt
davon, dass wir mit unserem Lebensstil nicht mehr so weitermachen können wie bisher und
die Maxime „höher, schneller, weiter, mehr Gewinn“ ein Auslaufmodell ist. Unser Planet ist
endlich  und wir  müssen sehr  gut  auf  ihn  Acht  geben,  damit  wir  noch länger  überleben.
Deshalb  ist  es  höchste  Zeit,  dass  wir  alle  unseren  Lebensstil  ändern.“  „Wenn  wir  so
weitermachen wie bisher,  dann werden wir es in absehbarer Zeit  und unsere Kinder erst
recht, sehr schwer haben, denn wir werden die ersten sein, die nicht mit dem Gewohnten
(Überfluss) weitermachen können, sondern die verzichten müssen.“ 

Es werden auch grundsätzliche Fragen zu unserem Wirtschaftssystem gestellt: „Ich denke,
dass das Wirtschaften mit ethischen Werten möglich ist und das die Zukunft sein muss.“ „Ist
Gewinn der wichtigste Wert? Oder ist  es doch ein lebenswertes Leben im Grünen, ohne
Stress, mit guten Freunden und sinnvoller Lebensgestaltung?“ „Wie viele Pandemien, Hoch-
wasser- und Lawinenereignisse und andere extreme Wetter Situationen braucht es noch, um
eine intakte Umwelt vor materiellem Gewinn zu stellen?“ „Ich denke, dass die ganze Sache
von einer anderen Seite betrachtet werden sollte.  Obwohl Habgier ein wesentlicher Faktor
unseres herrschenden Wirtschaftssystems ist, darf sie nie als solche erscheinen und wird
hinter den Etiketten wie Wachstum, Erfolg, Fortschritt, Arbeitsplätze schaffen,.. versteckt.“

Aber natürlich gibt es auch die anderen Stimmen: „Man muss sich doch auch mal überlegen,
woher unser Wohlstand kommt.“ Oder: „Lassen sie sich nicht von dieser Grün-Mafia ein-
schüchtern.“  Aber  das  waren  in  meinen  Gesprächen  und  E-Mails  nur  wenige  einzelne,
während die oben gesammelten Zitate nur ein Ausschnitt aus all meinen Gesprächsnotizen
darstellen, die sich um eine „enkeltaugliche Zukunft“ Gedanken machen. Das Thema bewegt
die Menschen mehr, als sich mancher vielleicht eingestehen will. Daher zum Schluss dieses
Kapitels  noch  ein  Appell  aus  einer  E-Mail:  „Politischen  Entscheidungsträger  haben  eine
große Verantwortung, deshalb bitte ich euch alle auf das eigene Gewissen zu hören und
danach zu entscheiden.“

Wir müssen miteinander reden

Was mir im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung der Gemeinde Ludesch sehr gut gefallen
hat, war der Wunsch vieler, dass wieder mehr und vor allem wieder konstruktiver miteinander
geredet wird: „Warum können wir nicht mehr zusammenhocken und über die Dinge reden?
Das funktioniert gar nicht, lieber redet man über Ecken übereinander und lässt sich Dinge
ausrichten. Niemand will mehr ernsthaft zuhören und Anliegen verstehen und hinterfragen.“
Oder: „Zur Lösung der Klimakrise wird es nicht genügen, die Ausarbeitung entsprechender
Konzepte von der Politik einzufordern. Wir, die Leute, müssen uns Orte schaffen, um mitein-
ander zu reden und zu beraten, was zu tun und wovon abzulassen ist.“ Oder: „Hock‘ dich her
und erklär‘ mir, was dir wichtig ist.“

Aus diesem Grund gab es auch positive Rückmeldungen zu diesem Klärungsprozess: „Zu
allererst möchte ich mich bei euch allen herzlich bedanken, dass ein Klärungsprozess   zu-
stande kommt und ein Dialog stattfinden kann, damit in einem Prozess konstruktiv diskutiert
werden kann und Lösungen gefunden werden.“  Oder:  „Ich melde mich zu Wort,  weil  ich
hoffe, dass dieser Prozess den Keil in der Gemeinde verschwinden lässt.“ 
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Ähnliches wurde auch schon vor der Volksabstimmung gesagt: „Wie immer die Wahl aus-
gehen mag,  wir  wissen,  dass die Diskussionen,  Debatten und Kontroversen ein gewinn-
bringender Beitrag zur demokratischen Kultur nicht nur in Ludesch, sondern auch im Walgau
bzw.  im ganzen Land sind,  und dass sie  einen Beitrag zur  Bewusstseinsbildung für  die
schwierige  Lage,  in  der  sich  unsere  Gesellschaft  befindet,  leisten.“  (Initiative  Ludesch,
Rundbrief Nr. 9, Nov. 2019).

Zwei Vorschläge

Das Ziel des Klärungsprozesses war es, alle Argumente noch einmal gegenüber zu stellen.
Der Prozess wurde ein ergebnisoffener Prozess konzipiert. Bgm. Martin Schanung erklärte
zu Beginn: Auf jeden Fall ist es wichtig, dass wir nicht über das Ergebnis der Volksabstim-
mung einfach „drüberfahren“. Mit dem Prozess sollte geklärt werden, ob sich die Rahmen-
bedingungen in der Gesamtschau heute wesentlich anders darstellen. Auf dieser Grundlage
kann entschieden werden,  ob es gerechtfertigt  wäre,  das Ergebnis der Volksabstimmung
noch  einmal  zu  überdenken.  Außerdem  sollten  im  Prozess  Vorschläge  für  das  weitere
Vorgehen erarbeitet werden.

Der Klärungsprozess hat einige neue Argumente erbracht und manche alten Argumente in
ein anderes Licht gerückt. Aber die Rahmenbedingungen, unter denen die Volksabstimmung
stattgefunden hat, haben sich nicht wesentlich geändert. Vor allem die jüngsten Aussagen
des Landes zum Umgang mit der Landesgrünzone machen klar, dass es bei einer Nutzung
des  Neuguts  als  Betriebsfläche  im  Kern  immer  noch  um  eine  Erweiterung  der  Firmen
Rauch / Ball Red Bull geht. Nur dafür ist eine Änderung der Landesgrünzone aus Sicht des
Landes denkbar. Örtliche Betriebe können sich ggf. „andocken“, wenn dies in einem deutlich
untergeordneten Ausmaß erfolgt und ein akuter Bedarf nachweisbar ist.

Wenn die Gemeinde Ludesch die Volksabstimmung ernst nimmt, sollte sie das ursprüngliche
Projekt  einer Rauch-Erweiterung, wie es vor zwei Jahren zur Debatte stand, nicht weiter
verfolgen. Statt dessen haben sich in den Gesprächen grundsätzlich zwei Lösungsvarianten
abgezeichnet:

1. Das Neugut  grundsätzlich  von  einer  Bebauung  freihalten  oder  zumindest  mit  der
Entscheidung über eine Nutzung abzuwarten

2. Ein neues Projekt zu entwickeln, d.h. das Projekt der Rauch- Erweiterung deutlich zu
überarbeiten und dabei wesentliche Kritikpunkte zu berücksichtigen.

Die zwei Varianten werden hier vorgestellt.

1. Keine Bebauung des Neuguts, zumindest nicht in den nächsten Jahren

Die  deutliche Mehrheit  der  Bürgerinnen  und Bürger  von Ludesch,  mit  denen ich  in  den
letzten Monaten gesprochen habe, würde diese Lösung bevorzugen. Auch eine kleine, nicht
repräsentative Straßenumfrage kommt zum selben Ergebnis: Es wäre mehrheitsfähig, das
Neugut nicht zu bebauen oder zumindest  ein paar Jahre mit einer Entscheidung zu warten.

Dafür sprechen die Erkenntnisse der  Wissenschaft  und die Ereignisse des Jahres 2021.
Denn wir beginnen als Gesellschaft erst langsam zu verstehen, welche Folgen der Klima-

Grünzone Ludesch, Bericht (mwa, 26. Okt. 2021) S. 86



wandel mit sich bringt – sei es direkt über extreme Wetterereignisse, sei es indirekt über
weltweite Veränderungen der globalen Politik und Wirtschaft.

Ein möglicher Stichtag wäre das Jahr 2030. Es gilt als wichtiger Meilenstein im Kampf gegen
den Klimawandel. Bis dahin dürfte besser absehbar sein, unter welchen gesellschaftlichen
und  politischen  Rahmenbedingungen  sich  das  Land  Vorarlberg  und  damit  auch  die
Gemeinde  Ludesch  sowie  global  agierende  Unternehmen  weiter  entwickeln.  Veränderte
Bedarfe sind besser abschätzbar und die Gemeinde erhält sich das Potential, auf diese zu
reagieren. Das spricht dafür, die Entscheidung über die Nutzung des Neuguts noch ein paar
Jahre aufzuschieben. 

Die Vorteile dieser Lösung aus Sicht des Gemeinwohls sind:

• Die Flächen im Neugut bleiben für eine landwirtschaftliche Nutzung erhalten.

• Es findet keine Flächenversiegelungen statt.

• Die Gemeinde behält auf ihrem Grundstück das Wasserrecht.

• Die heute  noch schwer  vorhersagbaren Entwicklungen beim Klimawandel  können
besser berücksichtigt werden.

• Die  Gemeinde  hält  sich  alle  Optionen  einer  späteren  Nutzung  offen,  spätere

Generationen können entscheiden.

Die Nachteile dieser Lösung aus Sicht des Gemeinwohls sind:

• Es gibt  kein  Betriebsgebiet  und  damit  keine  zusätzlichen Einnahmen für  die  Ge-
meinde.

• Es gibt weniger zusätzliche Arbeitsplätze und Wertschöpfung in der Region.

2. Ein neues Projekt „Rauch- Erweiterung“

Ein neues Projekt  „Rauch-Erweiterung“  (möglichst  ergänzt  um örtliche Betriebe)  wird vor
allem von einigen Gemeindevertretern favorisiert. Für viele ist „Abwarten“ keine Option. Sie
wollen  Dinge  voranbringen,  agieren  und  die  Zukunft  der  Gemeinde  gestalten.  In  einer
Betriebsansiedlung im Neugut sehen sie eine Chance für die Gemeindeentwicklung, die mit
„Abwarten“ vertan wird und vielleicht nicht wiederkommt.

Ein besseres Projekt berücksichtigt möglichst viele Kritikpunkte aus der Volksabstimmung
und versucht, Abhilfe zu schaffen. Dafür habe ich in meinen Gesprächen eine ganze Reihe
von Ideen und Anregungen gesammelt:

1. Die Rauch-Erweiterung wird auf Flächen realisiert, die der Gemeinde gehören und in
Erbpacht vergeben werden. Nur dann werden die Flächen als Betriebsgebiet gewid-
met. Dazu müsste die Firma Rauch von ihrem Vorkaufsrecht zurücktreten und die
Gemeinde kauft die Grundstücke. So hat die Gemeinde den Zugriff auf das Grund-
wasser  unter  den Flächen.  Die  Firma Rauch kann das gewidmete Betriebsgebiet
nicht anderweitig nutzen oder an einen Konzern verkaufen. Und in einem absehbaren
Zeitraum nach dem Ablauf  des Baurechtsvertrags kann noch einmal neu überlegt
werden, was mit den Flächen geschehen soll. Die Firma Rauch steht nach eigenem
Bekunden  einem  Baurecht  nicht  grundsätzlich  ablehnend  gegenüber.  Für  einen
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Baurechtsvertrag sind zahlreiche Details auszuhandeln,  von der Laufzeit  und dem
Pachtzins bis zu weiteren Kompensationsleistungen.

2. Zu diesem Verbesserungsvorschlag gehört auch, dass die Grundbesitzer einen ge-
ringeren Preis pro m² zugunsten der Gemeinde akzeptieren. Das ist gerechtfertigt, da
sie ja erst durch die Planungen der Gemeinde zu der lukrativen Verkaufsmöglichkeit
gekommen sind.  Bis vor wenigen Jahren waren sie Besitzer von Landwirtschafts-
flächen mit einem geringen Verkaufspreis. Und ein guter Kompromiss zeichnet sich
dadurch aus, dass alle Beteiligten ihren Beitrag dazu leisten. Allerdings wird auch das
einige Verhandlungen brauchen, bis alle Grundeigentümer damit einverstanden sind.

3. Ein  großes  Problem  ist  der  Verlust  hochwertiger  landwirtschaftlicher  Flächen  im
Neugut.  Auch  bei  einem  verbesserten  Projekt  „Rauch-  Erweiterung“  stehen  die
Flächen für eine landwirtschaftliche Nutzung nicht mehr zur Verfügung. Sie lassen
sich  auch  später  nicht  so  einfach  wieder  in  eine  landwirtschaftliche  Nutzung
zurückführen.  Möglicherweise  können  dafür  andere  Flächen  in  der  Umgebung  in
einem Pilotprojekt  aufgewertet  werden,  um den  Verlust  für  die  landwirtschaftliche
Erzeugung  etwas  abzumildern.  Im  Zusammenwirken  von  Landwirten,  Gärtnern,
Grundeigentümern und Bürgern, die die Erzeugnisse kaufen, mit Unterstützung der
Gemeinde  und  ggf.  mit  finanziellen  Mitteln  der  Fa.  Rauch  können  gute  Ideen
entwickelt und ausprobiert werden. 

4. Bis  Ende 2022 muss die  Gemeinde  Ludesch ihren Räumlichen  Entwicklungsplan
(REP, ehemals REK) überarbeiten. Dabei sollte die Suche nach weiteren Betriebs-
standorten auf dem Gemeindegebiet intensiviert werden (die auch neue, innovative
Lösungen beinhaltet, wie z.B. Misch- und Erdgeschossnutzungen, die Überbauung
von Parkplätzen oder Zwischennutzungen).  Dabei sollte  die regionale Zusammen-
arbeit  mit  den  Nachbargemeinden  bzgl.  gemeinsamer  Betriebsstandorte  vorange-
trieben  werden.  Im  Zuge  der  REP-Erarbeitung  wäre  es  meines  Erachtens  auch
wünschenswert,  dass die Gemeinde gemeinsam mit  der Initiative Ludesch grund-
sätzliche Fragen der künftigen Entwicklung und des Lebensstils sowie der weiteren
(räumlichen)  Entwicklung  der  Gemeinde  öffentlich  diskutiert.  Durch  einen  solchen
konstruktiven Diskurs finden die engagierten Ludescher:innen wieder zusammen.

5. Parallel dazu kann eine genaue Berechnung des Kosten- Nutzen Verhältnisses der
Betriebserweiterung durchgeführt werden, die neben den fiskalischen Wirkungen auf
die Gemeindefinanzen auch die Sekundäreffekte und die ggf. notwendigen zusätz-
lichen Ausgaben der  Gemeinde für  die  notwendige Infrastruktur  für  das  Betriebs-
gebiet  und die Bedürfnisse der Beschäftigen (Wohnen, Soziales…) berücksichtigt.
Diese ist als spätere Entscheidungsgrundlage wichtig und ist ebenfalls eine wichtige
Entscheidungsgrundlage für einen REP.

6. Ein mögliches Projekt „Rauch-Erweiterung“ (plus ggf. in untergeordnetem Maßstab
Ludescher Betriebe) sollte intensiv mit  der jüngeren Generation der etwa 16 – 25
jährigen Ludescher Bürgerinnen und Bürger diskutiert werden. Sie sind in der De-
batte wenig zu Wort gekommen (bzw. haben sich wenig zu Wort gemeldet). Ihnen
sollten gute Angebote gemacht werden, wie sie die Argumente der Befürworter und
Gegner  gegenüberstellen,  einem Faktencheck unterziehen und diese für  sich  be-
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werten können. Veranstaltungsformate in kleinen Gruppen zur intensiven Diskussion
und  ein  entsprechendes  Veranstaltungsdesign  würden  noch  einmal  einen  neuen
Blickwinkel  in  die  öffentliche Diskussion bringen.  Dazu braucht  es  allerdings  eine
professionelle Begleitung mit Kompetenzen in der Jugendbeteiligung, bspw. durch die
Fachhochschule  Vorarlberg.  So  lassen  sich  Formate  entwickeln,  die  von  den
Jugendlichen auch wirklich nachgefragt werden.

All diese Punkte sollten gemeinsam im Paket realisiert werden. Vielleicht kann man so die
verschiedenen  Interessen,  die  in  der  Diskussion der  letzten  Jahre  zutage traten,  wieder
etwas miteinander versöhnen.

Die Vorteile dieser Lösung aus Sicht des Gemeinwohls sind:

• Für die Gemeinde können zusätzliche Kommunalsteuern  und über  privatrechtliche

Vereinbarungen  mit  den  Baurechtsnehmern  weitere  Vorteile  für  die  Gemeinde
generiert werden.

• Über das Baurecht finanziert die Gemeinde den Kauf der Grundstücke.

• Die Flächen im Neugut incl. des Wasserrechts kommen in den Besitz der Gemeinde.

• Spätere Generationen haben auch die Möglichkeit, nach Ablauf des Baurechtsver-

trags über die weitere Nutzung zu entscheiden.

Die Nachteile dieser Lösung aus Sicht des Gemeinwohls sind:

• Die Flächen werden einer landwirtschaftlichen Nutzung dauerhaft entzogen.

• Die Flächen werden versiegelt.

Ein Kompromiss könnte sein, vorerst mit der Entscheidung über eine Bebauung des Neuguts
abzuwarten. Abwarten heißt ja nicht, die Hände in den Schoß zu legen und nichts zu tun. Die
Zeit des Abwartens kann klug genutzt werden, um ein besseres Projekt zu planen. Dazu sind
intensive  Verhandlungen  notwendig:  Mit  der  Fa.  Rauch  über  die  Vertragslaufzeit  und  -
bedingungen, mit den Grundbesitzern über den Verkaufspreis usw. Auch die konzeptionellen
Vorarbeiten  benötigen  Zeit,  von  der  REP-Überarbeitung  über  die  Berechnung  der
gesamtwirtschaftlichen  Effekte  bis  zur  Planung  zusätzlicher  landwirtschaftlicher
Kompensationsmaßnahmen. In dieser Phase können die engagierten Bürger:innen gut und
konstruktiv  zusammenarbeiten.  Bis  das  Ganze dann so weit  gediehen ist,  dass  an eine
Umsetzung gedacht werden kann, dauert es einige Zeit. Bis dahin ist vermutlich auch eher
absehbar,  welche  Entwicklungen auch  noch berücksichtigt  werden  müssen.  Und ob  das
neue  Projekt  dann  mehrheitsfähig  ist,  könnte  dann  in  einigen  Jahren  in  einer  neuen
Volksabstimmung entschieden werden.

Ich hoffe, nach Lektüre meines Berichts fühlen sich die Bürgerinnen und Bürger von Ludesch
gut informiert und sagen: „Das war ein guter, ein seriöser Prozess, der allen Beteiligten ge-
recht wurde, und wir haben eine gute Entscheidungsgrundlage für die Gemeindevertretung.“
Dann habe ich meinen Auftrag erfolgreich durchgeführt.

Ravensburg, den 26. Okt. 2021
Manfred Walser
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Quellen:

Gespräche und E-Mails

Datum Anzahl Personen

17.06.21 9 Aigner Christoph (Initiative Ludesch)
Mail 1 Amann Johanna 
Mail 2 Ammann Kurt + Yvonne 
05.07.21 2 Bickel Cornelia u Joachim
Mail 1 Bischof Markus 
28.06.21 6 Bischof Ruth (Erbengem. Hartmann)
29.06.21 1 Bitschnau Martin (Blumenegg Baurechtsverw.)
01.07.21 1 Blank Thomas (VIId)
12.07.21 1 Breiner Hildegard 
29.06.21 1 Burtscher Jürgen
08.07.21 1 Burtscher Martin 
30.04.21 2 Concin Adi (und Claudia Schaier)
Mail 1 Ehgartner Jutta 
Mail 1 Feurstein Doris 
Mail 1 Ganahl Manfred
24.06.21 1 Hänsler Kurt 
29.6., lfd. 1 Hartmann Heike
Mail 1 Hartmann Hildegard
Mail 1 Hartmann Isabella
Tel. 1 Huber Gerhard
16.06.21 1 Kopf Manfred (VIIa)
16.06.21 1 Lauermann Dieter
05.07.21 12 Liste gemeinsam für Ludesch
17.05.21 4 Liste Lutz (Bösch Markus)
07.07.21 2 Mathis Dietmar und Walter Vögel (Va)
Mail, Tel. 1 Meßner Marianne 
07.07.21 1 Moosbrugger Harald (Via)
Mail 1 Müller Doris 
Mail 2 Müller Markus und Christine 
Mail 1 Nessler Thomas 
Mail 1 Pfleger Andrea 
Mail 1 Raich Ulrike 
19.07.21 1 Rauch Jürgen
Mail 1 Schabus Elisabeth 
lfd. 1 Schanung Martin
16.07.21 1 Schlatter Johanna (VIIa)
28.06.21 1 Schneider Heinrich 
Mail 1 Sever Eduard 
Mail 1 Siemayr Johann 
19.07.21 9 Siemayr Katharina 
Mail 1 Simma Stefan (Landwirtschaftskammer)
12.07.21 1 Strele Martin 
Mail 1 Tschütscher Julia 
01.07.21 1 Walter Andreas
Mail 2 Wucher Alexandra und Weinold Simon
17.06.21 1 Zerlauth, Walter 

Summe 87 (darunter 3 Doppelnennungen)
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Schriftliche Quellen

• Räumliches Entwicklungskonzept der Gemeinde Ludesch, 2015

• Protokolle der GV Ludesch, https://www.ludesch.at/politik/sitzungsprotokolle/ 

• Gesprächsnotizen, Aktenvermerke und Protokolle der Gemeinde Ludesch (Ordner im
Gemeindeamt)

• Gesprächsnotizen der Regio Im Walgau (Protokolle der REK Arbeitsgruppen, 
Gesprächsnotizen zu Landwirtschaft, Grundwasser, etc.)

• Materialien der Initiative Ludesch, https://www.initiativeludesch.at/ 

• Grundwasserschongebietsverordnung, Fassung vom 21.01.2019

• Thomas Blank (Abt. Wasserwirtschaft), Grundwasserhaushalt im Walgau, 
Präsentation bei der Gemeinde Ludesch am 21. Dez. 2020

• Rudhart + Gasser / TKConsult, Grundwasseruntersuchung und Modellierung Walgau 
2010

• Talsohle von Rheintal und Walgau, Abgrenzung der Freiflächen von überörtlicher 
Bedeutung, Landesraumplan, Bericht zum Regierungsbeschluss vom 6. April 1977

• Landesraumplanung, Informationen zu den Landesraumplänen Grünzone Rheintal 
und Grünzone Walgau, Dez. 2018

• Grünzone Walgau, Herausnahme von Teilflächen, Erläuterungsbericht vom April 

2019,  Zahl: VIIa-24.018.54-6//-30, 1. April 2019

• Raumbild Vorarlberg 2030

• Raumplanungsgesetz 2019, kommentierte Ausgabe von Manuel Fleisch und Rai-
mund Fend, sowie Auswertung der Workshops zur Evaluation der Gesetzesnovelle.

• VoGIS Vorarlberger Geographisches Informationssystem: verschiedene Karten 
(Bodenertragswerte, Grünlandzahlen, Naturraum, Schutzwasserbau, 
Retentionsflächen, Grünzone usw., zT. bei der Regio Im Walgau)

• "Widmung von Flächen im Neugut", Beschlüsse des Verfassungsgerichtshof vom 27. 
Feb. und 6. Okt. 2020

• Fa. Rauch, Gebäudepläne

• Johann Bröthaler (TU Wien): Fiskalische Wirkungen von Betriebsansiedlungen am 
Beispiel der Gemeinden der Regio Im Walgau, 23. Feb. 2012

• Wolfgang Blaas et al. (TU Wien), Abschätzung des Bedarfs an Betriebsgebieten im 

Vorarlberger Rheintal bis 2030, Nov. 2009

• Meinungsbildung. Warum wir glauben, was wir glauben wollen“ NZZ vom 1. Mai 
2021,  https://www.nzz.ch/folio/warum-sie-nie-recht-haben-ld.1612968 

• Österreichischer Gemeindebund: Gemeindefinanzbericht Kompakt 2019, 
https://gemeindebund.at/website2016/wp-content/uploads/2019/12/gemeindefinanzbe
richt_2019.pdf 
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Medienberichte (chronologisch)

 „Rauch will Landesgrünzone für Betriebserweiterung nutzen“, VOL.at vom 3. Mai 
2018

 „Betriebserweiterung: Kritik am Bodenverbrauch“, ORF vom 4. Mai 2018

 „Bauern-Aufstand gegen Betriebserweiterungen“, ORF vom 6. Juli 2018

 „Begrenzter Boden und viele Interessen“, Die Neue vom 26. Aug. 2018

 „Betriebe dringen weiter in Grünzone vor“, Die Neue vom 20. Jan. 2019

 „Rauch-Betriebserweiterung: Pläne angelaufen“, ORF vom 12. April 2019

 „Aufruhr im Rauchtal“, Datum vom April 2019

 „Bürger wehren sich gegen Rauch-Erweiterung“, VOL.at vom 23. April 2019

 "Forderungen zum Schutz der Landesgrünzonen", VOL.at vom 28. Juni 2019

 „Rauch wirbt für Betriebserweiterung“, ORF vom 2. Juli 2019

 „Mehr als genug Unterschriften für Volksabstimmung über Rauch“, VOL.at vom 18. 
Juli 2019

 „Ludesch stimmt über Rauch-Erweiterung ab“, ORF vom 21. Aug. 2019

 „Betriebserweiterung: Politik und Industrie am Pranger“, ORF am 22. Okt. 2019

 „Rauch wirbt mit viel Geld für Betriebserweiterung“, ORF am 7. Nov. 2019

 „Vorarlberger Gemeinde stimmt gegen Projekt von Rauch und Red Bull“, die Presse 
vom 10. Nov. 2019

 „Streit um Rauch-Ausbau: "Der Verlierer ist am Ende Ludesch", Neue vom 11. Dez. 
2019

 „Volksabstimmung Ludesch Fall für Gericht“, ORF vom 21. März 2020

 „Wie das kleine Ludesch gegen Rauch und Red Bull ins Feld zieht“, Moment, 27. 
Nov. 2020

 „Nur wenn der Bürgermeister will?“, FALTER 11/21 vom 17.03.2021 

 „Man hat uns Länge mal Breite belogen“. Vorarlberger Nachrichten vom 16.04.2021
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